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 „Wer aber Rechtswissenschaft betreibt, soll mit Rechtsbegriffen arbeiten und seinen Gedan-
ken soweit abklären, bis er ihn in bekannten Begriffen ausdrücken kann. Er soll nicht fremde 
Begriffe in seine Wissenschaft hineintragen, auch nicht unter dem verdeckten Zierrat bezie-
hungsreicher Bilder. … Die Eigenart rechtlicher Einrichtungen, wie der Staat, die juristische 
Person, die Strafe, das Privatrecht, muss sich in klaren juristischen Begriffen ausdrücken 
lassen; sonst ist sie nicht klar erkannt.“ 
 

Walter Burckhardt (1944: 6, eigene Hervorhebung) 
 
 
 
 
 
„Wenn ein geistiges Gebilde, wie der Begriff, in der Sprache Gestalt gewinnt, so ist seine 
sprachgebundene Erscheinungsform erste Angriffsfläche für den Prozess der Erfassung seines 
Inhaltes, seines Sinnes. Die äußere Erscheinung bestimmt Art und Weise des Zugangs zum 
Inhalt des Begriffs, da jede Aufschließung eines geistigen Gehalts Kenntnis der Form und 
Vertrautsein mit dieser voraussetzt. Wenn also – wie dies die juristische Praxis erfordert – 
sprachlich ausgeformte Begriffe inhaltlich erfasst werden sollen, so führt dieser Prozess dazu, 
dass ‚Verstehen‘ geübt wird. Denn schon die erste Frage: ‚Welche Form liegt vor?‘ ist auch 
zugleich erste Frage allen Verstehens und somit auch erste Frage des juristischen Verste-
hens.“1  
 

Helmut Hatz (1964: 13) 

                                                            
1  Es wird sich zeigen, dass die Sprache nicht nur Form ist, sondern unendlich mehr, was schon hier nicht ver-

schwiegen werden soll. 





Vorwort 
 
 
Das vorliegende Buch ist eine überarbeitete Version meiner Dissertation, die im März 2012 
vom Fachbereich der Translations-, Sprach- und Kulturwissenschaft der Johannes Gutenberg-
Universität Mainz angenommen wurde. Mit ihr hängen die von mir angefertigte deutsche, 
auch die erste fremdsprachige, Übersetzung der vermögensrechtlichen Teile (Allgemeiner 
Teil, Schuld- und Sachenrecht) des Zivilgesetzbuch-Entwurfs der Qing-Dynastie (ZGE) und 
dessen Kommentierung zusammen. 
          Der Beginn der Rechtsreform Chinas vor gut 100 Jahren war die Geburtsstunde des 
modernen chinesischen Rechts, vor allem des Zivilrechts. Sie leistete eine juristisch-
konzeptionelle und damit rechtssprachlich-terminologische Pionierarbeit, von deren Früchten 
noch die Gegenwart zehrt, ob nun bewusst oder eher unbewusst. Diese kurz vor dem Ende der 
kaiserlichen Regierung initiierte Rechtsmodernisierung konfrontiert die sich mit den ein-
schlägigen Themen Auseinandersetzenden nicht nur mit politischen, soziologischen und sozi-
alpsychologischen sowie rechtskulturellen, -konzeptionellen und -geschichtlichen Gesichts-
punkten, sondern in besonderer Weise mit Problemen der sprachwissenschaftlichen Begriffs-
bildung. Umso mehr, da sich das Modernisierungsgeschehen weitgehend als ein Rezeptions-
prozess darstellt, in dem ausländische, vor allem deutsche, Modelle und Rechtsmaterialien 
umfangreiche Berücksichtigung fanden und weiterhin finden. Während die chinesische 
Rechtswissenschaft den Wert der Zivilgesetzgebung der späten Qing-Ära für gegenwärtige 
legislatorische und dogmatische Tätigkeiten auch allmählich erkannt und anerkannt hat, er-
mangelt es jedoch in sowohl der chinesischen als auch westlichen, insbesondere deutschen, 
Rechtsvergleichung, Sprach- und Rechtssprachwissenschaft vollständig an Untersuchungen 
zu der vielleicht wichtigsten Errungenschaft der vorrepublikanischen Rechtsmodernisierer: 
der Schaffung einer vermögensrechtlichen Terminologie, einer Zivilrechtssprache für die in 
China bislang unbekannten Rechtsbegriffe, -konzepte und -institute, auch wenn der chinesi-
sche Gesetzgeber des beginnenden 20. Jahrhunderts auf das zuvor bereits in Japan Geleistete, 
d. h. aus dem deutschen BGB heraus Vermittelte, zurückgreifen konnte. Diese Lücke scheint 
noch offensichtlicher, wenn man feststellt, dass als das Schlüsselprodukt der Qing-
Rechtsreform, der ZGE, die erste, vornehmlich nach dem BGB von 1896 konzipierte Zivil-
rechtskodifikation Chinas, bisher auf sowohl deutscher als auch chinesischer Seite weder aus 
juristischer noch aus rechtslinguistischer Perspektive in Angriff genommen worden ist. 
          Es ist das Anliegen der vorliegenden Arbeit, die grundlegenden und umfangreichen 
Beiträge zu untersuchen, die durch den ZGE für die moderne chinesische Vermögensrechts-
terminologie erbracht wurden. Um die o. a. Forschungslücke zu schließen, wird hier versucht, 
die chinesische Zivilrechtsmodernisierung, mit dem ZGE als Zentralgegenstand, aus dem bis-
her völlig vernachlässigten rechtslinguistischen Blick zu betrachten, und zugleich den bisher 
kaum behandelten chinesisch-deutschen Rechtssprachvergleich am Beispiel des ZGE mit des-
sen deutscher Übersetzung durchzuführen. Angesichts der Natur und Zielsetzung dieser Ar-
beit wird die Untersuchung der terminologischen Beiträge des ZGE zu Chinas modernem 
Vermögensrecht interdisziplinär bewerkstelligt: rechtswissenschaftlich, indem der gesamte 
Regelungsinhalt des ZGE-Vermögensrechts gemäß der von der Kodifikation vorgesehenen 
Abfolge, paragraphenweise und mit stetem Blick auf die Semantik der tragenden Terminolo-
gie präsentiert und ferner diese Terminologie, u. a. auch mithilfe rechtsbegrifflicher Erläute-
rung, mit ihren Formen in Chinas moderner vermögensrechtlicher Gesetzgebung bzw. rechts-
dogmatischer Literatur verglichen wird; translationswissenschaftlich dadurch, dass der Über-
setzungsgegenstand (ZGE), in dem Fall als Terminologie-Kontext, in repräsentativer Weise, 
parallel im chinesischen AT und deutschen ZT, u. a. auch unter Heranziehung des Paralleltex-
tes (BGB), dargestellt und zudem die deutsche Übersetzung einiger Termini inhaltlich und 
rechtsbegrifflich präzisiert wird; sprachwissenschaftlich, indem die texttypologischen und 



fachsprachlichen Merkmale der ZGE-Rechtsvorschriften beschrieben und diese Texte funkti-
onal-linguistisch analysiert werden. Damit und nicht zuletzt durch die Präsentation der Ergeb-
nisse der Arbeit, wozu die die Vermögensrechtsterminologie des ZGE und der nachfolgenden 
Gesetzwerke erfassenden Glossare im Anhang gehören, wird demonstriert, dass sich die Bei-
träge des Qing-Entwurfs zu Chinas moderner Vermögensrechtsterminologie in großer Anzahl 
verfestigt haben. 
          An dieser Stelle möchte ich mich herzlich bei allen jenen bedanken, die mir auf irgend-
eine Art und Weise bei der Erstellung dieser Arbeit behilflich waren. Meine tiefempfundene 
Dankbarkeit gilt vor allem meinem zweiten Doktorvater, Herrn Prof. Dr. jur. Robert Heuser 
(Universität Köln), der nicht nur mit Ermutigungen die Themenstellung angeregt, meine 
ZGE-Übersetzung Korrektur gelesen, positiv und daher in ermutigender Weise begutachtet, 
sondern mich beim Verfassen der Arbeit durch Bereitstellung zahlreicher, wertvoller Literatur 
und mit konstruktiver Kritik unterstützt hat. Ganz besonders bin ich auch meinem ersten Dok-
torvater, Herrn Prof. Dr. Peter Kupfer (Arbeitsbereich Chinesische Sprache und Kul-
tur/Sinologie), zu Dank verpflichtet, der das Entstehen der Arbeit mit viel Anteilnahme, prak-
tischer Hilfe, u. a. beim Beantragen eines Stipendiums, bei der Drucklegung, insbesondere in 
der Schlussphase der Arbeit mit produktiver Kritik, sorgfältiger, ausführlicher Korrektur und 
wertvollen Verbesserungsvorschlägen gefördert hat. Nicht zuletzt gebührt ein besonderer 
Dank auch meinem ehrenamtlichen Betreuer, Herrn Prof. Dr. jur. Hans Hattenhauer (Univer-
sität Kiel), der mir im Entstehungsprozess dieser Arbeit mit viel Zuwendung zur Seite stand. 
Nicht nur versorgte er mich mit wichtiger Literatur, las die allererste Fassung der ZGE-
Übersetzung und dieser Arbeit durch und machte konstruktive Verbesserungsvorschläge, da-
runter die tabellarische Erfassung der terminologischen Beiträge des ZGE-Vermögensrechts 
im Anhang, sondern erläuterte mir manche Rechtsbegriffe detailliert und genau und äußerte 
aus seiner Perspektive als Zivil- und Handelsrechtler, Experte für die deutsche und europäi-
sche Rechtsgeschichte sowie die deutsche (u. a. auch lateinische) Rechtssprache, wertvolle 
kritische Kommentare zu der Arbeit. Dies hat zur profunderen Themenbehandlung und höhe-
ren Fachrelevanz und Tiefgründigkeit der Arbeit positiv beigetragen. Mein tiefer Dank gilt 
ferner meinem Lehrer, Herrn Prof. Dr. Ulrich Kautz, der mein Exposé mit seiner erbaulichen 
Meinung bewertete und mir mit mehreren Empfehlungsschreiben für meinen Stipendium-
Antrag praktische Hilfe anbot. Obwohl er aus privaten Gründen nicht direkt an der Betreuung 
beteiligt war, habe ich den mir u. a. in Deutschland angeeigneten freien, kritischen, selbstän-
digen Denkstil und stringenten, gründlichen, immer mit Argumentationen und Begründungen 
geprägten Arbeitsstil, vor allem in sprach- und übersetzungswissenschaftlicher Hinsicht, auch 
ihm zu verdanken. Der intensive Austausch, die zahlreichen erbaulichen Gespräche mit ihm, 
insbesondere über die Übersetzungs-/Dolmetschtechnik und -didaktik, die vielen Unterrichts-
stunden während meines ganzen 4-jährigen Diplom-Studiums bei ihm, haben sich auf mich so 
positiv ausgewirkt, dass ich sie für diese Arbeit als Basis nutzen konnte. 
          An dieser Stelle empfinde ich auch großen Dank an Frau Prof. Dr. Dr. h. c. Renate von 
Bardeleben (Arbeitsbereich Amerikanistik), die, außer ihrer fördernden Kritik für die Arbeit, 
mich bei meinem Aufenthalt im Ph.D.-Studiengang in den USA nachdrücklich befürwortet 
hatte. Diese Studienerfahrung in Amerika hat mich bei meinen weiteren Forschungstätigkei-
ten bereichert und mich dazu bewegt, meine Promotion schließlich in Deutschland mit dem 
jetzigen Arbeitsthema abzuschließen. Den zwei weiteren Promotionsausschussmitgliedern, 
Herrn Prof. Dr. Dr. h. c. Andreas F. Kelletat (Arbeitsbereich Germanistik), der mich ebenfalls 
gefördert hatte, und Herrn Prof. Dr. Dieter Huber (Arbeitsbereich Allgemeine und Angewand-
te Sprachwissenschaft) spreche ich ebenfalls meinen Dank für die Stellungnahme zu den Gut-
achten und Mitwirkung im Promotionsverfahren aus. Nicht zuletzt möchte ich Herrn Prof. Dr. 
Reiner Arntz (Institut für Übersetzungswissenschaft und Fachkommunikation der Universität 
Hildesheim) für seine ermutigende Stellungnahme zu meinem Arbeitsvorhaben am Anfang 
meiner Recherche und seine anregenden Vorschläge zum Bearbeitungsprozess danken. 
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1.  Einleitung 
 
 
Die vorliegende Arbeit versteht sich als eine rechts-, übersetzungs- und sprachwissenschaftli-
che Untersuchung der Beiträge des Zivilgesetzentwurfs der späten Qing-Zeit zu Chinas mo-
derner vermögensrechtlicher Terminologie. Sie richtet sich in erster Linie an Juristen 
oder/und Sinologen, die sich mit Rechtsvergleichung, vor allem der Aufnahme des deutschen 
Zivilgesetzbuchs (BGB) in das Chinesische,1 und mit der terminologischen Weiterentwick-
lung danach befassen, und an Sprach- und Übersetzungswissenschaftler, die Fachsprachen 
und -terminologien erforschen und miteinander vergleichen. 
 

1.1  Untersuchungsgegenstand 
 
Die Modernisierung des chinesischen Rechts im letzten und in unserem Jahrhundert wird da-
durch charakterisiert, dass die in der späten Qing-Dynastie, am Anfang des 20. Jahrhunderts 
(1902), initiierte chinesische Rechtsreform mit internationalen Impulsen einhergeht. Es han-
delt sich dabei um einen wichtigen Aspekt der Geschichte des Einflusses des industrialisierten 
Westens auf China durch dessen Gesetze und Rechtstraditionen. Das chinesische Recht in 
seiner modernen Form ist in erster Linie vom deutschen Recht geprägt, was sich vorrangig in 
den leicht erkennbaren Einflüssen des deutschen BGB auf das Zivilgesetzbuch der Republik 
China (ZGB)2, die erste und bisher einzige rechtsgültige Zivilrechtskodifikation Chinas, so-
wie in den (eventuellen) Bestandteilen des bislang noch nicht ausgearbeiteten Zivilgesetz-
buchs der VR China3 widerspiegelt. Verfolgt man aber diese Einflüsse weiter zurück, wird 
man im Entwurf des Zivilgesetzbuchs der Qing-Dynastie (ZGE)4, Da Qing Minlü Cao	an 

, dem ersten nach dem pandektistischen Modell strukturierten Zivilgesetzbuch in 
Chinas Rechtsgeschichte – begonnen 1909 und ausgearbeitet im September 1911 –, noch un-

                                                            
1  In beiden Zivilrechtskreisen Chinas, d. h. sowohl der Republik als auch der VR China, und zwar primär in 

rechtssprachlicher, -begrifflicher und -technischer Hinsicht. 
2  Die Republik China begann im Jahr 1927 mit den Arbeiten an einer umfassenden zivilrechtlichen Kodifikati-

on. Das ZGB trat mit seinen verschiedenen Teilen zwischen dem 10. Oktober 1929 (Allgemeiner Teil) und 
dem 5. Mai 1931 (Familien- und Erbrecht) in Kraft. Es orientierte sich weitgehend am japanischen Zivilge-
setzbuch und vor allem „an dessen Vorlage, dem deutschen BGB“ (Scheil et al. 1999: 9). Während dieses Zi-
vilgesetzbuch nach Gründung der Volksrepublik China im Jahr 1949 (in Festland-China) zusammen mit allen 
anderen Gesetzen der Guomindang-Zeit (1927-1949) mit einem Schlag außer Kraft gesetzt wurde, gilt es in 
der Republik China auf Taiwan bis heute fort. Die bei der Untersuchung in der vorliegenden Arbeit herange-
zogene Übersetzung der entsprechenden ZGB-Vorschriften richtet sich stark nach der von Bünger (1934: 101-
278). Außer bei den Artikelzitaten wird diese Quelle nicht extra angegeben. Vgl. hierzu Scheil, J. M. et al. 
(1999: 9 ff.); SHAO Jiandong (1999: 81); Heuser (2009a: 123). 

3  Die Allgemeinen Grundsätze des Zivilrechts der VR China (AGZ), die als der Allgemeine Teil eines Zivilge-
setzbuchs dienen sollen und auch wesentliche (vor allem allgemeine) Teile des Schuldrechts enthalten, wur-
den am 12.4.1986 auf der 4. Sitzung des 6. Nationalen Volkskongresses verabschiedet und traten am 1.1.1987 
in Kraft. Der Einfluss des deutschen Zivilrechts, vor allem des BGB, auf die AGZ ist so offensichtlich, dass 
der US-Rechtssinologe William C. Jones sie als den „allgemeinen Teil eines Zivilgesetzbuchs deutschen 
Stils“ und das Zivilrecht der AZG sogar als „in der Tat deutsches Zivilrecht“ bezeichnete: „China hat sich jetzt 
(mit dem Inkrafttreten der AGZ) der Welt westlichen Rechts angeschlossen, insbesondere der Welt deutschen 
Rechts“ (Senger 1994: 12-13, eig. Erg.). Nach den AGZ wurden das Vertragsgesetz der VR China (VG) und 
das Sachenrechtsgesetz der VR China (SRG), die beide vom deutschen BGB stark beeinflusst wurden und im 
Wesentlichen das Schuld- bzw. Sachenrecht des zukünftigen Zivilgesetzbuchs ausmachen würden, 1999 bzw. 
2007 in Kraft gesetzt. Näheres darüber und über die Bemühungen der VR China bei der zivilgesetzlichen Ko-
difizierung in 2.1.5 der vorliegenden Arbeit. 

4  Im Folgenden wird der Entwurf des Zivilgesetzbuchs der Qing-Dynastie auch als „ZGE“, „Zivilgesetzentwurf 
(= Entwurf des Zivilgesetzbuchs) der späten Qing-Zeit“, „Zivilgesetzentwurf der Qing-Dynastie“, „Qing-
Zivilgesetzentwurf“, „Zivilgesetzentwurf“, „Gesetzentwurf“, „Entwurf“, „Erster Entwurf“ oder „Qing-
Entwurf“ bezeichnet. 
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mittelbarere Prägungen durch das deutsche BGB (vgl. Heuser 2008: 202; Ham 2006: 185; 
SHAO Jiandong 1999: 80-81) entdecken. Wenn dieser Gesetzentwurf auch niemals Rechts-
kraft in China erlangte, ist seine bahnbrechende Bedeutung für Chinas zivilrechtliche Ent-
wicklung unbestreitbar (vgl. Heuser 2008: 204). Als ein unzureichend beachteter und kaum 
erforschter Meilenstein hat dieses Zivilgesetz, das erste seiner Art überhaupt, Chinas spätere 
Zivilrechtsgeschichte unmittelbar oder mittelbar geprägt. Auch wenn das nach ihm aus der 
Taufe gehobene ZGB als eine „Schöpfung über die Zeit hinaus“ (SHAO Jiandong 1999: 82; 
LI Jingxi/LIN Guangzu 1996: 23) bezeichnet wird, sollte man die Rolle des ZGE als eine 
Grundlage sowohl für dieses durchdachte und ausgeklügelte Zivilgesetzbuch Chinas,5  als 
auch für die volksrepublikanische Zivilgesetzgebung, vor allem aber für die Herausbildung 
einer systematisch geregelten, zivil- bzw. vermögensrechtlichen Terminologie in Chinas bei-
den Zivilrechtskreisen nicht unterschätzen. Mit dem ZGE als dem wichtigsten Ertrag erweisen 
sich die Resultate und Einsichten der Rechtsmodernisierung zur späten Qing-Zeit, neben de-
nen der Reformbestrebungen der Republikperiode (1912-1949), „zunehmend als Quelle der 
Inspiration und Referenzmaterial für die legislatorischen Herausforderungen der Gegen-
wart“ Chinas (Heuser 2009a: 123). 
         Der vorliegenden Arbeit liegt das Zentralkorpus, die vermögensrechtlichen Bücher6 des 
ZGE im Chinesischen als AT mit ihrer deutschen Übersetzung als ZT, zugrunde. Vornehm-
lich diese drei Bücher des ZGE und sein Vorbild, das deutsche BGB, hängen insofern eng und 
sogar symbiotisch zusammen, als die Beiträge des ersteren zu Chinas moderner vermögens-
rechtlicher Terminologie in gewissem Sinne denen des letzteren durch dessen chinesische 

                                                            
5  Die Ähnlichkeit zwischen zahlreichen ZGB- und ZGE-Vorschriften wird sich in der vorliegenden Arbeit und 

der von mir angefertigten Übersetzung der ersten drei ZGE-Bücher manifestieren. Beweise dafür, dass der 
ZGE als eine wichtige Grundlage für das ZGB gedient hatte, finden sich u. a. auch bei SHAO Jiandong (1999: 
81); Heuser (2008: 203; 2009a: 123). 

6  Laut Köbler (2007: 452) bezieht sich das Vermögensrecht subjektiv auf „das in Geld bewertbare Recht“ und 
objektiv auf die „Gesamtheit der das Vermögen betreffenden Rechtssätze (z. B. Schuldrecht, Sachenrecht)“. 
SHI Shangkuan (1898-1970), der berühmte Rechtsgelehrte der Republik China und Mitverfasser des ZGB, 
vertrat die Auffassung, das Vermögensrecht (cáich�nquán ) habe die in Geld bewertbaren Interessen 
als seinen Gegenstand und beinhalte i. d. R. Schuldrecht (zhàiquán ), Sachenrecht (wùquán ), aber 
nicht das Familienrecht i. e. S., nämlich nicht den familienrechtlichen Teil ohne eheliches Güterrecht, Unter-
haltsansprüche usw. Ferner gehöre zu den Vermögensrechten nicht das Standesrecht (sh�nfènquán ) 
oder Persönlichkeitsrecht (réngéquán ), denn keins von beiden sei in Geld bewertbar (SHI Shangkuan 
2000a: 22 ff.). Aus den o. a. Definitionen lässt sich schließen, dass das Erbrecht auch zu den Vermögensrech-
ten gehören soll, denn häufig ist ein Vermögen vererbbar und ein vererbbares Vermögen ist auch in Geld be-
wertbar. Und was vererbt wird, gilt i. d. R. auch als schuld- bzw. sachenrechtlich relevant. Dies ist sogar in 
den einschlägigen Bestimmungen der AGZ unmittelbar geregelt: zu den Vermögensrechten gehören neben 
Vermögenseigentum (cáich�n su�y�uquán ) (§ 71 AGZ) auch Vermögenserbrechte (cáich�n 
jìchéngquán ) (§ 76 AGZ). Trotz der begrifflichen Verschmelzung ist Folgendes festzuhalten: In 
der vorliegenden Arbeit werden die Artikel der unmittelbarsten Vermögensrechte, nämlich des Schuldrechts, 
Sachenrechts und des in Bezug dazu stehenden Allgemeinen Teils vom ZGE behandelt. Bei der Beleuchtung 
der Rechtssubjektbestimmung im Allgemeinen Teil werden das Standesrecht, z. B. das Vereinsmitgliedsrecht, 
und das Persönlichkeitsrecht auch mit einbezogen, um die terminologischen Beiträge des ZGE zu Chinas mo-
dernem Vermögensrecht zu systematisieren, obwohl die beiden Rechte im strengeren Sinne nicht als Vermö-
gensrechte gelten. Hinzu kommt, dass das Familien- und Erbrecht des ZGE wegen ihrer traditionalen ethi-
schen Prägung anders entworfen wurden (vgl. SHAO Jiandong 1999: 80). Zusammenfassend werden in der 
vorliegenden Arbeit die terminologischen Beiträge des Allgemeinen Teils (außer den Vorschriften über Fris-
ten und Termine des 6. Abschnitts), des Schuld- und des Sachenrechts vom ZGE als dessen vermögensrechtli-
che Beiträge untersucht. Vgl. hierzu Köbler (2007: 452); Senger (1994: 132 ff.); SHI Shangkuan (2000a: 22 
ff.). Näheres zum Vermögensrecht findet sich bei Franz J. Säcker, Vermögensrecht: Kommentar zu §§ 1 bis 21 
Vermögensgesetz, München 1995; Andrea Baum, Vermögensrechtliche und nichtvermögensrechtliche Strei-
tigkeiten, Diss. jur. Bonn 2000; Burkhard Messerschmidt, Die Entwicklung des Vermögens- und Investitions-
rechts 2002/2003, NJW 2003, 2945. 
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Übersetzung gleichkommen. Während der Übersetzung des ZGE 7  haben die BGB-
Paragraphen häufig als Paralleltexte gedient. Außerdem werden sie bei der Analyse in dieser 
Arbeit als (zielsprachliche) Referenztexte zum Vergleich mit den ZGE-Vorschriften im Deut-
schen herangezogen. Die Prägung des ZGE durch das BGB zeigt sich u. a. bei seiner Rück-
übersetzung für die zielsprachigen (deutschen) Leser. Für den der chinesischen Sprache nicht 
kundigen deutschen Juristen bedarf es aufgrund der textuellen und terminologischen Ver-
trautheit vielleicht nur noch einiger allgemeiner sprachlicher Hinweise, um die Auslegung 
und das Verständnis der ZGE-Übersetzung in Zweifelsfällen zu fördern.8 Zweifelslos wurde 
der ZGE nicht als die Übersetzung eines fremden Zivilgesetzes konzipiert (vgl. PAN Weihe 
1982 Teil 1: 84-85; Teil 2: 17-23), sondern vielmehr als ein eigenständiges Gesetzbuch, das 
ausländische, insbesondere deutsche Zivilrechtssystematik, -technik und -begriffe aufgriff 
bzw. rezipierte (vgl. SHAO Jiandong 1999: 81). Dennoch bietet seine deutsche Übersetzung 
eine umfangreiche, solide Grundlage und gute Anregungen für eine rechtswissenschaftliche 
Untersuchung sowie eine Analyse aus der miteinander verwandten übersetzungs- und 
sprachwissenschaftlichen Perspektive (Reiß 1983: 2). Gerade die Sprache, hier besonders die 
Rechtssprache, dient als der wichtigste Träger der Rechtsbegrifflichkeit und der Jurisprudenz. 
I. d. S. wird bei der Analyse in der Arbeit auch versucht, Hinweise darauf zu entdecken und 
zu sortieren, inwiefern die vermögensrechtlichen Bücher des ZGE als darstellende, sachorien-
tierte Texte (Reiß 1983: 9-10, 12) mit dem Gesetzesinhalt und der juristischen Logik aus dem 
Chinesischen ins Deutsche übersetzbar sind.9 
         Jede Übersetzung eines juristischen Textes ist meistens unvollständig, da für die Ausle-
gung in Zweifelsfragen doch nicht alle Feinheiten des Originaltextes immer zum Ausdruck 
gebracht werden können. Beim Übersetzen des ZGE wurde versucht, den chinesischen Satz-
bau möglichst treu nachzubilden, und auch der chinesischen Konstruktion und Diktion zu 
folgen (30-35%). Allerdings wurde der ZGE insgesamt stärker als alle auf ihn folgenden Zi-
vilgesetzeswerke, darunter das ZGB, vom deutschen BGB beeinflusst, was sich darin zeigt, 
dass der „Entwurf“ an zahlreichen Stellen offenbar eine unmittelbare Übersetzung aus dem 
Deutschen war. Um dies hervorzuheben, wurden im Gegensatz zu dem möglichst ausgangs-
texttreuen Stil von Büngers ZGB-Übersetzung, der auch wohl die „Deformierung“ der deut-
schen Sprache in Kauf nahm (Bünger 1934: 23-24), an zahlreichen Stellen (65-70%) die For-
mulierungen des Vorbildes (BGB) in die chinesische Gesetzbestimmung mit einbezogen.  
 
Mit dem Übersetzen des ZGE ins Deutsche wird bezüglich dieser Arbeit bezweckt: 
�  Formulierungen, die später eine systematische Grundlage für die moderne chinesische 

vermögensrechtliche Terminologie gebildet haben, beim Übersetzen zu untersuchen und 
zu sortieren; 

�  Formulierungen, die bei der Aufnahme des BGB (u. a. durch Übersetzung) in ein chinesi-
sches Gesetzeswerk, z. B. den ZGE, und die u. U. beim Übersetzen des BGB ins Chinesi-
sche verwendet worden sind, zu veranschaulichen und zu analysieren; 

� Strategien beim Übersetzen eines Zivilgesetzeswerks ins Deutsche zielgerichtet und maß-
geschneidert einzusetzen und sie in der terminologischen Untersuchung widerzuspiegeln; 

                                                            
7  In der vorliegenden Arbeit stammen sämtliche Übersetzungen des ZGE, seiner Kommentare und jeglicher 

Zitate aus einschlägigen chinesischen Quellen ins Deutsche, wenn nicht anders angegeben, von mir. 
8  Diesen Eindruck äußerten sowohl Prof. Hattenhauer als auch Prof. Heuser beim Korrekturlesen der von mir 

angefertigten ZGE-Übersetzung. Nicht zuletzt aus der in Kapitel 2 behandelten Entstehungsgeschichte des 
ZGE ist ersichtlich, dass dessen Terminologie häufig der des BGB entspricht. Daher trifft Büngers Beschrei-
bung der ZGB-Übersetzung (1934: 23) m. E. auch auf die ZGE-Übersetzung zu: „Eine deutsche Überset-
zung“ (des ZGE) wird „vielfach auch die vorzüglichste englische oder französische Übersetzung an Genauig-
keit übertreffen“. 

9  Für die auf verschiedene Klassifikationsmodelle bezogenen Grade von Übersetzbarkeit siehe u. a. Reiß (1983: 
5-6). 
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� eine fundierte, empirische und pragmatische Grundlage für die theoretische Analyse zu 
schaffen, denn eine gründlich durchgeführte Übersetzung bietet m. E. die bestmögliche 
Basis für die translationswissenschaftliche Untersuchung des Übersetzungsprozesses und -
gegenstandes. 

 
Genauer betrachtetet kommt das Übersetzen des ZGE schlussendlich nur in gewissem Maße 
einem Rückübersetzen (ins deutsche BGB) gleich, auch wenn sich zahlreiche Formulierungen 
oder sogar viele Paragraphen des ZGE als rechtsinhaltlich und sinngemäß identisch mit denen 
des BGB erweisen. Der „Entwurf“ wird in der vorliegenden Arbeit nicht als eine Übersetzung 
des deutschen BGB betrachtet, weil er, obwohl ihm vorrangig das BGB zugrundelag (SHAO 
Jiandong 1999: 80-81), aus einem vom deutschen BGB und gleichzeitig von anderen Zivilge-
setzbüchern (z. B. dem japanischen BGB und dem schweizerischen ZGB) rezipierten Teil, 
und ferner aus dem Teil, der Chinas damaliger Rechtslage (z. B. unter Berücksichtigung des 
chinesischen Gewohnheitsrechts in der späten Qing-Zeit) angepasst wurde (PAN Weihe 1982 
Teil 2: 17-23), besteht. Zu seinem vom deutschen BGB übernommenen Teil gehören weiter-
hin hauptsächlich die vom Deutschen ins Chinesische partiell übertragene Terminologie, die 
entsprechenden Paragraphen und ihre Gliederung nach der Pandektensystematik mit nur un-
erheblicher Umstellung. Darüber hinaus liefert der ZGE, indem er eine wichtige Grundlage 
für Chinas moderne vermögensrechtliche Terminologie bildet, auch wichtige fachsprachliche 
Referenztexte für die später angefertigten chinesischen Übersetzungen des deutschen BGB.10  
         Von den insgesamt 1316 Artikeln der ersten drei Bücher des Gesetzentwurfs entfallen 
323 auf den Allgemeinen Teil, 654 auf das Schuldrecht und 339 auf das Sachenrecht. Thema-
tisiert und untersucht im Mittelpunkt dieser Arbeit werden die grundlegenden Beiträge dieser 
Rechtsvorschriften zu Chinas moderner vermögensrechtlicher Terminologie, aus denen sich 
in Chinas Rechtsgeschichte die Begriffe, Ausdrücke bzw. Benennungen i. S. d. modernen 
Zivilrechtssprache erstmalig systematisch herausgebildet haben. Bei der Untersuchung dieser 
Terminologie, in der die Tiefgründigkeit und Komplexität der überwiegend römisch- und 
deutschrechtlichen Jurisprudenz zum Ausdruck kommt (vgl. SHAO Jiandong 1999: 84; Bau-
mann 1989: 51-55, 78-80), ist eine begriffliche Erläuterung unumgänglich (Lampe 1970: 18-
19; Hatz 1963: 44 ff.). Jedoch stellt eine adäquate, mit der Übersetzung eng verbundene Er-
läuterung der vermögensrechtlichen Terminologie, deren eigene Formulierung in der ZS eine 
zentrale Rolle spielt (Mayer 1998: 9), keineswegs einen stationären oder isolierten Vorgang 
dar (Arntz 2009: 75-76). Sie bedarf unbedingt einer tiefen und fundierten Einsichtnahme in 
die konkreten Kontexte der Termini, denn die Erfassung der begrifflichen Entitäten besteht 
„in deren pragmatischer Funktionalität relativ zu spezifischen 
ten“ (Sayatz 1991: 33).11 Aber gerade als Verwendungskontexte sind die mehr als 1300 Vor-
schriften nicht nur umfangreich, sondern mit einer komplexen Systematik verflochten, die 
darin enthaltenen Termini zahlreich und zugleich aussagekräftig. Um sie zu analysieren, wer-
den ein solider Einstiegspunkt, eine übersichtliche Schwerpunktsetzung und vor allem eine 
nachvollziehbare, klar strukturierte Gliederung benötigt. Für die vorliegende Arbeit sind diese 
Standards unerlässlich. 
 

1.2  Methodische Vorgehensweise 
 
Um die Untersuchung der terminologischen Beiträge systematisch zu strukturieren, wurden 
folgende drei Überlegungen angestellt: 

                                                            
10  Dies ist u. a. schnell festzustellen, wenn man die ersten drei Bücher der BGB-Übersetzung von CHEN Wei-

zuo (2006: 3-419) und ZHENG Chong/JIA Hongmei (2001: 1-300) mit den ersten drei des chinesischen 
ZGE-AT (1976: 243-812) vergleicht. 

11  Vgl. hierzu Stolze (1982: 26-28); Kupsch-Losereit (2003: 226). 
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         Die erste Vorgehensweise ist ausschließlich rechtswissenschaftlich orientiert. Dabei 
werden die von Fachtermini geprägten Vorschriften nach ihrer Einteilungssystematik, d. h. 
entsprechend der Reihenfolge der Bücher, Abschnitte, Titel und Untertitel usw.,12 behandelt. 
Diese Vorgehensweise ermöglicht eine anschauliche Gliederung der Artikel und eine klare 
Ordnung der Termini, nicht zuletzt dank der rechtssystematischen Gliederung des Gesetz-
buchs selbst. Dabei stellt aber sich die Frage, wie die sprach- und übersetzungswissenschaftli-
che Auslegung der Artikel und eine angemessene inhaltliche Äquivalenz kohärent zu integrie-
ren sind. 
         Die zweite Vorgehensweise ist funktional geprägt. Demgemäß werden die Rechtsvor-
schriften des ZGE logisch-inhaltlich und funktional geordnet.13 Die Begriffe bzw. Fachaus-
drücke können dann parallel zu ihren Verwendungskontexten, in denen sie vorkommen, er-
läutert werden. Damit können zwar die Rechtsvorschriften funktional und linguistisch behan-
delt werden,14 jedoch sind drei wesentliche Gegenargumente anzuführen: Erstens können da-
durch sowohl eine vollständige Erfassung bzw. Präzision gesetzkonformer Strukturen15als 
auch der klare Bezug zu deren rechts- und translationswissenschaftlicher Analyse nicht ge-
währleistet werden. Zweitens darf man nicht außer Acht lassen, dass die zahlreichen ZGE-
Artikel einer expliziten Gestaltung gemäß der pandektistischen Systematik16 unterliegen. Ent-
schiede man sich grundsätzlich für die linguistische und funktionale Betrachtung der Artikel, 
                                                            
12  Der ZGE wurde nur bis zur Einheit ku�n  (Untertitel) eingeteilt. Aber zur besseren Systematisierung wer-

den häufig bei der Analyse die Artikel innerhalb eines Titels oder eines Untertitels thematisch noch weiter 
geordnet. Für die Einteilung des ZGE siehe Abschnitt 2. 6 der vorliegenden Arbeit. 

13  Dem logisch-inhaltlichen Ansatz liegt die traditionelle Grammatik zugrunde; vgl. hierzu HU Yushu (1981: 
349, 361) und ZHANG Liecai (1984: 38, 43-44). Näheres über den logisch-inhaltlichen und funktionalen 
Ansatz, u. a. den in Bezug auf die Analyse der chinesischen und deutschen Sprache, findet sich bei ZHANG 
Liecai (1984: 75 ff.). Funktional werden die ZGE-Artikel u. a. (in Kapitel 4 dieser Arbeit) als Gebote, Verbo-
te, Erlaubnisse und subjektive Rechte, die jeweils mit Tun-Sollen, Nicht-Tun-Dürfen, Tun-Dürfen bzw. Tun-
Können gekennzeichnet sind, kategorisiert. 

14  Eine profunde Analyse der ZGE-Vorschriften auf linguistischem (syntaktischem, semantischem usw.), stilis-
tischem (als Zivilgesetzestexte) und translationswissenschaftlichem (in Bezug auf Chinesisch-Deutsch) Ni-
veau ist anspruchsvoll. Nach gründlicher Literaturrecherche stelle ich fest, dass fundierte Literatur spezifisch 
zur systematischen Analyse der deutschen oder chinesischen Rechtssprache, Rechtstexte bzw. Zivilgesetzes-
texte in semantischer, rechtslinguistischer, textlinguistischer, syntaktischer, morphologischer, pragmatischer, 
grammatischer und sonstiger Hinsicht kaum vorhanden ist. Noch weniger liegt Literatur zum Vergleich der 
deutschen und chinesischen Zivilrechtssprache und überdies zum Übersetzen der Zivilgesetzestexte zwischen 
beiden Sprachen vor. Meine Bemühungen, unmittelbare Ansätze und Behandlungen in o. a. Aspekten aus 
folgender Literatur zu erschließen, erweist sich dennoch als erfolgslos. Siehe u. a. Literatur über chinesische 
Rechtslinguistik und Rechtssprache: LIU Hongying (2007: 63 ff.), SUN Yihua (2006), WANG Xiao/WANG 
Donghai (2010: 9 ff.); Literatur über Sprachvergleich (Chinesisch/Deutsch): CHEN Xuan (1994), ZHANG 
Liecai (1984), Kautz (1991), Shue, Annie (2007), Fluck et al. (1984), ZHU Jin (1999), WONG Jeannie Yau-
Hang (1999); Literatur über chinesische Grammatik und Linguistik: LI Ziyun (1991), LÜ Shuxiang (1979), 
ZHU Dexi (1980), MA Jianzhong (1983), LI Jinxi (2007), ZHANG Wangxi (2006), CAO Fengfu (2005), 
GAO Gengsheng (2001), WANG Li (1954; 1985), GUO Xiliang et al. (Band I-III 1996), YANG Bojun/HE 
Leshi (2001), KANG Ruicong (2008), LI Zuofeng (2004), Kupfer (1979; 1990; 2002; 2003); Rosner (1992); 
Literatur über deutsche Grammatik: Engel (2002; 2009), Dreyer/Schmitt (2009), Helbig (1973; 1978; 1982; 
1983), Abraham (2005), Brinker (2005); Literatur über deutsche Rechtslinguistik: Weisflog (1996), Müller 
(1989), Müller/Wimmer (2001), Busse (2010), Christensen (1989), Rave et al. (1972), Hegenbarth (1982); 
Literatur über Forschung zu Sprache und Recht: Schönherr (1985), Lerch (2005a-2005c), Haß-Zumkehr 
(2002), Hauck (Bd. I-II 1986), Forsthoff (1940); Literatur über Translationswissenschaft: GUI Qianyuan 
(2001), Stolze (1992a), Wilss (1977; 1981), Güttinger (1977); Literatur über Rechtsübersetzen und Sprach-
vergleich: Stolze (1992a; 1992b), Šar�evi� (1997), Sandrini (1999), Arntz (1988; 2001). 

15 Schließlich muss ich feststellen, dass eine funktional-linguistische Untersuchung der Vorschriften eines ein-
zigen Gesetzeswerkes (ZGE) durch die beschränkte Anzahl der ihm zu entnehmenden Paragraphen-
Kategorien, die als empirische Beispiele dienen sollen, aus fast jeder Perspektive in der Tiefe eingeschränkt 
wird. 

16  Beispiel dafür: Bezüglich der Rechtssubjektbestimmung teilt der ZGE (im Allgemeinen Teil) die Rechtssub-
jekte zuerst in [natürliche] Personen (Abschnitt 2) und juristische Personen (Abschnitt 3), und letztere wei-
terhin in Vereine (Titel 2) und Stiftungen (Titel 3).  
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wäre es kaum noch möglich, sie nach ihrer Kodifikationslogik zu systematisieren.17 Daraus 
ergibt sich das dritte Gegenargument: Wenn die Untersuchung der Artikel nicht pandektis-
tisch systematisiert wird, kommt eine rechtssystematische Erläuterung ihrer terminologischen 
Beiträge auch nicht mehr in Frage, was im Endeffekt eine klare und systematische Erläute-
rung der Terminologie überhaupt unmöglich macht. 
         Aus dem Abwägen der jeweiligen Vor- und Nachteile der o. a. zwei Ansätze ergibt sich 
die dritte Vorgehensweise. Weil zur Untersuchung der Artikel eine Berücksichtigung sowohl 
der juristischen als auch der funktional-linguistischen Aspekte gleichermaßen sich als unmög-
lich erwiesen hat, wird die Untersuchung überwiegend nach der Kodifikationssystematik des 
ZGE ausgerichtet.18 Zudem wird die rechtssystematische Darlegung der Artikel, zusammen 
mit der translationswissenschaftlichen Auslegung der Termini, von deren funktional-
linguistischer Analyse komplementiert. Die Rechtssätze, die strukturell und funktional-
linguistisch analysiert werden, sind begriffskontextuell für alle ZGE-Vorschriften repräsenta-
tiv. Im Hinblick auf die Untersuchung der terminologischen Beiträge der ZGE-Vorschriften 
als Zielsetzung dient deren Auslegung auf funktional-linguistischer Ebene als das Mittel zur 
effizienteren Durchführung einer rechtslogischen und -inhaltlichen Analyse. 
 
Die vorliegende Arbeit bedient sich der dritten Vorgehensweise. Parallel zur Ausführung der 
ZGE-Artikel als Sinnträger der einschlägigen Terminologie (Engisch 2005: 19-21) erfolgt die 
Darlegung von deren Beiträgen zu Chinas modernem Vermögensrecht. Die Termini aus dem 
ZGE werden mit ihren modernen Formen in Chinas geltenden Zivilgesetzeswerken19, wiede-
rum unter Miteinbeziehung der einschlägigen Rechtsvorschriften, bzw. in der Zivilrechtslite-
ratur verglichen. Die terminologischen Beiträge vom ZGE werden nach folgenden Schemata 
untersucht: 
(1) rechtsbegriffliche Erläuterung der Termini im Kontext der entsprechenden Vorschriften;20  
(2) rechtssprachliche Erklärung der Termini u. a. mithilfe ihrer „Rückübersetzung“, i. d. R. 

ihrer wörtlichen Übersetzung vom Chinesischen ins Deutsche,21 um die gemeinsprachli-
                                                            
17  Erstens ist es schwer, zu einem juristischen Thema, z. B. der Rechtssubjektbestimmung, die o. a. funktions-

bedingten Artikeltypen erschöpfend zu veranschaulichen. Zweitens: Weil man zu einem juristischen Thema 
nicht alle notwendigen Artikeltypen für die funktional-linguistische Darstellung finden kann, lässt sich eine 
Wiederholung durch Veranschaulichung anderer juristischer Schwerpunkte an Musterschemata kaum noch 
vermeiden. Hier zeigt sich eine Diskrepanz: Wenn man die für die funktional-linguistische Darstellung reprä-
sentative Wiederholung vermeidet, dann bleiben manche wichtigen juristischen Themen unberücksichtigt; 
wenn man diese Wiederholung nicht vermeidet, dann haben die als Beispiel redundant (für andere juristische 
Themen) herangezogenen Vorschriften kaum noch einen neuen Referenzwert für dieselbe funktionale Dar-
stellung. Die Recherche nach funktional-linguistisch kennzeichnenden Beispielsätzen, die aber zugleich 
rechtsinhaltlich und begriffskontextuell repräsentativ sein sollten, führte zu keinem wissenschaftlich zufrie-
denstellenden Ergebnis. Zusammenfassend ist es m. E. ausgeschlossen, die funktional-linguistische und 
rechtswissenschaftliche Darstellung der Vorschriften gleichermaßen zu berücksichtigen. 

18  Dies zielt in erster Linie darauf ab, die ZGE-Vorschriften rechtssystematisch zu behandeln, und deren Beiträ-
ge zu Chinas moderner vermögensrechtlicher Terminologie systematisch zu erfassen: Erstens lassen sich die 
Begriffe oder Begriffskomplexe dadurch viel leichter und effizienter erläutern. Zweitens muss der Umfang 
der Arbeit thematisch eingeschränkt werden, indem man sich für einen Ansatz entscheidet. Drittens sollte 
man dem Forschungsgegenstand der Arbeit, der Analyse der terminologischen Beiträge, ungeteilte Aufmerk-
samkeit widmen. Daher beruht der methodische Schwerpunkt der Arbeit auf den rechtslogischen und -
inhaltlichen Aspekten. 

19  In der vorliegenden Arbeit wird das ZGB mit dessen ersten drei Büchern „Allgemeiner Teil“, „Obligations-
recht“ und „Sachenrecht“ als Grundlage für die moderne Form der vermögensrechtlichen Terminologie aus 
dem Zivilrecht der Republik China herangezogen. Der modernen Form der vermögensrechtlichen Termino-
logie aus dem Zivilrecht der VR China wird diejenige aus den AGZ, dem VG, dem SRG und anderen einzel-
nen Zivilgesetzeswerken zugrundegelegt.  

20  In manchen Fällen erfolgt die Erläuterung mancher ZGE-Termini auch im Vergleich mit deren Prototypen im 
deutschen BGB. Die ursprüngliche und daher häufig tiefere Bedeutung dieser Termini wird dadurch hervor-
gehoben. Manche Termini werden mit den lateinischen Entsprechungen in Form von „� [Lat.: …]“ darge-
stellt, um ihre römischrechtliche Abstammung zu veranschaulichen. 
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che bzw. wörtliche Bedeutung der Termini in der vom ZGE geregelten Form zu veran-
schaulichen;22  

(3) Darlegung der Ergebnisse der terminologischen Beiträge durch den Vergleich mit deren 
Entsprechungen im ZGB oder in den relevanten Zivilgesetzeswerken der VR China.23 Die 
im ZGE geregelten, aber nicht (oder nicht unmittelbar) von Chinas geltenden Zivilgeset-
zeswerken aufgenommenen Termini werden mit den existierenden Entsprechungen in der 
Literatur verglichen. 

Auf diese Art und Weise werden die vermögensrechtlichen Termini des ZGE denjenigen in 
der modernen Form gegenübergestellt. Damit wird der rechtsbegrifflichen Erläuterung Priori-
tät eingeräumt, denn für die vorliegende Arbeit gilt, dass in der Translationswissenschaft eine 
fundierte Auseinandersetzung mit dem Übersetzungsgegenstand selbst die wirksamste und 
schlüssigste Untersuchungsmethode ist, insbesondere wenn es sich um sachlich geprägte Tex-
te, i. d. F. vermögensrechtliche Vorschriften, handelt (Arntz 2001: 206 ff.; Stolze 1992a: 45-
46; Reiß 1983: 8 ff.). 
         Eine systematische dogmengeschichtliche Studie über die Entwicklung aller Termini in 
den im ZGE verfestigten Formen und weiterhin von diesen bis zu denjenigen in Chinas mo-
dernem zivilrechtlichem Sprachgebrauch wird in dieser Arbeit nicht gemacht (abgesehen von 
der Heranziehung der japanischen Formen für einige Begriffe), u. a. aus folgenden Gründen: 
Dadurch würde der Rahmen dieser Arbeit gesprengt werden. Zudem hat sich ein großer Teil 
des Grundwortschatzes der chinesischen Rechtssprache (seit der Tang-Zeit) bis in den moder-
nen Formen erhalten. Kennzeichnend dafür ist der gehobene, schriftliche Stil des klassischen 
Chinesischen (vgl. Heuser 1999: 198; WANG Xiao/WANG Donghai 2010: 9 ff.; LIU Hon-
gying 2007: 72-75), worin auch die überwiegende Kontinuität der chinesischen Rechtssprache 
begründet liegt. Im Gegensatz dazu wurden für andere, vor allem zivilrechtliche Begriffe und 
Ausdrücke neue, präzisere, umgangssprachliche Bezeichnungen gewählt oder geschaffen, 
woraus die Diskontinuität bzw. Erneuerung der chinesischen Rechtssprache folgte (vgl. Heu-
ser 1999: 198-200; Bünger 1934: 22-24). Schließlich haben sich die vom ZGE beigetragenen 
Termini bis zu ihrer unmittelbaren Aufnahme in die moderne Zivilrechtssprache zum großen 
Teil erhalten. Die Entwicklung der chinesischen Zivilrechtssprache in dieser Phase, d. h. von 
der massiven Herausbildung der Terminologie im ZGE bis zur Gegenwart, sollte m. E. eher 
als eine unbedeutende Änderung denn als Erneuerung bezeichnet werden.24  
 

 
                                                                                                                                                                                          
21  Ein Beispiel dafür: Verein heißt im Rahmen des ZGE shètuán f�rén , und dieser Terminus wird 

wörtlich als gesellschaftliche Körperschaft oder gesellschaftliche Vereinigung mit dem Status einer juristi-
schen Person übersetzt. Die gängige deutsche Form von shètuán f�rén , Verein, wird mit seiner 
wörtlichen Bedeutung verglichen, womit dargestellt wird, welche Denotationen/Konnotationen die chinesi-
schen Termini enthalten. Obwohl die wörtliche Bedeutung der Termini nicht unbedingt ihrer tatsächlichen 
Bedeutung (vollständig) entspricht, wird dadurch die Fachterminologie-Bildung aus ursprünglichen gemein-
sprachlichen Lexemen veranschaulicht.

22  Die Analyse mancher Termini im Chinesischen erfolgt dadurch, dass ihre Grundbedeutungen bzw. die 
Grundbedeutungen ihrer Lexeme erläutert und ggf. ihre Wortbildungsregeln dargestellt werden. Für einige 
dem BGB unmittelbar entlehnten Grundbegriffe, u. a. zìránrén  (natürliche Person) und f�rén  
(juristische Person), deren Bedeutung im gewöhnlichen Sprachgebrauch für selbstverständlich gehalten, aber 
tatsächlich ungenügend wahrgenommen wird, werden ihre kulturellen bzw. rechtskulturellen Hintergründe 
und ihre Entstehungsgeschichte (z. B. in 3.3. und 3.4.) dargestellt, um ihre Rechtsnatur und ihren genauen 
Sinn zu deuten. 

23  Nicht nur beim Übersetzen des ZGE vom Chinesischen ins Deutsche (siehe z. B. die Übersetzung des § 316 
ZGE mit dessen Fußnote), sondern auch zur besseren Darstellung der vom ZGE beigetragenen Termini wer-
den in manchen Fällen ihre Entsprechungen aus den BGB-Übersetzungen herangezogen. 

24  Allerdings geht die Analyse dieser Phänomene über die Zielsetzung der vorliegenden Arbeit hinaus. Näheres 
dazu findet sich zunächst bei Heuser (1999: 198 ff.); WANG Xiao/WANG Donghai (2010: 9 ff.); LIU Hon-
gying (2007: 72 ff.); Bünger (1934: 22 ff.); Senger (1994: 173-174). 
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1.3  Theoretische Grundlagen 
 
Als ein solider Ausgangspunkt bedarf eine translationswissenschaftliche Analyse, wie bereits 
erwähnt, einer gründlichen Auseinandersetzung mit dem AT und ZT selbst. Dies steht im 
Einklang mit dem theoretischen Grundsatz dieser Arbeit: Wenn man sich mit einer Überset-
zung, vor allem der eines Rechtstextes befasst, muss man sich völlige Klarheit über den fach-
spezifischen, in dem Fall vermögensrechtlichen, Inhalt des Übersetzungsgegenstandes ver-
schaffen (Arntz 2001: 55-61; Fluck 1985: 160 ff.; Hoffmann 1998: 426). Nicht zuletzt besteht 
das Ziel beim Übersetzen von Gesetztestexten in der präzisen, objektiven, vollständigen und 
meistens funktionskonstanten Wiedergabe des Inhalts der Ausgangstexte.25 Nur durch eine 
profunde, empirische Auseinandersetzung mit dem Sachverhalt der informativen Texte, in 
dem Fall der ZGE-Vorschriften, kann man „abstrakte Begriffe oder Konzeptionen erarbeiten, 
deren unterschiedliche Realisierung in der natürlichen Verwendung verschiedener Sprachen 
untersuchen und sie erst dann in der Textproduktion umsetzen“ (Snell-Hornby 2003: 67). 
Ferner ist eine adäquate Beschreibung der vermögensrechtlichen Paragraphen „nur vor dem 
Hintergrund eines inhaltssyntaktisch bzw. relationslogisch orientierten“ Modells sinnvoll 
(ZHANG Liecai 1984: 31 ff.). Für die Analyse in der vorliegenden Arbeit findet dieses pra-
xisorientierte Prinzip Anwendung und priorisiert folglich eine realitätsnahe Bezugnahme ge-
genüber der Erarbeitung rein theoretischer Ansätze. 
         Die 1316 Paragraphen des ZGE liefern nicht nur die Grundlage für den fachspezifischen 
Inhalt, sondern zugleich konkrete Kontexte für die vermögensrechtlichen Termini. Zu diesen 
Termini gehören in erster Linie die feststehenden Rechtsbegriffe. Als einer „der Hauptinfor-
mationsträger“ der sog. Grundeinheiten, der Rechtsvorschriften, konstituieren die Rechtsbe-
griffe wiederum „anhand ihrer Beziehungen zueinander“ den „fachlich-kognitiven Hinter-
grund“ für sie (Sandrini 1999: 30). Eine translationswissenschaftliche Auslegung dieser Be-
griffe26 ist sinnlos, wenn man sie ausschließlich bilingual in einer Tabelle oder einem Glossar 
erfasst. Für ihre Auslegung ist das Heranziehen konkreter Verwendungskontexte unentbehr-
lich. Die Wichtigkeit der Kontextualität für die Darstellung der Begriffe fassten Arntz et al. 
(2009: 75) so zusammen: „Die Behandlung der Begriffsverknüpfungen, der Merkmale und 
der Definitionen hat gezeigt, dass Begriffe nicht isoliert zu betrachten sind, sondern dass sie 
in ihrem jeweiligen Zusammenhang gesehen und behandelt werden müssen.“ (vgl. Stolze 
1992a: 125 ff.). Die Bedeutung der Kontextualität gilt nicht nur für die Begriffe, sondern zu-
gleich für die Benennungen27 und sonstige Ausdrücke, die alle zu den dargestellten Termini28 
des ZGE gehören. 
         Bei der Analyse der vermögensrechtlichen Paragraphen in ihrer AS und ZS sind diese 
einerseits als linguistisch, u. a. syntaktisch und semantisch, selbstständige Syntagmen, ande-
rerseits als inhaltlich und rechtslogisch zusammenhängende Absätze zu betrachten. Besonders 
starke Verwendung finden hierbei standardisierte Formeln, Formen und feststehende Formu-
lierungen zur Wiedererkennung von gleichbleibendem Inhalt bzw. Sachverhalt. Solche For-
meln oder Formen „dienen zur Vereinfachung interner Information“, denn durch „Rückgriff 

                                                            
25  Allgemeine Faktoren des Rechtsübersetzens finden jeweils spezifische Anwendung, im konkreten Fall mit 

Bezug auf ein bestimmtes (chinesisch-deutsches) Sprachenpaar; vgl. hierzu Stolze (1999a: 45). 
26  Ein Begriff wird nach der Norm DIN 2342 (1986: 2) als „eine Denkeinheit, die diejenigen gemeinsamen 

Merkmale zusammenfasst, welche Gegenständen zugeordnet werden“ definiert. Vgl. hierzu Arntz et al. 
(2009: 37 ff.). 

27 Gemäß der Norm DIN 2342 (1986: 5) lautet die Definition von Benennung so: „Eine Benennung ist die aus 
mindestens einem Wort bestehende Bezeichnung eins Begriffs in der Fachsprache (nicht Fachbegriff)“; vgl. 
hierzu Arntz et al. (2009: 37 ff.). Näheres über das Wesen und die Funktion der Benennung findet sich bei 
Arntz et al. (2009: 116 ff.). 

28  Gemäß DIN 2342 (1986: 6) ist der Terminus „als Element einer Terminologie die Einheit aus einem Begriff 
und seiner Benennung“. Er verkörpert insofern den Oberbegriff gegenüber Begriff und Benennung. Vgl. hier-
zu Arntz et al. (2009: 37 ff.); Arntz (2003: 77-82). 
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auf bereits vorliegende Formulierungen und Präjudizien“ indizieren sie das „Gleichbleiben-
de“ (Stolze 1999a: 56). Dieses symbiotische Verhältnis zwischen den Termini und den Para-
graphen wird bei der Untersuchung der terminologischen Beiträge des ZGE aufgezeigt. 
         Im Rahmen der sich aus den Rechtsvorschriften zusammensetzenden Kontexte vollzieht 
sich die Analyse der vom ZGE beigetragenen vermögensrechtlichen Terminologie sowohl 
mittelbar auf Satz- und Paragraphenebene als auch unmittelbar auf Wort- und Begriffsebene, 
nämlich in Form eines Querschnitts. Auf der Wort- und Begriffsebene (= Mikroebene) wer-
den die Termini an mehreren Stellen morphologisch, lexikographisch, onomasiologisch sowie 
mit Rücksicht auf verschiedene Wortbildungsregeln und Übersetzungsalternativen (rechtsbe-
griffliche Übersetzung i. V. m. wörtlicher Übersetzung), ggf. auch durch Vergleich ihrer ur-
sprünglichen Bedeutungen in der chinesischen Gemeinsprache mit den zivilrechtlich äquiva-
lenten Termini, untersucht (hauptsächlich in Kapitel 3, 5-7), während die Analyse der textuel-
len Grundeinheiten, d. h. der Paragraphen, auf syntaktischer, morphosyntaktischer, semanti-
scher,29 grammatischer und sonstiger Ebene (= Makroebene) erfolgt (hauptsächlich in Kapitel 
4).30 Parallel dazu werden die Vorschriften des ZGE mit den jeweiligen Termini denen des 
modernen Zivilrechts Chinas gegenübergestellt. 
 

1.4  Schwierigkeiten und Herausforderungen der Arbeit 
 
Die Schwierigkeiten und Herausforderungen, mit denen ich mich beim Verfassen der Arbeit 
konfrontiert sah, lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 
a) Spezifische Fachliteratur zur rechtstechnischen, -systematischen und -begrifflichen Be-

handlung des ZGE ist kaum vorhanden. Das einzige mir bekannte Dokument zu diesem 
Zweck ist (nebst anderen wichtigen zeitgenössischen Dokumenten) der vom Justizminis-
terium der Republik China (in Taiwan) im Juni 1976 veröffentlichte Zivilgesetzentwurf 
der späten Qing-Zeit mit ausführlicher Kommentierung jedes Paragraphen.31 Durch diese 
vom Qing-Gesetzgeber ausgearbeitete Dokumentation wurde im Zuge von Chinas erster 
zivilrechtlicher Kodifikation die Sprache des Vermögensrechts mit entsprechender Termi-
nologie erstmalig erfasst. Die Gesetzparagraphen und die Kommentare zu dieser Doku-
mentation bilden das grundlegende Material für die vorliegende Forschungsarbeit. 

b) Ferner ist die Verfügbarkeit von Literatur zur systematischen Untersuchung der Aufnah-
me der Rechtsbegriffe, -technik und -vorschriften aus dem deutschen BGB in Chinas Zi-
vilrecht dürftig.32 Sehr wertvolle und fundierte Literatur zu dem Zweck sind die Zivil-
rechtslehrbücher des renommierten, auch der deutschen und lateinischen Sprache kundi-
gen Rechtsgelehrten und Mitverfassers des ZGB, SHI Shangkuan (2000a-2000d), die zum 
Teil die Aufnahme der Rechtsbegriffe aus dem deutschen BGB ins Zivilrecht der Repub-
lik China (hautsächlich das ZGB), und daher überhaupt in China behandelt haben. 

c) Die Konzeption einer leicht nachvollziehbaren inhaltlichen Struktur und die optimale 
Schwerpunktsetzung für die Arbeit sind angesichts des auf den ersten Blick undurchsich-
tigen Normenkomplexes des umfangreich kodifizierten ZGE äußerst schwierig. Auch ist 
es anspruchsvoll, Zusammenhänge – abgesehen von der rechtslogischen Systematik des 
ZGE selbst – zwischen den Artikeln und den zahlreichen Termini übersichtlich aufzuzei-
gen. Die beiden Schwierigkeiten lassen sich zum großen Teil überwinden, wenn man sich 
bei der Analyse schrittweise nach der Kodifikationssystematik des ZGE richtet. 

                                                            
29 Die Behandlung des morphologischen sowie des semantischen Ansatzes für die Terminologisierung findet 

sich u. a. bei Arntz et al. (2009: 120-129).  
30  Vgl. hierzu die globalen Beschreibungsansätze für Fachsprachen bei Arntz (2001: 65); Fluck (1985). 
31  Siehe Justizministerium der Republik China (1976: 1 ff. und 243-812). Beim Zitieren der Kommentare zum 

ZGE oder zu seinen Paragraphen in dieser Arbeit handelt es sich um dieselbe Quelle. 
32  Um diese Lücke zu schließen, wird an vielen Stellen der vorliegenden Arbeit auch die Literatur zum deut-

schen BGB herangezogen. 
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d) Eine übersetzungswissenschaftliche Analyse der AT und ZT bedarf ausnahmslos ausrei-
chender, für verschiedene Satztypen und Funktionen repräsentativer Beispiele, was gerade 
durch deren beschränkte Anzahl von Paragraphen des ZGE (1316) erschwert wird. In die-
sem Sinne dient die Untersuchung der rechtsbegrifflichen Aspekte auch dazu, die Analyse 
in übersetzungstheoretischer und linguistischer Hinsicht, trotz der beschränkten Anzahl 
von Beispielen, zu ergänzen.33 

e) Aufgrund dessen, dass ich keine volljuristische Ausbildung absolviert habe, werden im 
Verlauf dieser Arbeit bestehende Defizite durch die Auseinandersetzung mit dem deut-
schen BGB, dem ZGE, dem ZGB und den einzelnen volksrepublikanischen Zivilgeset-
zeswerken kompensiert. Dieser Prozess hat es mir ermöglicht, eine tiefere Einsicht in die 
Bedeutungen der einzelnen Termini im Kontextbezug zu gewinnen. 

 

1.5  Inhaltlicher und struktureller Überblick 
 
In Kapitel 2 werden die geschichtlichen, rechtsgeschichtlichen und rechtskulturellen Hinter-
gründe des ZGE, seine Bedeutung für Chinas moderne Zivilgesetzgebung dargestellt. Auch 
wird bewiesen, dass der „Entwurf“ maßgeblich durch das deutsche BGB geprägt und die ja-
panische Zivilrechtssprache bzw. das japanische BGB beeinflusst wurde. 34  Anschließend 
werden ein inhaltlicher und struktureller Überblick über den ZGE mit seinen Vorschriften 
gegeben. 
         Kapitel 3 thematisiert die Rechtssubjektbestimmung des ZGE durch die Charakterisie-
rung der Rechtsvorschriften mit der Frage, „wie sich ein Rechtssubjekt verhalten soll“. An-
schließend werden die terminologischen Beiträge des ZGE hinsichtlich der Rechtssubjektbe-
stimmung, z. B. derjenigen in Bezug auf rén  (Personen)35, f�rén  (juristische Perso-
nen), shètuán f�rén  (Vereine), cáituán f�rén  (Stiftungen) usw., zu Chi-
nas modernem Vermögensrecht untersucht. Dargestellt werden zugleich die kulturellen Hin-
tergründe bzw. die Entstehungsgeschichte mancher erstmalig (durch das deutsche BGB) in 
Chinas Zivilrecht geregelter Grundbegriffe, wie z. B. zìránrén  bzw. f�rén . Da-
rüber hinaus dient Kapitel 3 als Einstieg in die funktional-linguistische Betrachtung der ZGE-
Vorschriften im nächsten Kapitel. 
         In Kapitel 4 wird zuerst ein Überblick über die texttypologischen und fachsprachlichen 
Merkmale der ZGE-Vorschriften gegeben. Anschließend wird die funktional-linguistische 
Analyse der ZGE-Vorschriften mithilfe des Modalverbs soll, wieder anhand der Beschreibung 
„wie sich ein Rechtssubjekt verhalten soll“, eingeleitet. Dabei werden die grammatischen 
Charakteristika und die damit verbundene inhaltliche Wirkung der Rechtsvorschriften veran-
schaulicht. Dann werden die ZGE-Paragraphen aus einer allgemein funktionalen Perspektive 
nach Geboten, Verboten, Erlaubnissen (Sonderform der subjektiven Rechte) und zuletzt den 
positiv-subjektiven Rechten geordnet. Diese Funktionen werden mit den tabellarisch erfassten 
Ausdrucksformeln und Satzstrukturen jeweils bezüglich der Gebote der Pflicht zum Tun i. S. 
v. Tun-Sollen, der Verbote, genauer der passiven Gebote der Pflicht zum Nicht-Tun (= zur 

                                                            
33  Allerdings, um den Rahmen der Arbeit nicht zu sprengen, muss wegen der rechtsbegrifflichen und rechtssys-

tematischen Komplexität ihr theoretischer und sachlicher Umfang ständig eingeschränkt werden. Infolge der 
Zielsetzung und der Vorgehensweise der Arbeit, der Notwendigkeit zur Einschränkung derer Umfangs und 
der o. a. Schwierigkeiten hat die Untersuchung der terminologischen Beiträge des ZGE zu Chinas modernem 
Vermögensrecht begrifflich und rechtsbegrifflich m. E. nicht tief genug durchgeführt werden können. 

34  Dennoch gehen sowohl eine gründliche juristische Untersuchung des japanischen, vor allem deutschen BGB 
selbst, das mit seiner prägnanten Rechtslogik und Rechtsdogmatik die hochentwickelte deutsche Rechtskul-
tur und Gesetzgebungstradition verkörpert, als auch eine umfassende Erforschung der mit beiden Zivilge-
setzbüchern verbundenen Rechtstechnik über den Horizont der vorliegenden Arbeit hinaus. 

35  Nämlich zìránrén  (natürliche Personen) i. S. d. ZGE. Für Näheres darüber siehe 3.1.3.1 der vorlie-
genden Arbeit. 
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Unterlassung) i. S. v. Nicht-Tun-Dürfen, der Erlaubnis als passiv-subjektives Recht i. S. v. 
Tun-Dürfen und der positiven subjektiven Rechte i. S. v. Tun-Können realisiert. Parallel zu der 
funktional-linguistischen Auslegung der ZGE-Paragraphen werden die terminologischen Bei-
träge teilweise von Abschnitt 1 (Rechtsnormen), Abschnitt 8 (Ausübung der Rechte) des All-
gemeinen Teils des ZGE usw. dargelegt. Durch die Thematisierung der subjektiven Rechte 
dient Kapitel 4 zudem als Übergang von der strukturell-funktional-inhaltlichen Analyse der 
ZGE-Paragraphen zur weiteren rechtssystematischen Untersuchung der terminologischen Bei-
träge des Zivilgesetzentwurfs36 (in Kapitel 5 bis 7). 
         Kapitel 5 beginnt mit einem Überblick über den Inhalt und die Natur der im ZGE ge-
währten subjektiven Rechte. Anschließend werden die Beiträge des ZGE zu Chinas moderner 
vermögensrechtlicher Terminologie bezüglich der Begriffe wie wù  (Sachen), f�l� xíngwéi 

 (Rechtsgeschäfte) und shíxiào  (Verjährung) jeweils rechtsbegrifflich, über-
setzungs- und sprachwissenschaftlich untersucht. Damit werden grundsätzlich alle terminolo-
gischen Beiträge des Allgemeinen Teils des ZGE, mit Ausnahme von Abschnitt 6 „Q�ji�n Jí 
Q�rì  (Fristen und Termine)“ und der Sicherung der Rechte in Abschnitt 8 
„Quánlì Zh� Xíngsh� Y
 D�nb�o  (Ausübung und Sicherung der Rechte)“, 
erfasst. 
         Kapitel 6 erläutert als Erstes die Natur des Schuldrechts und dessen Grundbegriffe wie 
zhài  (Verbindlichkeit/Obligation), zhàiquán  (Forderung/Forderungsrecht) im Rah-
men des ZGE mit einer rechtsbegrifflichen, rechtssprachlichen und sprachwissenschaftlichen 
Analyse der einschlägigen Terminologie. Darauf folgt die Untersuchung der terminologischen 
Beiträge des ZGE zu Chinas modernem Vermögensrecht hinsichtlich der allgemeinen Be-
stimmungen sowohl des Schuld- als auch des Vertragsrechts. Anschließend werden die auf 
die einzelnen Schuldverhältnisse bezogenen terminologischen Beiträge des ZGE zu Chinas 
modernem Vermögensrecht dargelegt. 
         Kapitel 7 stellt zunächst die Natur des Sachenrechts und dann die terminologischen Bei-
träge der allgemeinen Bestimmungen des ZGE-Sachenrechts zu Chinas modernem Vermö-
gensrecht dar. Anschließend werden jeweils die auf su�y�uquán  (Eigentum), yòngyì 
wùquán  (Nutzungsrechte), d�nb�o wùquán  (Sicherungssachenrechte) 
und zhàny�u  (Besitz) bezogene Beiträge des ZGE zu Chinas heutiger vermögensrechtli-
cher Terminologie untersucht. 
         In Kapitel 8 werden schließlich die Untersuchungsergebnisse der vorliegenden Arbeit 
zusammengefasst und die von ihr angeregten zukünftigen Projekte vorgeschlagen.  
         Im Anhang der Arbeit werden die terminologischen Beiträge des ZGE zu Chinas mo-
dernem Vermögensrecht tabellarisch in drei Glossaren erfasst. 

                                                            
36  Außer denen bezüglich der Rechtssubjektbestimmung, die bereits in Kapitel 3 untersucht werden sollen. 
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2.  Geschichte und Bedeutung des Zivilgesetzbuch-Entwurfs der späten Qing-
Zeit mit einem Überblick über dessen Rechtsvorschriften 

 
 
2.1  Entstehungsgeschichte des ZGE und der auf ihn folgenden Zivilgesetzbücher 

Chinas 
 
In Chinas Geschichte der Zivilgesetzgebung stehen einige wichtige Gesetzbücher in einem 
engen Zusammenhang miteinander. Auf sie haben sich die deutschen Zivilgesetzbücher, vor 
allem das BGB, mehr oder weniger prägend ausgewirkt.1 Der ZGE ist das erste von diesen 
Zivilgesetzeswerken. Am frühsten und zugleich in vieler Hinsicht am stärksten wurde er vom 
deutschen BGB beeinflusst. Ferner diente er unmittelbar oder mittelbar als Grundlage für die 
Ausarbeitung der auf ihn folgenden Zivilgesetzeswerke (Heuser 2008: 203 ff.). Die Darstel-
lung der Entstehungsgeschichte des ZGE bedarf daher eines Abrisses, wie diese Zivilgeset-
zeswerke nacheinander entstanden sind. Geschildert werden im Folgenden zunächst Chinas 
Zivilgesetzgebung bis zur späten Qing-Zeit und dann in chronologischer Reihenfolge die Ent-
stehungsgeschichte des ZGE, des ZGB und des konzipierten Zivilgesetzbuchs der VR China. 
 

2.1.1  Chinas Zivilgesetzgebung bis zur späten Qing-Zeit 
 
Kodifikationen waren dem chinesischen Rechtsdenken bis zur späten Zeit der Qing-Dynastie 
(1644-1911) keineswegs fremd.2 Nichts Neues für das chinesische Recht waren auch die Ver-
haltensregeln zivilrechtlicher Natur, zwar vornehmlich in Form von l� , d. h. den Sittlich-
keits- und Anstandsregeln, den Moral- und Kulturnormen,3 die zum Gewohnheitsrecht gehör-

                                                            
1  Dies fasste der Jurist und Sinologe Karl Bünger im Vorwort zu seiner ZGB-Übersetzung (1934: 5, eig. Erg.) 

zusammen: „Deutsche Gesetze und deutsche Rechtswissenschaft haben in das moderne Recht Japans und 
Chinas auf allen Gebieten, sowohl des Staatsrechts wie des Straf-, Zivil- und Prozessrechts, teilweise in er-
heblichem Umfange, Eingang gefunden. Dieser Vorgang begann Ende des vorigen (19.) Jahrhunderts in Ja-
pan und ist durch die Vollendung des neuen Gesetzgebungswerks (ZGB) in China zum Abschluss gekom-
men. Er ist mit der Rezeption des römischen Rechts und mit der Ausbreitung des französischen Code Civil 
(in Westeuropa) vergleichbar, aber gewaltiger als Letztere wegen der ungeheuren Menschenmenge, des gro-
ßen Raumes und der wachsenden politischen Bedeutung Ostasiens.“ Vgl. hierzu Ham (2006: 181). 

2  „Von alters her wurde das chinesische Recht (gemeint ist hier nur das Strafrecht) in die Form von Gesetzbü-
chern gegossen. Jede neue Dynastie verkündete ein neues Gesetzbuch, das aber dem der vorhergehenden 
Dynastie nachgebildet war.“ (Bünger 1934: 13, eig. Erg.) Nach Heuser (2008: 194) bestand in China das 
Recht seit Jahrhunderten hauptsächlich aus den zwei heterogenen Bestandteilen, „den Regeln einer rationali-
sierten Bürokratie (profanes Verwaltungsrecht) und den Regeln eines patriarchal-religiösen Gewohnheits-
rechts“. Weiter erklärte er: „Erstere waren das vom Kaiser nach Opportunität – wenn auch unter Beachtung 
der Grenzen der überlieferten moralischen Anschauungen – erlassene, schriftlich fixierte Gesetzesrecht, f� 

 oder l�  oder f�l�  genannt; letztere (waren) die im Volk seit alters gelebten, nicht unbedingt 
schriftlich festgelegten Sozial- und Kulturnormen, Gewohnheiten oder Üblichkeiten. Trat einem in f�l�  
das staatliche Recht gegenüber, so hatte man es angesichts der Sozial- und Kulturnormen mit 
‚Volksrecht‘ zu tun.“ (Heuser 2008: 194). Für die bereits seit den Epochen der „Frühlings- und 
Herbstperiode“ (722-481 v. Chr.) und „Streitenden Reiche“ (481-221 v. Chr.) tradierte Kodifikation in 
Chinas Strafrechtswesen siehe hierzu Heuser (1999: 66 ff., 86 ff.); Weggel (1980: 6 ff.); PAN Weihe (1982 
Teil 1: 38-42). 

3  Sie enthielten z. B. für den Bereich von Immobilienkauf und -verkauf die Regeln, dass „Grundeigentum 
vom Verkäufer zunächst der eigenen Sippe, dann den Grundstücksnachbarn, schließlich dem vorherigen Ei-
gentümer zum Kauf angeboten wird“, dass die „Sippengenossen ein Vorkaufsrecht besitzen“, dass „Wohn-
bauten dem Ackerland folgen“, „bei verpfändetem Ackerland also die sich darauf befindlichen Gebäude als 
Zubehör gelten und ebenfalls dem Pfandgläubiger zu übergeben sind“, dass „bei einem verpfändeten Wohn-
haus sämtliche Ausbesserungen, die bis drei Jahre nach der Verpfändung nötig werden, zu Lasten des Eigen-
tümers gehen“ (Heuser 2008: 194), nach Ablauf von drei Jahren kleine Ausbesserungen dann vom Pfand-
gläubiger, aber größere weiterhin vom Hauseigentümer zu tragen sind. Vgl. hierzu Heuser (2008: 194 u. Fn. 
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ten und sich auch auf Aspekte des Zivillebens4 bezogen. Insofern ist die Kennzeichnung des 
chinesischen Rechts bis zur späten Qing-Zeit als eine Kultur ohne zivilrechtliche Elemente 
sicherlich unzutreffend. 5  Allerdings ist es unbestreitbar, dass Chinas jahrtausendlange 
Rechtsgeschichte bis dahin nie eine selbständige, systematische Regelung, ganz zu schweigen 
von einer Kodifikation des Zivilrechts, gekannt hatte.6 Positive privatrechtliche Vorschriften 
bestanden lediglich auf den Gebieten des eng ineinander greifenden Familien- und Erbrechts 
sowie ansatzweise im Grundstücksrecht (Bünger 1934: 13), und zwar nur in Form der sog. 
„Sekundärnormen“ (Heuser 2008: 194). Das große und bis vor der Rechtsreform einzige Ge-
setzbuch von Chinas letzter Dynastie, der Qing-Kodex (Dà Q�ng L� Lì )7, der in 
seiner Gestalt auf den Gesetzeskodex der Tang-Dynastie (654 n. Chr.)8 zurückgeht, war ge-
mäß der traditionellen chinesischen Auffassung vom Begriff des Rechts, ähnlich wie die Ge-
setzbücher der vorherigen Dynastien, überwiegend strafrechtlicher Natur.9 

                                                                                                                                                                                          
7); Kirfel (1940: 19, 22, 43, 44); PAN Weihe (1982 Teil 1: 57-70). Einen systematischen Überblick über l� 

, die sog. Riten als vorstattliches Recht, verschafft man sich auch bei Bünger (1980: 441-443, 449-451; 
1950a: 135-140). 

4  Diese Aspekte umfassten z. B. qiánzhài  (Geldschuld), tiánzhái  (Ackerland und Wohnbau), tiánfù 
 (Grundsteuer), hùyì  (familiärer Frondienst), hùk�u  (Identität und Anzahl der Mitglieder ei-

nes Haushalts), dòu’�u  (Schlägerei und Prügelei), fúzhìtú  (Tabelle für die Trauerpflicht der 
Verwandten von einer Großfamilie), auch geregelt in § 1318 ZGE, h�ny�n  (Eheschließung und Ehe), 
fànji�n  (Ehebruch) usw. Näheres darüber bei YANG Lixin (2002: 3); ZHANG Jinfan (1998: 250 ff.), 
PAN Weihe (1982 Teil 1: 41-42, 56). Hier noch zu erwähnen ist das eigenartige Institut des alten chinesi-
schen Rechts, di�nquán , d. h. Antichrese oder Nutzpfand (am Grundstück/Wohnhaus). Für dessen aus-
führliche rechtsbegriffliche Erläuterung siehe Ham (2006: 192-193); vor allem Bünger (1934: 72-74). 

5  Vgl. hierzu SHI Shangkuan (2000a: 58); YANG Lixin (2002: 3); MEI Zhongxie (1998: 14-15). 
6  Darüber sind sowohl sich chinesische als auch deutsche Juristen wiederum einig. Vgl. hierzu SHI Shang-

kuan (2000a: 58); YANG Lixin (2002: 3); MEI Zhongxie (1998: 14-15); Heuser (2008: 194-195); Bünger 
(1934: 13); Ham (2006: 182). 

7  Der Qing-Kodex beinhaltete die von der Obrigkeit erlassenen etwa 436 Gesetzbefehle als l� 
(Hauptrechtsvorschriften) und rund 1900 lì  (Ergänzungsrechtsvorschriften). Diese enthielten i. d. R. eine 
Strafandrohung. In zivilrechtlicher Hinsicht umfasste das Gesetzbuch aber nicht eine unmittelbare Regelung 
der Ordnungsstruktur selbst, denn um die sog. Primärnormen, die eigentlichen Ordnungsnormen für zivil-
rechtliche bzw. privatrechtliche Tatbestände, hatte sich der chinesische Gesetzgeber wegen seiner Staatsauf-
fassung nicht gekümmert. Z. B. regelte das Gesetz nicht das Zustandekommen von Verträgen, enthielt des-
wegen weder ein Vertragsgesetz noch Regelungen des Schuldrechts; es regelte nicht die Voraussetzungen 
des Eigentumsübergangs oder den Eintritt der Rechts- und Geschäftsfähigkeit, auch nicht die Haftung einer 
Partnerschaft (z. B. einer juristischen Person) oder eine Erbauseinandersetzung. Was l�  boten, waren nur 
Sanktionen für den Fall, dass ein Vertrag durch Täuschung oder Betrug verletzt, dass Vermögen unterschla-
gen oder gestohlen wird, usw. L�  und lì  waren i. d. S., wie alles Strafrecht, nur technische Normen 
oder Sekundärnormen, insbesondere was zivilrechtliche Regelung betrifft. Außerdem enthielt der Qing-
Kodex ausschließlich einen strafrechtlich ausgestalteten Schutz von Vermögensverletzungen (Deliktrecht), 
aber kein Insolvenzgesetz, kein Wechselgesetz, auch kaum ein Zivilprozessgesetz. Die Entstehung von (zi-
vilrechtlichen) Primärnormen wurde der Gewohnheit, den Handelsgebräuchen überlassen. Dieses Gewohn-
heitsrecht, wenn man die zivilen Gewohnheiten so kennzeichnet, entwickelte sich wiederum aus l� , wäh-
rend f�  (Gesetzesrecht) nur strafrechtlicher Natur war. Die aus der Synthese beider Begriffskreise ent-
standenen Normen verkörperten „die Quellen des gesamten Rechtslebens der Chinesen bis in die neueste 
Zeit hinein“ (Heuser 2008: 194). Und mit dem auf l�  beruhenden chinesischen Handelsrecht konnten die 
zur späten Qing-Zeit in China tätigen europäischen Kaufleute selbstverständlich nichts anfangen. Vgl. Heu-
ser (2008: 194-195 u. Fn. 6). 

8  Näheres über den Tang-Kodex sowie über die Gesetzgebung der vorherigen Qin- und Han-Dynastie und der 
späteren Song-, Yuan- und Ming-Dynastie findet sich bei sich bei Bünger (1980: 441-443, 451-453); Heuser 
(1999: 86 ff., 93 ff., 103-114); Weggel (1980: 28 ff., 45 ff., 65 ff., 84 ff., 90 ff., 120-123). 

9  Wie schon der Tang-Kodex war das Gesetzbuch der Qing, obwohl „detailliert und einigermaßen systema-
tisch“ geregelt (Heuser 2008: 195), hauptsächlich ein Strafgesetz, das etwa 3900 Straftatbestände aufzählte 
und nur am Rande, vermittelt durch strafrechtliche Sanktionen, privatrechtliche Regelungen enthielt. Tref-
fend beschrieb Bünger die Rechtsnatur des Qing-Kodexes (1934: 13): „auch soweit privatrechtliche Grund-
sätze erkennbar sind, tragen sie häufig ein strafrechtliches Gewand“. Geschäfte des täglichen Lebens, wie 
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         Zusammenfassend sah die Zivilgesetzgebung bis zum Ende der chinesischen Qing-
Dynastie so aus: Erstens hatte die „Konfuzianisierung“ bzw. „Ethisierung“ des Rechts (Bün-
ger 1980: 454) vorgeherrscht, daher hatte sich in China keine moderne Zivilrechtstradition 
oder -lehre herausbilden können, insbesondere wenn „überkommene humanitäre und andere 
gewachsene moralische Vorstellungen über Familie usw.“ vordrangen (Bünger 1980: 454). 
Zivilrechtsangelegenheiten wurden entweder gewohnheitsrechtlich, d. h. durch Sittlichkeits- 
und Anstandsregeln (l� ) bzw. durch Ethik- und Moralnormen (dé ), oder strafrechtlich, d. 
h. durch Strafrecht und Strafsanktionen (xíng ) geregelt.10 Zweitens hatte es ein kodifizier-
tes Zivilrecht nie gegeben. Die fehlende Unterscheidung zwischen dem Zivil- und Strafrecht 
(mín xíng bù f�n  od. xíng mín hé y� ) sowie zwischen dem Zivilrecht und 
den Sittlichkeitsregeln (mín l� hé y� ), hat zu dem Missverständnis geführt, China 
habe in seiner Rechtstradition über gar kein Zivilrecht verfügt (YANG, Lixin 2002: 4; PAN 
Weihe 1982 Teil 1: 47, 48-55). Drittens waren die in der späten Qing-Zeit bereits dem konti-
nentaleuropäischen, u. a. deutschen Zivilrecht (BGB) gehörigen Rechtsinstitute und Grundbe-
griffe (vgl. Bünger 1980: 446-445)11 dem überwiegend strafrechtlich geprägten Rechtswesen 
Chinas noch völlig fremd. Viertens stand die bis vor Ende des Kaiserreichs (1911) kollektivis-
tisch, konfuzianistisch (ethisch), familiär und am Gemeininteresse oder an der Staatsauffas-
sung orientierte Rechtsideologie dem wesentlich auf dem individualistischen, rationalen, rö-
mischen Recht und den liberalen Staats- und Rechtsvorstellungen des 19. Jahrhunderts beru-
henden deutschen BGB krass entgegen.12 Die „hervorstechende Eigenschaft des geschichtli-
chen chinesischen Rechts“ ist, mit Büngers (1980: 457-458) prägnanter Beschreibung, „die 
Konzentrierung der gesetzgeberischen Tätigkeit auf das öffentliche Recht einschließlich des 
Strafrechts und die Vernachlässigung des Sektors der privaten Lebensbeziehungen der Bür-
ger“. So war zur späten Qing-Zeit eine gründliche Selbstmodernisierung des chinesischen 
Zivilrechts höchst notwendig. 
 

 

 

 

 

                                                                                                                                                                                          
beispielsweise Kauf-, Miet- Dienst-, Werkvertrag usw., waren im kaiserlichen China gesetzlich nicht gere-
gelt. Privatrechtliche Normen galten deshalb vorwiegend gewohnheitsrechtlich, ihre Durchsetzung erfolgte 
in erster Linie außergerichtlich via Familien- und Dorfjustiz. Nur selten trat man wegen eines zivilrechtli-
chen Streites vor die misstrauisch betrachteten staatlichen Gerichte, die aber einen Zivilprozess nicht viel 
anders als einen Strafprozess führten. Vgl. hierzu Bünger (1934: 13 u. vor allem Fn. 3); Manthe (1987: 12); 
Ham (2006: 182); Heuser (2008: 195). 

10 Treffend fasste YANG Lixin (2002: 4) diese Struktur mit „y� l� dài f�  (Ersatz des Zivilgesetzes 
durch Sittlichkeits- und Anstandsregeln), y� dé dài f�  (Ersatz des Zivilgesetzes durch Ethik- und 
Moralnormen) und y� xíng dài f�  (Ersatz des Zivilgesetzes durch Strafrecht und Strafsanktio-
nen)“ zusammen. Dies ist wiederum in Chinas tausendjahrlang tradierter Rechtskultur, der li-Kultur, d. h. 
der Einheit von Recht und Ethik, tief verwurzelt. Gerade darin lagen die „unheilbare“ Schwäche und „irrepa-
rable“ Lücke (YANG Lixin 2002: 4) an Chinas Zivilgesetzgebung bis zur späten Qing-Zeit; vgl. hierzu Heu-
ser (1999: 119 ff.); YANG Lixin (2002: 4). Eine ausführliche Erläuterung des das chinesische Rechtsdenken 
prägenden Elements der Sittlichkeits- und Anstandsregeln (l� ) findet sich bei Heuser (1999: 67-71 u. vor 
allem Fn. 34). 

11  Dazu gehören beispielsweise diejenigen im Rahmen des Schuld- und Sachenrechts, die vertraglichen Schuld-
verhältnisse, das Eigentum, der Besitz und der Nießbrauch sowie die des Rechtsgeschäfts, der Rechtsverlet-
zung und unerlaubter Handlungen. Vgl. hierzu YANG Lixin (2002: 4). 

12  Vgl. hierzu YANG Lixin (2002: 4); ZHANG Jinfan (1998: 247); PAN Weihe (1982 Teil 1: 58-59); Bünger 
(1980: 465-468); Heuser (2002b: 19 ff.); Ham (2006: 194). 
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2.1.2   Entstehung des ZGE 
 
2.1.2.1  Geschichtliche Bedingungen und Motive für die Rechtsreform zur späten Qing-

Zeit 
 
Die Rückständigkeit der chinesischen Zivilgesetzgebung wurde noch auffälliger, als sie mit 
Chinas innen- und außenpolitischer Lage vor Ende der Qing-Dynastie zusammenfiel. Zur Zeit 
des Inkrafttretens des deutschen BGB am 1.1.1900 begann das chinesische Rechtssystem, sich 
im Zuge der Entwicklung Chinas zu einer halbfeudalen und halbkolonialen Gesellschaft auf-
zulösen (SHAO Jiandong 1999: 80). Aus dieser Situation ergab sich die Notwendigkeit, das 
alte chinesische Recht zu reformieren und das westliche Rechtssystem, vor allem Zivilrechts-
system, einzuführen. Nach einer Reihe von Zusammenstößen mit dem Westen, in denen Chi-
na immer Niederlagen hinnehmen musste, kam man zu der Einsicht, dass das Reich allein 
durch Übernahme der westlichen Technik nicht gerettet werden könne und die Reform des 
politischen und rechtlichen Systems noch wichtiger sei.13 Immer mehr chinesische Hofbeamte 
und Staatmänner führten die Übermacht des Westens auf die Überlegenheit von dessen 
Staats- und Rechtssystem zurück. Sie waren fest davon überzeugt, nur durch nach westlichen 
Vorbildern gestaltete Kodifikationen chinesische Rückständigkeit überwinden zu können,14 
da ansonsten China dem Eindringen der Fremdmächte keinen Widerstand entgegensetzen 
könne und weitere politische Zugeständnisse machen müsse (Bünger 1931: Spalte 258-259). 
Mit einem Wort ergab sich die grundsätzliche Reform des Rechts Chinas, darunter seines Zi-
vilrechts, in erster Linie nicht aus wirtschaftlichen Bedürfnissen (Bünger 1931: Spalte 258),15 
m. E. auch nicht aus eigener Einsicht in die notwendige Verbesserung der Zivilgesetzgebung, 
sondern wie nach Büngers (1931: Spalte 258) Auffassung, aus der außenpolitischen Entwick-
lung.16 

                                                            
13  Im Krieg gegen Japan 1894/95 hatte China erneut eine militärische Niederlage erlitten, und zwar gegen ein 

Land, das seit 1867 unter dem Meiji Tenno (1852-1912) eine Reihe tiefgreifender Reformen in Gang geleitet 
hatte, aber vorher China noch unterlegen gewesen war. Vor allem hatte die Einführung eines westlichen Ver-
fassungs- und Rechtssystems zur Aufgabe der Exterritorialität der Westmächte in Japan geführt und offenbar 
für seine Überlegenheit über China gesorgt. Vgl. hierzu Rahn (1990: 58 ff.).  

14  Vgl. hierzu Manthe (1987: 13 u. vor allem Fn. 9) für eine ausführlichere Erklärung und mehr Literaturhin-
weise. 

15  Bünger widersprach sich m. E. nicht, wenn er (1950b: 169) später meinte, dass die zur Qing-Zeit aufkom-
mende Kritik an Chinas Rechtswesen seitens der Ausländer doch nicht ohne wirtschaftliche Motive gewesen 
sei. Sie habe zwei Erscheinungen als Angriffspunkte genommen: die Art der Strafjustiz, besonders die Beur-
teilung fahrlässiger Handlungen, und das Fehlen handelsrechtlicher Normen im chinesischen Recht. Bezüg-
lich der ersteren meint Heuser (2008: 195), das in den l�  enthaltene chinesische Strafrecht, obwohl es ei-
nigermaßen deutlich scheine, sei „jedoch wegen seiner rechtsstaatlich unvollkommenen Gestalt und seiner 
nach der im Gefolge der Aufklärung eingetretenen Humanisierung des europäischen Strafrechts als extrem 
und grausam empfundenen Sanktionen unakzeptabel“ gewesen. Eine Folge aus dem letzteren Fall sei gewe-
sen, dass die ausländische Kaufmannschaft bei handelsrechtlichen Streitigkeiten das eigene Handelsrecht 
anwenden wollte und musste. Vgl. hierzu Bünger (1950b: 169); Heuser (2008: 194-195). 

16  Die Motive der Rechtsreform beschränkten sich, nach neueren chinesischen Arbeiten zu dieser Epoche, nicht 
auf das Außenpolitische. Betont wird von ihnen auch das eigene Modernisierungsmotiv. Seit der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts hätten sich immer mehr (chinesische) Unternehmen etabliert, die nicht mehr reine 
Familienunternehmen gewesen seien und deshalb ein Bedürfnis nach Rechtssicherheit entwickelt hätten. Der 
Schutz des Publikums vor Phantasiegesellschaften wurde auch thematisiert. Nach gegenwärtigen chinesi-
schen Autoren, die sich mit der Handelsgesetzgebung der späten Qing-Zeit befassen, verlangte der damalige 
inländische „sozioökonomische Wandel dringend nach neuer Gesetzgebung“ (XU Lizhi 1989: 89). Nach ei-
ner zeitgenössischen chinesischen Stellungnahme war die soziale und wirtschaftliche Armut das Ergebnis des 
unterentwickelten Handels, der „wiederum aus dem Mangel an gesetzlichen Regeln resultierte“ (ZHU Ying 
1995: 123). Trotzdem hat m. E. die außenpolitische Entwicklung vor allem die Rechtsreform motiviert. Vgl. 
hierzu Heuser (2008: 198); XU Lizhi (1989: 89 ff.); ZHU Ying (1995: 121 ff.). 
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         Durch Einführung des westlichen Rechtswesens beabsichtigte man, die dem Kaiserreich 
von den imperialistischen Kolonialmächten seit dem Ersten Opium-Krieg (1840-42)17 aufer-
legten ungleichen Verträge, insbesondere die Exterritorialität (zhìwài f�quán )18, zu 
beseitigen. So machte der Kaiserhof 1902 den Beschluss der Rechtsreform bekannt,19 der von 
Großbritannien als erster Kolonialmacht positiv bewertet wurde. Als die erste Westenmacht 
koppelte es seinen Verzicht auf die Exterritorialität an Chinas Fortschritte bei der Modernisie-
rung seines Gesetzwesens.20 Dem britischen Beispiel folgend machten die anderen Kolonial-
mächte, darunter die USA (1903), Japan (1903) und Portugal (1904), nacheinander ähnliche 
Versprechen in ihren Handelsverträgen mit China.21 Diese Zusagen hatten „ohne Zweifel den 
Kaiserhof dazu veranlasst, die Schritte der Rechtsreform zu beschleunigen“ (SHAO Jiandong 
1999: 80), und vorrangig die Kodifikation des chinesischen Zivilrechts in Gang zu setzen.22 
                                                            
17  Zu einer tiefgreifenden Umgestaltung des chinesischen Privatrechts kam es unmittelbar infolge des Konflikts 

zwischen der Qing-Dynastie und den westlichen Seemächten, vor allem Großbritannien. Die militärischen 
Niederlagen in den zwei Opiumkriegen und die mit den „ungleichen Verträgen“ verbundenen harten Be-
stimmungen setzten die Qing-Regierung einem erheblichen Modernisierungsdruck aus, in dessen Mittelpunkt 
die Reform des von den Westmächten als „barbarisch“ bezeichneten Staats- und Rechtssystems stand. Einen 
kurzen geschichtlichen Überblick über die zwei Opiumkriege findet man bei Ham (2006: 182-183). 

18  Der Qing-Kodex bedeutete eine beträchtliche Rechtsunsicherheit und machte es den Ausländern unzumutbar, 
sich ihm zu unterwerfen. Er sah z. B. vor, dass „alle in China lebenden Ausländer im Falle der Begehung von 
Straftaten nach den etablierten (chinesischen) Gesetzen zu bestrafen sind“ (§ 34). Von dieser völkerrechtli-
chen Grundregel der Territorialhoheit befreiten sich die Ausländer durch die in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts mit China geschlossenen Verträge. Wie viele andere Länder hatte China seit der Tang-Dynastie 
die Gewohnheit, die wenigen Ausländer innerhalb seiner Grenzen nach ihrem eigenen Recht leben zu lassen, 
d. h. sie „exterritorial“ zu stellen. Jetzt ging aber der Druck aus dem Westen allmählich weit und unangemes-
sen über die bisherigen Verhältnisse hinaus. Die frühere Großzügigkeit des Reichs der Mitte wich einem Ge-
fühl der Bedrohung, dem Gefühl der Minderwertigkeit und Unterlegenheit, so dass der Wert der Territorial-
hoheit völlig neue Relevanz erlangte. Vgl. hierzu Heuser (2008: 195). 

19  Damit rückte der Kaiserhof dem Rechtsreformprogramm von KANG Youwei  (1858-1927) ernsthaft 
näher. Nach der Niederlage im Krieg gegen Japan und der seit Niederschlagung des Taiping-Aufstandes 
(1850-1864) andauernden, aber gescheiterten Selbststärkungsbewegung (1861-1895) erläuterte der kantone-
sische Literat im Rahmen der „100-Tage-Reform“ des Sommers 1898 dem Guangxu-Kaiser (reg. 1875-1908) 
seine Anregungen für Reformen in verschiedenen Bereichen mit dem Verlangen nach Heranziehung des aus-
ländischen öffentlichen und privaten Rechtssystems. Der Kaiser erließ danach 40 Dekrete, die sich u. a. auch 
auf die Gesetzgebung bezogen. Dies alles blieb jedoch unausgeführt, da die konservative Gegenbewegung 
obsiegte und das Reformprogramm verwarf und Kang dann nach Japan fliehen musste. Der Kaiserhof be-
durfte nach dem chinesisch-japanischen Krieg von 1895 noch einer weiteren Niederlage 1900 gegen die acht 
Kolonialmächte, bevor er Kangs Reformideen als letztes Mittel zur Rettung der Dynastie wieder aufgriff, 
denn durch die Lostrennung der Pachtgebiete aus der chinesischen Staatsverwaltung, den Boxeraufstand 
(1900-1901), die sich daran anschließenden unzumutbaren Verträgen, die Abgrenzung von Interessensphären 
und die Möglichkeit einer Aufteilung Chinas spitzte sich Chinas Zwangslage ständig zu. Die seit den 1860er 
Jahren die Staatsgeschäfte kontrollierende Regentin Cixi (1834-1908), die die Reform im Recht zunächst ka-
tegorisch abgelehnt und verhindert hatte, befürwortete sie nun aber (1903), um Handel und Industrie zu för-
dern und grundsätzliche Änderungen im Reich herbeizuführen. Dies ebnete den Weg für die Rechtsreform. 
Vgl. hierzu Heuser (2008: 196-197); Bünger (1950b: 170). 

20  In dem oft von Juristen und Rechtshistorikern zitierten 12. Artikel des „chinesisch-britischen Vertrags zur 
Fortsetzung des Handels und Schiffsverkehrs“ vom 05.09.1902 wurde der britische „Erpressungsversuch“ als 
Vereinbarung mit China verankert: „Da China den dringenden Wunsch ausgedrückt hat, sein Rechtssystem 
zu verbessern und in Einklang mit dem westlichen Nationen zu bringen, wird Großbritannien jede Unterstüt-
zung für diese Verbesserung gewähren; Großbritannien wird ebenfalls bereit sein, auf seine exterritorialen 
Rechte zu verzichten, wenn sichergestellt ist, dass der Zustand der chinesischen Gesetze, die Vorbereitung 
für ihre Anwendung und andere Erwägungen den Verzicht auf die exterritorialen Rechte zulassen 
können.“ (Manthe 1987: 13). Vgl. hierzu YANG Honglie (1990: 872); Ham (2006: 183-184). 

21  Zu denen gehören u. a.: chinesisch-amerikanischer Vertrag zur Fortsetzung des Handels und Schiffsverkehrs 
vom 08.10.1903; chinesisch-japanischer Vertrag zur Fortsetzung des Handels und Schiffverkehrs vom 
08.10.1903; chinesisch-portugiesischer Handelsvertrag vom 11.11.1904. Vgl. hierzu WANG Tieya (1982: 
188, 194, 256). 

22  Als, wie im Vertrag von 1902 ersichtlich, Großbritannien unter der Bedingung, dass China sein Rechtswesen 
modernisiert bzw. dem Westlichen annähert, den Verzicht auf die die chinesische Territorialhoheit beschrän-
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Der Durchführung dieser Rechtsreform „winkten also als großes Ziel die Mehrung und Wie-
derherstellung des chinesischen Ansehens in der Welt“ (Bünger 1931: Spalte 259). Durch die 
Rechtsreform bestand die Aussicht, „der Fesseln der fremden Verträge und Vorrechte ledig zu 
werden, außenpolitische Bewegungsfreiheit zu erlangen und gleichzeitig der wachsenden Kri-
tik und den revolutionären Strömungen im Innern des Landes den Wind aus den Segeln zu 
nehmen“ (Bünger 1950b: 170). Die selbständige Ausbildung rechtlicher Institutionen entspre-
chend Chinas eigenen Bedürfnissen und spezifischen historischen Voraussetzungen durch 
eine fundamentale Rechtreform lag auf der Hand (Bünger 1980: 444). 
 

2.1.2.2  Entstehungsprozess des ZGE 
 
Um 1900 begann in China das Zeitalter der Rechtsmodernisierung. 1902 unterbreiteten hoch-
rangige und angesehene Hofbeamte dem Kaiser Guangxu ein Memorandum, um die Notwen-
digkeit einer Rechtsreform zu begründen und die Bildung einer besonderen Behörde für diese 
Aufgabe zu fordern. Im Mai 1904 wurde die erste Kodifikationskommission berufen.23 1907 
wurde die zweite unter der Bezeichnung Xiuding Falü Guan  (Amt für Gesetzes-
revision) gegründet (Heuser 2008: 197), als deren Direktoren die zwei sich gegenseitig ergän-
zenden Persönlichkeiten SHEN Jiaben  (1840-1913)24 und WU Tingfang  
(1842-1922)25 ernannt wurden. 
         Die Aufgabe der zweiten Kodifikationskommission bestand im Übersetzen der Straf-, 
Zivil- und Prozessgesetze Japans und westlicher Länder (darunter Deutschlands) ins Chinesi-
                                                                                                                                                                                          

kenden Privilegien in Aussicht stellte, wurde dies für die chinesische Seite ein vorrangiges (aber nicht das 
einzige) Motiv für ihre Bemühungen um ein neues Rechtssystem am Anfang des 20. Jahrhunderts. Die im 
chinesischen Recht bewanderten chinesischen Beamten betrachteten jedoch die Reformen als Bestrebungen 
nicht nach Verwestlichung sondern nach Fortentwicklung des überlieferten Systems: „Das Gesetzesrecht des 
alten China war ein Fall psychologischer Missbildung. Eine Funktion war extrem überentwickelt, die anderen 
Funktionen gänzlich verkümmert.“ (Heuser 2008: 195). Es bedurfte dazu Veränderungen „nicht nur im Straf-
recht, sondern auch einer – bisher nicht bekannten – Ausdehnung der staatlichen Gesetzgebung im Bereich 
von Handel und Industrie, also des Wirtschaftslebens“ (Heuser 2008: 195). Insofern erwachte in China erst 
aus dem Verkehr mit dem Wirtschaftsleben des Westens das Bedürfnis, vom Staat mehr als nur eine Fami-
lienwirtschaftsordnung, i. S. d. gewohnheitsrechtlichen Sekundärordnungen, zu fordern, und den Schutz von 
Ansprüchen, Eigentum, Besitz usw. (i. S. d. zivilrechtlichen Primärordnungen) zu verlangen. Vgl. hierzu 
Heuser (2008: 195). 

23  Die Kommission wurde Falü Bianzuan Guan  (Kodifikationsamt) genannt und wurde von den 
bereits im Jahr 1902 ernannten drei Kommissaren vertreten. Sie begann sogleich ihre Arbeit, zunächst unter 
Bevorzugung des Strafrechts. Gleichzeitig wurde eine Studienkommission berufen, die Japan, Europa und 
Nordamerika bereiste. Deren Teilnehmer wurden nach der Studienreise großenteils Mitglieder der zweiten 
Kodifikationskommission von 1907. Vgl. Bünger (1931: Spalte 259); Heuser (2008: 197). 

24  SHEN Jiaben war als altgedienter Beamter im Strafministerium (xíngbù ), einem der sechs Ministerien 
der überkommenen zentralen Verwaltung, ein Kenner der chinesischen Rechtstradition und Rechtspraxis. 
Über japanische Mitarbeiter eignete er sich umfassende Kenntnisse des europäischen Rechts an und wurde so 
zu „dem ersten chinesischen Rechtsvergleicher“ (Heuser 2008: 197). SHEN vertrat die herkömmliche konfu-
zianistische Ansicht, wonach die Gesetzesnormen durch Strafandrohung zum Schutz der Moral- und Sittlich-
keitsnormen (l� ) dienten. Ein Legalist (f�ji� ), wie die Anhänger dieser Richtung historisch verstan-
den wurden, war er nicht. Er wich von der überlieferten, aus der Sicht der herkömmlichen Lehren, mehr „le-
galistischen“ als „konfuzianistischen“ Auffassung ab, indem er nicht mehr jeder Moralverletzung eine Straf-
folge beimessen wollte. Das sog. „respektlose Handeln“ gegenüber Älteren, insbesondere den Eltern, solle z. 
B. seinetwegen als eine Angelegenheit von Erziehung und nicht von staatlicher Strafe behandelt werden. Nä-
heres über SHEN und seine Leistungen zur Qing-Rechtsreform findet sich bei Heuser (2008: 197 u. Fn. 23; 
198 u. Fn. 36) und (1999: 130-134). 

25  WU Tingfang, geboren in Singapur, hatte die englische Schule in Hongkong besucht, in London ein Rechts-
studium absolviert und als erster Chinese die Qualifikation eines Barrister erworben. Nach seiner Rückkehr 
nach Hongkong wurde er dort der erste chinesische Rechtsanwalt. 1882 trat er in chinesische Dienste, arbei-
tete unter LI Hongzhang  (1823 1901) und war 1897-1901, 1907-1909 zweimal Gesandter in Was-
hington; vgl. hierzu Heuser (2008: 197 u. Fn. 24). 
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sche26 und in der Ausarbeitung chinesischer Gesetzentwürfe unter Verwendung dieses über-
setzten Materials (vgl. Heuser 2008: 197). Weil die gesamte Rechtsordnung des Kaiserreichs 
nach dem westlichen Muster aufgebaut werden sollte, richteten sich die Reformbemühungen 
auf alle Bereiche, wie Verfassungsrecht, Strafrecht, Prozessrecht27, Handelsrecht28 und Zivil-
recht. 
                                                            
26  Bezüglich des Übersetzens sagte z. B. SHEN Jiaben: „Will man die Absichten und Zwecke westlichen 

Rechts erkennen, muss man die Lehren der Westler studieren und westliche Bücher übersetzen.“ (Heuser 
2008: [Fn. 26], S. 197). Über die von mehreren Gelehrten angefertigte Übersetzung westlicher völkerrechtli-
cher, verfassungs-, zivil-, straf- und verwaltungsrechtlicher Lehrwerke zur späten Qing-Zeit informieren 
TIAN Tao/LI Zhuhuan (2000: 355 ff.) mit ca. 220 aufgelisteten Werken. Vgl. hierzu Heuser (2008: 197). 

27  Im Frühjahr 1906 legten SHEN und WU das erste chinesische Straf- und Zivilprozessgesetz (Da Qing 
Xingshi Minshi Susongfa ) vor, das wegen immer mehr Streitigkeiten zwischen aus- 
und inländischen Geschäftsleuten notwendig geworden war. Der Entwurf enthielt drei Neuerungen: Die 
erstmalige systematische Unterscheidung von Zivil- und Strafrecht, den Parteiprozess nicht nur im Zivil- 
sondern auch im Strafprozess, in dem Ankläger und Verteidiger gleichgestellt sind, und das Geschworenen-
gericht, das vom anglo-amerikanischen Rechtskreis geprägte Jury-System, als Gegengewicht zur Verfahrens-
stellung des Staatsanwalts. Wegen der starken Stellung der Verteidigung und der Anerkennung der Klage- 
und Zeugenfähigkeit auch von Frauen wurde der Entwurf abgelehnt. Die von SHEN 1910 noch einmal vor-
gelegten neuen Entwürfe zu Straf- und Zivilprozessgesetzen, Da Qing Xingshi Susonglü Cao’an 

 und Da Qing Minshi Susonglü Cao’an , traten wegen politischer Ereignisse 
auch nicht in Kraft. Vgl. hierzu Heuser (2008: 200). 

28  Ein dritter mit dem ZGE eng zusammenhängender Bereich war die Gesetzgebung zum Handelsrecht. Feder-
führend für diese Aufgabe war das im September 1902 durch kaiserliches Edikt gegründete Shangbu  
(Handelsministerium), mit WU Tingfang als Vize-Minister. Leider muss im Rückblick darauf festgestellt 
werden, dass man noch nicht ausreichend vorbereitet war, ein umfassendes Handelsgesetzbuch auszuarbeiten. 
Die handelsrechtliche Gesetzgebung beschränkte sich daher zunächst auf Teilbereiche, die später das HGB 
der Qing-Dynastie (Da Qing Shang Lü ) bilden sollte. Schon Anfang 1904 wurden in großer Eile, 
hauptsächlich unter Druck der ausländischen Kaufmannschaft, die Allgemeinen Regeln für Kaufleute 
(Shangren Tongli ) (als Buch 1 des HGB gedacht) und ein Gesetz über Handelsgesellschaften 
(Gongsilü ) erlassen. Und 1906 folgte noch das Konkursgesetz (Pochanlü ). Die aus nur 9 Ar-
tikeln bestehenden Allgemeinen Regeln für Kaufleute führten u. a. den Terminus sh�ngrén  (Kaufmann) 
ein und begrenzten den Kreis der als sh�ngrén aufzutretenden Personen, gewährten z. B. einer Ehefrau nur 
den sh�ngrén-Status, wenn der Kaufmanns-Ehemann „erkrankt oder behindert ist und weder Vater, Brüder 
noch einen verheirateten Sohn hat“ und sie selbst zu selbständigem Geschäftsbetrieb fähig ist und die Gege-
benheit der Handelsbehörde mitgeteilt hat (in § 3). Erstmals wurde jedem Kaufmann eine Buchführungs-
pflicht auferlegt, unabhängig von der Größe seines Geschäfts und auf Tagesbasis alle Ein- und Ausgänge von 
Geld und Waren in einem Rechnungsbuch (zhàngbù ) zu registrieren (§ 6). Das Gesellschaftsgesetz (als 
Buch 2 des HGB vorgesehen) enthielt 131 Paragraphen und führte erstmalig die Figur der juristischen Person 
aber noch nicht den Begriff f�rén  ein, denn letzterer wurde erst durch den ZGE von 1911 und die Ge-
sellschaftsregeln (Gongsi Tiaoli ) von 1914 verwendet. Jedoch wurden die „körperschaftliche Ver-
fasstheit“ der Handelsvereinigungen und damit „das Konzept der beschränkten Haftung“ (Heuser 2008: 201) 
– durch die Körperschaft – eingeführt, was damals völlig neu war. Außerdem regelte das Gongsilü  
neben der héz� g�ngs�  genannten Partnerschaft (OHG) noch die beiden Arten Kapitalgesellschaften 
AG (g
fèn y�uxiàn g�ngs� ) und GmbH (héz� y�uxiàn g�ngs� ). Das seit 1904 
geltende Gesellschaftsgesetz blieb bis 1929 in Kraft. Das als Buch 3 des HGB vorgesehene Konkursgesetz 
versuchte zum ersten Mal, ein „staatlich überwachtes Verfahren zur Abwicklung von Insolvenzen“ (Heuser 
2008: 201) einzuführen, mit anderen Worten, das dem Gemeinschuldner verbleibende Vermögen an die 
Gläubiger zu verteilen und einen ehrlichen Gemeinschuldner zu entschulden, damit der die Chance auf einen 
neuen Anfang hatte. Das 1906 in Kraft getretene Pochanlü  wurde aber bald widerrufen, da die Qing-
Regierung nicht akzeptieren wollte, dass bei der Rangfolge der zu befriedigenden Gläubiger Regierungsban-
ken und private Banken gleichgestellt seien (§ 40). Die Regelung des § 45 ist auch bemerkenswert, wonach 
Brüder, Onkel und Neffen des Gemeinschuldners für diesen nicht hafteten (denn sie gehören nicht zu dessen 
Haushalt), während im traditionellen Recht für diese weitere Verwandtschaft eine Garantenhaftung (gesetzli-
che Bürgschaft) bestand. Näheres über das Konkursgesetz findet sich bei Heinrich Dove, „Das chinesische 
Konkursgesetz vom 26.04.1906“, in: Blätter für vergleichende Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre, 
3. Jg. (1907), S. 163 ff.; T. Mitrano, „The Chinese Bankruptcy Law of 1906-1907: A Legislative Case Histo-
ry“, in: Monumenta Seria, Vol. XXX (1972/73), S. 259 ff.; für Näheres über das HGB der Qing-Dynastie vgl. 
hierzu Heuser (2008: 200-201). 
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         Das umfänglichste Reformprojekt bestand in der Ausarbeitung eines Zivilgesetzbuchs 
(Heuser 2008: 201). Da die Europäer seit den großen Gesetzbüchern der Aufklärung an ein 
geschriebenes Privatrecht gewöhnt und mit dessen Umgang vertraut waren, sah man nur „in 
einer Kodifikation nach europäischem Muster die Garantie für die Aufnahme Chinas in den 
Kreis der ‚zivilisierten‘ Nationen“ (Manthe 1987: 12). Aus diesem und den oben genannten 
Gründen drangen die modernen westlichen Zivilrechtsgedanken und Zivilrechtssysteme in 
China ein. Im September 1907 wurde die zweite Kodifikationskommission mit der Aufgabe 
beauftragt, ein Bürgerliches Gesetzbuch auszuarbeiten. Zum Ziel setzte sich die Kommission, 
„die allgemeinen Zivilrechtsgrundsätze der westlichen Länder zu transplantieren und die neu-
esten, modernsten Rechtsprinzipien und Rechtsnormen einzuführen“ (SHAO Jiandong 1999: 
80). Gleichzeitig sollten aber chinesische Sitten und Gebräuche, Gewohnheiten und Gepflo-
genheiten dabei hinreichend berücksichtigt werden. Die Beachtung des Gewohnheitsrechts 
(xíguànf� ) seitens der ZGE-Verfasser spiegelt sich in § 1 ZGE29 wider: „Ist eine zivil-
rechtliche Frage in diesem Gesetz nicht geregelt, so ist Gewohnheitsrecht maßgebend. Fehlt 
Gewohnheitsrecht, so sind die allgemeinen Rechtsgrundsätze anzuwenden.“ Argumente Heu-
sers (2008: 202) sprechen dafür, dass das Bestreben des chinesischen Gesetzgebers am Ende 
der Qing-Dynastie in erster Linie darauf gerichtet worden sei, „die Anerkennung der Exterri-
torialmächte zu finden“. Aber wahrscheinlich „auch wegen (der) aus Zeitmangel nur unzurei-
chend geleisteten Durchdringung des angesammelten Gewohnheitsmaterials, hat das Ge-
wohnheitsrecht, (was angesichts Chinas Rechtstradition nicht unwichtig war), trotz der von 
der Gesetzesrevisionsbehörde unternommenen Anstrengungen, die lokalen Gewohnheiten 
landesweit zu erforschen, auf die Vorschriften des ZGB-Entwurfs (ZGE) selbst – sieht man ab 
vom Familienrecht – kaum eingewirkt.“ (Heuser 2008: 202, eig. Erg.).30 1908 wurde der ja-
panische Rechtsexperte Matsuoka Yoshimasa  zusammen mit seinem Assistenten 
Shida Kotaro  als Berater berufen,31 um den Allgemeinen Teil, das Schuld- und 
das Sachenrecht des Zivilgesetzbuchs32 auszuarbeiten. 
         Im September 1911 wurde Daqing Minlü Cao	an , der Entwurf des Zi-
vilgesetzbuchs der Qing-Dynastie,33 fertiggestellt, dessen vermögensrechtlichen Teilen das 
deutsche BGB als Modell diente (Heuser 2008: 201-202). Aus diesem Entwurfsmaterial wird 
deutlich, dass innerhalb einer kurzen Zeit von knapp vier Jahren eine enorme Arbeitsleistung 
erbracht wurde. Allerdings ging das Qing-Kaiserreich in der chinesischen bürgerlichen Revo-
lution (Xinhai-Revolution) unter, die am 10.10.1911 ausbrach, ohne dass der ZGE jemals 
veröffentlicht oder verkündet worden wäre. Trotzdem hatte die am Ende der Qing-Dynastie 

                                                            
29  Ähnlich wie § 1 des schweizerischen ZGB. Für eine genauere funktional-inhaltliche Analyse des § 1 ZGE 

siehe 4.3.3 der vorliegenden Arbeit (Beispiel G 1-2-1). 
30  Vgl. hierzu den Bericht der Minister YU Liansan und LIU Ruozeng an den Qing-Kaiser vom 05.09.1911 bei 

YANG Honglie (1990: 906 ff.); ZHANG Sheng (2007: 125 ff.); ZHANG Guofu (1986: 29); YANG Lixin 
(2002: 6). Siehe insbesondere ZHANG Sheng (2004: 89-108) für die Ansammlung des Gewohnheitsmateri-
als am Ende der Qing-Zeit. 

31  Näheres über Matsuoka Yoshimasa  und seine Berufung als Rechtsberater und ZGE-Entwerfer 
findet sich bei ZHANG Sheng (2004: 50 ff., 62 ff., 82-92 u. vor allem 84). 

32  Die letzten beiden Bücher des ZGE, Familien- und Erbrecht, wurden wegen ihrer Verflechtung mit der tradi-
tionellen chinesischen Ethik anderweitig entworfen, und zwar durch die Zusammenarbeit der Kodifikations-
kommission mit Lixue Guan  (Amt für Ethik und Sittlichkeitsregeln). Zuständig für die Ausarbeitung 
des Familienrechts (Qinshubian ) waren ZHANG Yuanzong und ZHU Xianwen, für die des Erbrechts 
(Jichengbian ), dann GAO Zhong und CHEN Lu. Vgl. hierzu YANG Lixin (2002: 6); ZHANG Jinfan 
(1998: 224). 

33   In Chinas Zivilrechtsgeschichte bezeichnet man den ZGE auch als Diyici Mincao  (Erster Zivil-
gesetzentwurf) mit der Abkürzung Yi Cao  (Erster Entwurf); vgl. YANG Lixin (2002: 6); SHAO Jian-
dong (1999: 80-81). Im Folgenden wird Daqing Minlü Cao	an  bei Artikelzitaten als „Qing 
Min Cao “ abgekürzt. 
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betriebene Rechtsmodernisierung, deren bedeutendster Ertrag im ZGE lag, „systematische, 
konzeptionelle und terminologische Grundlagen geschaffen“ (Heuser 2009a: 123). 
         Wenn man die Inhaltsübersicht und Paragraphen des ZGE mit denen des deutschen 
BGB vergleicht, so fallen dessen Einflüsse schnell auf. Wie das BGB schlug er den Weg der 
getrennten Kodifikation eines Zivilgesetzbuchs und eines Handelsgesetzbuchs ein und ent-
hielt somit keine Handelsrechtsnormen (SHAO Jiandong 1999: 80). Zudem hatte der ZGE die 
Pandektensystematik des deutschen BGB völlig übernommen. Er umfasste nicht nur die fünf 
gleichnamigen Bücher (mit chinesischen Entsprechungen) wie das BGB, sondern auch die 
Reihenfolge dieser Bücher war identisch. Darüber hinaus wurden die gesamte Begriffssyste-
matik und viele konkrete Begriffe des deutschen Gesetzeswerks gründlich in den Entwurf 
eingearbeitet, und sogar zahlreiche Einzelvorschriften wurden unmittelbar übernommen. Glo-
bal betrachtet orientierte sich der Qing-Entwurf trotz der Mitarbeit von zwei japanischen Ex-
perten direkt und vorwiegend am deutschen BGB34 von 1900.35  
 

2.1.3  Entstehung des Entwurfs des Zivilgesetzbuchs der Republik China  
 
Nach der Gründung der Republik China (01.01.1912), 36  die auf die Xinhai-Revolution 
(10.10.1911-02.1912) und den Untergang des Qing-Kaiserreichs folgte, wurde die Kodifikati-
on des Zivilgesetzbuchs von der 1912 neu eingerichteten Kodifikationskommission37 fortge-
                                                            
34  Partiell auch am schweizerischen Zivilgesetzbuch von 1907; vgl. hierzu Heuser (2008: 202 u. Fn. 55). 
35  Trotz der maßgeblichen Einflüsse des deutschen BGB liegt keine Information vor, dass deutsche Rechtswis-

senschaftler unmittelbar am ZGE mitgewirkt hätten. Es wird vermutet, dass die kurze Lehrtätigkeit deutscher 
Juristen (fraglich ist, ob der öfters von chinesischer Seite als reaktionär kritisierte Harald Gutherz beteiligt 
war; vgl. dazu Heuser 2008: 205) an der 1909 von der chinesischen und deutschen Regierung gemeinsam ge-
gründeten und von Deutschen betriebenen Fachhochschule für Rechtswissenschaft in Qingdao dazu beigetra-
gen hat, das deutsche Recht in China populär zu machen (SHAO Jiandong 1999: 81 ff.; Bünger 1931: Spalte 
258). Die Einflüsse seitens Deutschlands auf China hinsichtlich seiner Zivilgesetzgebung lassen sich aber 
keineswegs aufgrund des Mangels an sichthaltigen Beweisen leugnen. Für China war Deutschland damals 
geradezu beispielhaft als ein wohlhabendes Reich mit einem starken Militär und vor allem einem fortge-
schrittenen Rechtswesen. Es verwundert uns nicht, dass DAI Hongci, einer der Minister, die im Auftrag des 
Qing-Kaiserhofs die Kolonialmächte besuchten, um sie zur Gesetzgebung und Kodifizierung zu konsultieren, 
sobald er in Deutschland eingetroffen war, feststellte, dass Deutschland „China am meisten ähnelte“ und dem 
Kaiserhof vorschlug, „von Deutschland zu lernen (insbesondere was das Gesetzwesen und die Zivilgesetz-
gebung anbelangt), was sehr dringend ist und keinerlei Verzögerung duldet.“ (SHAO Jiandong 1999: 83). 
Vgl. hierzu SHAO Jiandong (1999: [Fn. 14], S. 83) für den Verweis auf Qingmo Choubei Lixian Dang	an Zi-
liao  (Archiv und Dokumente über die Vorbereitung auf die Verfassungsgebung En-
de der Qing-Dynastie, S. 7 ff.); Fairbank/LIU (1980: 410). 

36  Der Neuanfang unter der Führung von Dr. SUN Yatsen /  (1866-1925), der Ende 1911 zum 
provisorischen Präsidenten eingesetzt worden war, scheiterte bereits nach wenigen Monaten. Ersetzt wurde er 
von YUAN Shikai  (1859-1916), der wegen des von ihm längst erstreben Ziels der Restauration der 
Monarchie und seiner Verfassungsfeindlichkeit von einem neuen Rechtssystem nichts verstand und daher 
auch keine Sympathie für die Zivilgesetzgebung westlichen Ursprungs hatte. Vgl. hierzu Heuser (2009a: 
123).  

37  Diese war die dritte Kommission nach der (ersten) 1904 und (zweiten) 1907 gebildeten kaiserlichen Kom-
mission (Manthe 1987: 13). Sie erhielt zunächst 1912 – nach Heuser (2009a: 124) 1916 – einen neuen Na-
men Fadian Bianzuan Hui  (Kodifikationskommission), führte aber seit 1918 wieder den alten 
Namen Xiuding Falü Guan  (Amt für Gesetzesrevision); vgl. Bünger (1931: Spalte 260); YANG 
Lixin (2002: 7-8); Heuser (2009a: 124). Der Kommission stand Dr. WANG Chonghui  (1881-1958) 
vor, der in Deutschland, England und Amerika studiert hatte und dessen englische Übersetzung des deut-
schen BGB lange weltweit am meisten anerkannte war. WANGs Stellvertreter waren der in Oxford zum 
Rechtsanwalt ausgebildete Kantonese LUO Wen’gan  (1888-1941) und der bereits bei der Qing-
Rechtsreform mit wichtigen Aufgaben betrauten und nachher auch in Japan studierte Jurist DONG Kang 

 (1867-1947). Der Kommission gehörten ferner seit 1916 zwei japanische Gelehrte und der Franzose G. 
Padoux, der vorherige Berater der thailändischen Regierung bei ihrem großen Gesetzgebungswerk, und seit 
1921 auch der Franzose J. Escarra an. Näheres über die Zusammensetzung der dritten Kommission bei Bün-
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setzt. Auf der bisher geschaffenen Grundlage beschäftigte sich diese Kommission hauptsäch-
lich mit „der Überprüfung und Verbesserung der kaiserlichen Gesetze bzw. Entwürfe sowie 
mit der Untersuchung der Sitten und Gepflogenheiten in verschiedenen Landesteilen“ (SHAO 
Jiandong 1999: 81). Nach Heuser (2009a: 124) waren die Gegenstände der Kommissionsar-
beit „neben der Umarbeitung der von der späten Qing-Zeit hinterlassenen Gesetzentwürfe auf 
dem Gebiet des Straf-, Zivil-, Handels- und Prozessrechts die Erforschung der lokalen Ge-
wohnheitsrechte und Rechtsbräuche“. Tatsächlich hatte diese Tätigkeit schon unter SHEN 
Jiabens Leitung in der späten Qing-Zeit begonnen und „wurde seit Anfang der 1920er Jahre 
bis 1925 fortgeführt“ (Heuser 2009a: 124). 
         Nach Chinas Fehlschlag bei der Versailler Konferenz fand die Washingtoner Konferenz 
zwischen 1921 und 1922 statt, auf der die Delegation aus der Republik China den Verzicht 
auf die exterritorialen Privilegien von den acht anwesenden Kolonialmächten verlangte. Als 
Reaktion drauf wurde beschlossen, Chinas Rechtswesen zu untersuchen,38 was offensichtlich 
den Anstoß zu rascherer Kodifikation des Zivilrechts gab. Am 23.11.1925 wurde Minguo 
Minlü Cao	an , Entwurf des Zivilgesetzbuchs der Republik China, veröffent-
licht, dem der Qing-Entwurf zugrundelag (SHAO Jiandong 1999: 81).39 Außer der weitge-
henden Berücksichtigung der Zivil- und Handelssitten in den einzelnen Provinzen Chinas 
wurden die neueren Gesetzbücher anderer Länder, vor allem Deutschlands (SHAO Jiandong 
1999: 81), als Vorbilder herangezogen. Tatsächlich wollten aber die Kolonialmächte ihre 
Versprechungen zur Aufgabe der exterritorialen Rechte gar nicht einlösen (Manthe 1987: 13). 
Enttäuscht und entmutigt verlor die chinesische Regierung den Willen, den Entwurf gesetzge-
berisch zu vollenden. Außerdem stürzte das Land in immer tiefere innenpolitische Kämpfe, 
und das Parlament wurde aufgelöst, so dass es nicht mehr möglich war, den Entwurf zu ver-
abschieden. Dieser wurde deswegen nicht Gesetz und blieb auch nur ein Entwurf. 
         In diesem Zweiten Entwurf wurden nicht nur die Pandektensystematik und die gesamte 
Begriffsbildung, die dem ZGE zugrunde gelegen hatte, fortgeführt, sondern auch viele von 
seinen einzelnen Vorschriften unverändert beibehalten. Auch enthielt er keine Handelsrechts-
normen. Der Zweite Entwurf wurde also vom Ersten und damit letzten Endes ebenfalls vom 
deutschen BGB weitgehend beeinflusst. Der kurz nach der Gründung der Republik China von 
dem Justizministerium (Sifabu ) veröffentlichte Zhonghua Minguo Zanxing Minlü 
Cao’an  (Vorläufiger Entwurf des Zivilgesetzbuchs der Republik 
China) war nichts anderes als der Qing-Entwurf (YANG Lixin 2002: 7). Maßgebliche Ein-
flüsse auf die Kodifikation des Zweiten Entwurfs hatten nicht zuletzt die Rechtsprechungen 
des bereits 1906 gegründeten und „mit der Kompetenz verbindlicher Gesetzesinterpretation 
ausgestatteten“ (Heuser 2009a: 125) Obersten Gerichts (Daliyuan ) in Beijing, das bis 
zur Justizreform durch die GMD (Nationalchinesische Volkspartei) im Jahr 1928 bestand und 
sich bei seinen Entscheidungen wiederum an den 1911 ausgearbeiteten ZGE hielt. Da sich das 
Gericht bei Fehlen positiver Normen an Gewohnheitsrecht und, sofern dieses auch fehlte, an 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen orientierte, erlangte der ZGE trotz fehlender Gesetzeskraft 
entscheidende Bedeutung: Einerseits enthielt das Qing-Gesetz nur am Rande privatrechtliche 

                                                                                                                                                                                          
ger (1931: Spalte 260; 1950b: 171); Heuser (2008: [Fn. 55], S. 202; 2009a: 124); mehr über DONG Kang 
findet sich auf der Webseite http://www.hudong.com/wiki/%E8%91%A3%E5%BA%B7. 

38  Auf der Washingtoner Konferenz wurde beschlossen, eine Untersuchungskommission einzusetzen, die aus 
den Vertretern der beteiligten Länder bestand und damit beauftragt wurde, die exterritoriale Praxis in China 
zu überprüfen sowie die Gesetze, das Gerichtssystem und die Art und Weise der Rechtsanwendung in China 
auszuloten. Vgl. hierzu SHAO Jiandong (1999: 81).     

39  In Chinas Zivilrechtsgeschichte bezeichnet man den Entwurf des Zivilgesetzbuchs der Republik China (Min-
guo Minlü Cao	an ) auch als Di’erci Mincao  (Zweiter Zivilgesetzentwurf) und 
zwar mit der Abkürzung Er Cao  (Zweiter Entwurf). Vgl. hierzu YANG Lixin (2002: 6); SHAO Jian-
dong (1999: 81). Wie bei der Ausarbeitung des Ersten Entwurfs gab es keine Mitwirkung von deutscher Seite 
bei der Fertigstellung des Zweiten Entwurfs. 
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Regelungen, andererseits machte sich das Oberste Gericht nur selten die Mühe, gewohnheits-
rechtliche Sätze aufzusuchen, so dass es „in ausgedehntem Maße“ tatsächlich auf die sog. 
„allgemeinen Rechtsgrundsätze“ (Ham 2006: 185) des Ersten Entwurfs zurückgriff. Die Ent-
scheidungen des Obersten Gerichts (OG) kamen nach Heuser (2009a: 126, eig. Erg.) so zu-
stande, „dass untere Gerichte Rechtsfragen an das OG herantrugen, die dann verbindlich be-
antwortet wurden. Bei seinen Antworten bediente sich das OG häufig der Regelungen der 
unter SHEN Jiaben erarbeiteten Gesetzentwürfe, insbesondere des ZGB-Entwurfs von 1911 
(des ZGE).“40   
 

2.1.4  Entstehung des Zivilgesetzbuchs der Republik China  
 
Im Jahr 1927 gründete die Nationalregierung in Nanjing, das wieder zur Hauptstadt der Re-
publik China erklärt wurde, ein Rechtsamt, das sich mit der Ausarbeitung und Verbesserung 
der bisherigen Gesetzentwürfe befasste.41 Im Dezember 1928 wurde das Amt für Gesetz-
gebung (Lifayuan )42 eingerichtet, dem seit Januar 1929 die Kommission für Zivilge-
setzgebung (Minfa Qicao Weiyuanhui )43 unterstand. Mit viel Engagement 
und großem Eifer (Heuser 2009a: 132) nahm die Kommission die Neubearbeitung des Ent-
wurfs für das ZGB in Angriff (Bünger 1931: Spalte 260) und arbeitete nacheinander die ein-
zelnen Bücher eines Zivilgesetzbuchs aus, die zwischen 1929 und 1931 nacheinander in Kraft 
gesetzt wurden.44 Dieses Gesetzeswerk, Zhonghua Minguo Minfadian  (Zi-
vilgesetzbuch der Republik China)45, eine in der kurzen Zeit erbrachte große Leistung, war 
und ist das erste Bürgerliche Gesetzbuch in Chinas Geschichte. Anders als die ersten beiden 
Entwürfe hatte das Zivilgesetzbuch der Republik China das Gesetzgebungsverfahren durch-
laufen und wurde als formelles Gesetz in Kraft gesetzt. 
         Diese Zivilgesetzgebung war „eine Fortsetzung der unvollendeten spätkaiserlichen und 
frührepublikanischen Werke“, die „tatsächlich bei der Ausarbeitung des ZGB auch zugrunde-
gelegt wurden“ (SHAO Jiandong 1999: 81). Die vorhergehenden zwei Entwürfe wurden her-
angezogen, in jeder Einzelheit neu geprüft und in großen Teilen umgearbeitet. Neu gegenüber 
dem ZGE waren beim ZGB vor allem die Eingliederung des Handelsrechts und tatsächlich 
weitgehende Verweisung auf Gewohnheitsrecht (Bünger 1931: Spalte 260; Heuser 2009a: 

                                                            
40  Vgl. hierzu YANG Lixin (2002: 7-8); Bünger (1931: Spalte 259).  
41  Für Chinas innenpolitische Kämpfe der 1920er Jahre, die den wirklichen Fortschritt der Reformarbeiten bis 

1928 verhinderten, siehe Ham (2006: 186); Bünger (1931: Spalte 260); Heuser (2009a: 129).  
42 Das Amt für Gesetzgebung (Gesetzgebungsyuan), auf Englisch „Legislative Yuan“, das die dritte Kodifikati-

onskommission abgelöst hatte (Bünger 1934: 15), war (neben Exekutivyuan, Judikativyuan, Prüfungsyuan 
und Kontrollyuan) eine der fünf nach SUN Yatsens Verfassungskonzept etablierten höchsten Behörden und 
Organe der Nationalregierung. Präsident des Amts in den Jahren von 1928-1931 war ein alter Mitstreiter 
SUN Yatsens, HU Hanmin  (1879-1936). Für die Aufgaben des Amts wurden weiterhin fünf Sonde-
rausschüsse bzw. Kommissionen jeweils für Zivil-, Handels-, Grundstücks-, Arbeits- bzw. Verwaltungsge-
setzgebung gebildet (Bünger 1934: 15). Die vom Gesetzgebungsyuan in der legislatorischen Phase 1928-
1935 erbrachte enorme und hoch beachtliche Leistung ist die Gestaltung des Systems der „Sechs Geset-
ze/Sechs Kodices (liù f� )“ aus ZGB, StGB, Strafprozessgesetz, Zivilprozessgesetz, der Verfassung 
(yu�f� ) und den wirtschafts- und verwaltungsrechtlichen Einzelgesetzen. Näheres über das Amt für Ge-
setzgebung und seine Tätigkeiten (1928-1935) findet sich bei Heuser (2009a: 129 ff.). 

43  Die vierte Kommission nach Manthe (1987: 13). Für die Zusammenstellung dieser Kommission vgl. hierzu 
SHI Shangkuan (2000a: 59); Heuser (2009a: 130). 

44  Der Allgemeine Teil wurde am 23. Mai 1929 verkündet und am 10. Oktober 1929 in Kraft gesetzt; das Obli-
gationsrecht am 21. November 1929 und das Sachenrecht am 30. November 1929 verkündet, beide am 5. 
Mai 1930 in Kraft gesetzt. Das Familienrecht und das Erbrecht wurden gemeinsam am 26. Dezember 1930 
verkündet und am 5. Mai 1931 in Kraft gesetzt. 

45  Im Folgenden werden Zhonghua Minguo Minfadian  (ZGB) in Zitieren seiner Paragraphen 
als „Zhong Min Dian “ abgekürzt. 
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130).46 In verschiedenem Maße wurden bei der Schaffung des ZGB fremde Kodifikationen 
berücksichtigt. Obwohl damals zahlreiche andere fremde Gesetzbücher verfügbar waren, 
diente, wie bei den vorherigen zwei Entwürfen, in erster Linie das deutsche BGB dem ZGB 
als Vorlage. Dies fand seinen Ausdruck an erster Stelle in der vom BGB – wie bei den ersten 
zwei Entwürfen – übernommenen Pandektensystematik. Überdies wurden die Begriffsbildung 
und viele konkrete Vorschriften weitgehend vom deutschen BGB geprägt.47 Das ZGB war 
gleichzeitig eine Kodifikation eigener Schöpfung und hatte z. B. anders als viele andere Län-
der, wie z. B. Deutschland, Frankreich oder Japan, nicht die getrennte Kodifikation von Zivil- 
und Handelsrecht gewählt, „sondern einen eigenen Mittelweg der Einheitskodifikation einge-
schlagen“ (SHAO Jiandong 1999: 82; SHI Shangkuan 2000a: 61-63). Einerseits wurde nur 
ein Zivilgesetzbuch, nicht darüber hinaus noch ein selbständiges Handelsgesetzbuch kodifi-
ziert, andererseits enthält das Gesetz allgemeine Grundsätze des Handelsrechts. 48  Durch 
Heranziehung des deutschen BGB und anderer fremder Gesetzbücher führte das ZGB die 
neuesten Rechtsgedanken und die modernsten Rechtsinstitute ein (SHAO Jiandong 1999: 82). 
Zugleich hatte es sich nicht zu eng an seine Vorbilder gehalten, vielmehr war es „eine selb-
ständige Durcharbeitung“ (Bünger 1931: Spalte 267). Schließlich hatte es die chinesischen 
Traditionen mit ihrer großen Fülle von Zivil- und Handelssitten und Handelsgepflogenheiten 
hinreichend berücksichtigt (SHAO Jiandong 1999: 82). Sein Sachenrecht enthielt viele 
Rechtsvorschriften, gemäß welchen das Gewohnheitsrecht dem Gesetzesrecht vorgeht. Nicht 
zu Unrecht wurde das ZGB deshalb als eine „Schöpfung über die Zeit hinaus“ bezeichnet (LI 
Jingxi/LIN Guanzu 1996: 23).49 

                                                            
46  Eine ausführliche Beschreibung der im ZGB gegenüber dem Ersten und Zweiten Entwurf vorgenommenen 

Änderungen findet sich bei SHI Shangkuan (2000a: 63-67). 
47  Über das Maß der Einflüsse des deutschen Zivilrechts auf das ZGB gibt es klassische Ansichten, die häufig 

zitiert werden. So sagte der berühmte Zivilrechtler der Republikzeit MEI Zhongxie  (1998: Vorwort): 
„Das geltende Zivilgesetzbuch hat zu 60 bis 70% das deutsche Recht, zu 30 bis 40% das schweizerische 
Recht übernommen. Vom französischen, japanischen und sowjetischen Recht wurden auch jeweils 10% bis 
20% übernommen.“ (XIE Huaishi 1994: 17); WU Jingxiong, der an der Zivilgesetzgebung mitgewirkt hatte, 
führte außerdem aus: „Studiert man das neue Bürgerliche Gesetzbuch vom ersten Paragraphen bis zum Para-
graphen 1225 genau, und vergleicht man sie mit denen des deutschen BGB sowie des schweizerischen Zivil-
gesetzbuchs und Obligationsrechts, dann wird man überrascht sein, dass 95% unseres Gesetzbuchs von den 
oben genannten Gesetzbüchern übernommen sind, entweder in der ursprünglichen Fassung oder in veränder-
ter Form.“ (YE Xiaoxin 1993: 615). Vgl. hierzu SHAO Jiandong (1999: 81-82); WANG Zejian (1966: 344). 

48  So erhielt z. B. der Besondere Teil des Obligationsrechts Titel über Kontokorrent (ji�ohù jìsuàn ), 
Kommission (xíngjì ), Lagergeschäft (c�ngkù ), Spedition (chéngl�n yùnsòng ) u. a. m., 
Inhalte, die ursprünglich ebenso wie im deutschen Recht, einem HGB vorbehalten bleiben sollten. Besondere 
Gebiete wie die Handelsgesellschaft, die Wertpapiere, der Seehandel und der Konkurs wurden ausgeklam-
mert. Dieser eigenartige Mittelweg der Kodifikation galt lange Zeit als wissenschaftlich gelungen und die 
Wirkungen reichen sogar bis in die Gegenwart; vgl. hierzu SHAO Jiandong (1999: 82); Bünger (1931: Spalte 
262). Eine Begründung für die im ZGB erfolgte Einheitskodifikation (mínsh�ng héy� ) findet sich 
bei Heuser (2009a: 130 ff.). 

49  Das ZGB lässt die Verwandtschaft mit dem d. BGB an sich erkennen, „die besonders im Allgemeinen Teil, 
im Obligations- und Sachenrecht hervortritt“ (Bünger 1931: Spalte 267). Zudem übertrifft das ZGB in eini-
gen Aspekten sogar sein deutsches Vorbild in dessen gegenwärtiger Auflage: „Bei der Beschäftigung mit 
dem chinesischen BGB (gemeint ist das ZGB) wird die deutsche Wissenschaft manche ihrer nach Schaffung 
des deutschen BGB gemachten Verbesserungsvorschläge verwirklicht wiederfinden. Das Studium des chine-
sischen BGB erscheint aber auch darüber hinaus, wie jede Rechtsvergleichung, geeignet, und zwar wegen der 
Verwandtschaft mit dem deutschen Recht in erhöhtem Maß geeignet, der deutschen Wissenschaft Anregun-
gen zu geben.“ (Bünger 1931: Spalte 267). Ebenfalls bemerkenswert ist die Tatsache, dass es bei der Ausar-
beitung des ZGB keine Mitwirkung von deutscher Seite gegeben hatte. Auf der amtlichen Ebene, aus priva-
ten oder akademischen Kreisen war niemand an der Kodifikation beteiligt. Auf die Kodifikation in China 
wurde in der offiziellen deutschen Berichterstattung nicht einmal hingewiesen und die deutsche Rechtswis-
senschaft hatte während des ganzen Gesetzgebungsvorgangs auch nicht einmal davon Kenntnis genommen; 
vgl. hierzu Bünger (1950b: 178). Bezüglich der Aufnahme des [kontinental-]europäischen Rechts – u. a. in 
das ZGB – vor allem in der legislatorischen Phase 1928-1935 bestand neben der überwiegend bejahenden, 
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         Rechts-, begriffs-, und gesetzgebungstechnisch sowie hinsichtlich der Wirkung und an-
derer Aspekte verkörperte das ZGB eine Verbesserung gegenüber dem ZGE. Allerdings ist 
nicht zu übersehen, dass der Entwurf „ein gewichtiges Material“ und „eine beträchtliche Vor-
arbeit“ für das Gesetzbuch dargestellt (Heuser 2008: 203) und eine vermögensrechtliche Ter-
minologie, sogar unmittelbar zahlreiche Rechtsvorschriften für dieses geliefert hatte. Wenn 
man die zwei Gesetzeswerke miteinander vergleicht, wird man schnell feststellen, dass das 
ZGB seine Vorzüge unter anderem der durch den ZGE gebildeten Grundlage zu verdanken 
hat. Auf dies ist unten ausführlich zurückzukommen. Den Vorschriften der §§ 781, 793, 836 
ZGB, die von Heuser (2009a: 131) als Beispiele für ZGBs vorrangige Berücksichtigung der 
lokalen Gewohnheiten herangezogen wurden, liegen nichts anderes als §§ 1016/1020, 994, 
1083 ZGE zugrunde. 
 

2.1.5  Fortsetzung der Zivilgesetzgebung in der Volksrepublik China 
 
Bis zur Gründung der VR China im Jahr 1949 hatte Chinas Zivilgesetzgebung nur knapp ein 
halbes Jahrhundert gegolten. Nach der Gründung der Volksrepublik schaffte die Kommunisti-
sche Partei (KP) alle bisherigen Gesetze ab und schlug aus wohlbekannten Gründen50 einen 
anderen Weg ein. Seit der Einführung der Öffnungs- und Reformpolitik Ende der 1970er Jah-
re wurde man plötzlich mit den gleichen oder ähnlichen Problemen konfrontiert wie vor hun-
dert Jahren. Nach der Periode „der Abkapslung von der internationalen Gemeinschaft, des 
irrationalen Experimentierens und des wirtschaftlichen und kulturellen Niedergangs“ erfolgte 
„eine Rückkehr zum formellen Modell“ (Heuser 2009b: 254). Zunehmend wurde mehr Wert 
auf Rechtserneuerung gelegt und wiederum zog man ausländische Gesetze als Vorbilder her-
an. Die 1986 vom Plenum des NVK erlassenen AGZ markieren „den Übergang in eine neue 
Zivil- und Handelsrechtsordnung“ (Heuser 2009b: 255).51 Dieses vom deutschen BGB stark 
geprägte „Grundgerüst eines sozialistischen Zivilrechts“ haben sowohl als Ausgangspunkt für 
eine „substantiierende“, zivil-, wirtschafts- und handelsrechtlich relevante Gesetzgebung wie 

                                                                                                                                                                                          
reformorientierten Haltung noch die konservative, konfuzianische Moral rekultivierende und rezeptionskriti-
sche Haltung; mehr dazu bei Heuser (2009a: 136 ff.). 

50  Am 22.02.1949 erließ die Zentrale der chinesischen KP eine Weisung, um die „vollständige Sammlung der 
Sechs Gesetze“ (Senger 1994: 11) – einschließlich des ZGB – der Republik China abzuschaffen. Laut dieser 
Weisung würden die Sechs Kodices „nur die Interessen von Grundbesitzer, bürokratischen Kapitalisten und 
Kompradoren (maiban) schützen“, denn „sie hätten also Klassencharakter“ (Heuser 2009b: 248). Gemäß Art. 
17 des Allgemeinen Programms der Politischen Konsultativkonferenz des chinesischen Volks vom 
29.09.1949 wurden sämtliche von der „reaktionären“ und „kapitalistischen“ GMD-Regierung etablierte Ge-
setze, Verordnungen und Justizinstitutionen außer Kraft gesetzt. Diese Aufhebung erstreckte sich auch auf 
Gesetze, die die GMD-Regierung vor ihrer Konstituierung 1927 von früheren Regierungen der Zeit von 
1912-1927 übernommen und auch später beibehalten hatte. Der juristische Bruch mit der Vergangenheit war 
allerdings nicht so total, wie er auf den ersten Blick aussah. Vgl. hierzu Senger (1994: 11 ff.); WANG Li-
ming (2010: 21 ff.). 

51  Ein wesentlicher Teil des Schuldrechts des künftigen Zivilgesetzbuchs, das VG, wurde am 15.03.1999 be-
schlossen und am 01.10.1999 in Kraft gesetzt. Nach langwierigen Vorarbeiten ist damit erstmals in der VR 
eine gesetzliche Grundlage geschaffen, die gleichermaßen für vertragsrechtliche Beziehungen zwischen allen 
Rechtssubjekten gilt, seien es chinesische Bürger, chinesische Unternehmer oder Ausländer (Scheil et al. 
1999: 9). Das VG folgt in seinem grundlegenden Aufbau der von der (deutschen) Pandektenwissenschaft 
entwickelten Systematik. Die selbständige Fortsetzung der AGZ neben dem VG bzw. die nicht gelungene 
Vereinheitlichung beider Gesetzeswerke „stellt eine bedauerliche Halbherzigkeit des Gesetzgebers dar, die 
zugleich den Grundstein für fortdauernde Abgrenzungsschwierigkeiten und Regelungswidersprüche 
legt“ (Scheil et al. 1999: 12). Trotzdem existiert nach wie vor in der VR China der Plan, das VG möglichst 
unter Einbeziehung der AGZ mit den übrigen, noch zu erlassenden Teilen zu einem einheitlichen Zivilge-
setzbuch zusammenzufassen (vgl. Scheil et al. 1999: 12). Auf die AGZ und das VG folgend, wurde ein wei-
terer wichtiger Bestandteil dieses künftigen Zivilgesetzbuchs, das SRG, am 16.03.2007 verabschiedet und 
trat am 1. Oktober desselben Jahres in Kraft. Seine Struktur, Methodik und Begriffssystematik erinnern an 
zahlreichen Stellen offensichtlich an das BGB-Sachenrecht (vgl. Münzel 2006: 15 ff.). 
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auch als Ansatznormen „für eine kreative, die soziokulturelle Sphäre betreffende Recht-
sprechung“ (Heuser 2009b: 256) gedient.52 
         In der Volksrepublik ist die Diskussion über die Kodifikation des Zivilrechts in juristi-
schen Fachkreisen auch nie zum Stillstand gekommen. Bereits 1954 „wurden Vorarbeiten zu 
einem umfassenden Zivilgesetzbuch in Angriff genommen“ (Scheil et al. 1999: 10). Von 
1954 bis 1956 erarbeitete man die ersten ZGB-Entwürfe unter Übernahme des Aufbaus und 
der Doktrinen des sowjetrussischen ZGB von 1922 (Heuser 2009b: 251-252). Auf diese folgte 
ein weiterer ZGB-Entwurf im Jahr 1964, der u. a. „das jegliche kapitalistische Wirtschaftstä-
tigkeit streng untersagt, die Diktatur des Proletariats festigt und die Entstehung von Revisio-
nismus sowie die Restauration von Kapitalismus unterbindet“ (Heuser 2009b: 253) und ferner 
die Irrationalität, Unordnung und den politischen Extremismus zu der Zeit in allen Bereichen 
widerspiegelt (vgl. WEI Zhenying 2010: 8). Seit dem Beginn der wirtschaftlichen Reformen 
im Jahr 1979 waren die Veränderungen der Wirtschaftsstruktur in der Volksrepublik so rasant, 
„dass jedes umfassende Gesetzeswerk nach kurzer Zeit überholt gewesen wäre“ (Scheil et al. 
1999: 10). Allein zwischen 1979 und 1982 entstanden hintereinander vier Entwürfe eines Zi-
vilgesetzbuchs, von denen der vierte vom 1982 sogar in einer englischen Übersetzung veröf-
fentlicht wurde (Jones 1984: 193 ff.). Im Jahr 2002 ist ein noch neuerer ZGB-Entwurf zum 
ersten Mal in der VR China von deren Legislativorgan, dem NVK, geprüft und diskutiert 
worden (WEI Zhenying 2010: 8; WANG Liming 2010: 5-7). 
         Die Gesetzgebung seit 1979 bis zur Gegenwart, zu der die Abfassung bzw. die Wieder-
herstellung des Zivilrechts, darunter die bisher noch laufende Ausarbeitung des Zivilgesetz-
buchs der VR China (Zhonghua Renmin Gongheguo Mínfadian ), 
gehört, stellt nichts anderes als eine Fortsetzung der Rezeption des westlichen, in erster Linie 
des deutschen, Zivilrechts dar (SHAO Jiandong 1999: 86), die Anfang des 20. Jahrhunderts 
durch die Ausarbeitung des ZGE eingeleitet worden war und jahrzehntelang gedauert hatte.53 
Die eher mittelbare aber grundlegende Bedeutung des ZGE für das volksrepublikanische Zi-
vilrecht erweist sich vorrangig in seinen terminologischen Beiträgen im Vermögensrecht. Das 
historische Verdienst der Rezeption und Einarbeitung des deutschen Zivilrechts in der ersten 
Hälfte des letzten Jahrhunderts (SHAO Jiandong 1999: 86), für und schließlich durch den 
ZGE, sollte nicht unterschätzt werden. 
 

 

 

 

                                                            
52  Einen guten Überblick über die mit den AGZ als Grundprinzipien und die Bausteine – Rechtssubjekt, 

Rechtsgeschäft, Rechtsobjekt und Rechtshaftung – betreffenden von 1982 bis 2009 entstandenen bzw. revi-
dierten einzelnen Zivilgesetzeswerke verschafft man sich bei Heuser (2009b: 255-258).  

53  LIANG Huixing (1997: 156, 159) bezeichnet z. B. die Gesetzgebung der VR China seit 1980 als „Gesetzge-
bungsrezeption (genauer formuliert Rezeption ausländischer Gesetze)“ und hält sie noch nicht für abge-
schlossen. Erst in den nächsten 50 Jahren werde sie vollendet. ZHANG Jinfan nennt dann den sozialistischen 
Rechtsaufbau seit 1979 „die Fortsetzung der Anfang des 20. Jahrhunderts unvollendeten 
Rezeptionsache“ (SHAO Jiandong 1999: [Fn. 29], S. 86). Trotz zunehmender Einflüsse des anglo-
amerikanischen Zivilrechts (WANG Liming 2006: 24 ff.) bedeutet die anstehende volksrepublikanische 
Kodifikation des bürgerlichen Rechts im Grunde genommen, trotz zunehmender Einflüsse des anglo-
amerikanischen Zivilrechts (WANG Liming 2006: 24 ff.), die Fortsetzung der Rechtsmodernisierung seit 
Anfang 1900 nach dem kontinentaleuropäischem Modell (WANG Liming 2006: 38 ff.; 2008a: 169 ff.). Diese 
Gesetz-, insbesondere Zivilgesetzgebung, ist jedoch keine einfache Wiederholung, sondern wird vielmehr 
„unter neuen Bedingungen und auf höherem Niveau“ (SHAO Jiandong 1999: [Fn. 29], S. 86) realisiert. Vgl. 
hierzu ZHANG Jinfans Beitrag in Nanjing University Law Review, 1/1998, S. 71; SHAO Jiandong (1999: 
85-86 u. Fn. 29); Scheil et al. (1999: 9-12); Jones (1984: 193 ff.). Einen Überblick über das in der VR China 
diskutierte und vorgesehene Zivilgesetzbuch verschafft man sich u. a. auch bei LIANG Huixing (2005: 14-
24). 
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2.2   Die Prägung des ZGE durch das deutsche BGB 
 
2.2.1  Gründe für die Heranziehung des BGB als Vorbild 
 
2.2.1.1  Bevorzugung des deutschen BGB 
 
Als man den ZGE ausarbeitete, standen seinen Verfassern drei zivilrechtliche Gesetzbücher 
zur Verfügung: der französische Code civil von 1804, das japanische BGB von 1898 und das 
deutsche BGB von 1900. Sowohl gesetzessystematisch und gesetzestechnisch als auch hin-
sichtlich der Ordnung der Rechtsmaterie und der Genauigkeit der Begriffe zeichnete sich das 
deutsche BGB qualitativ als das beste Gesetzbuch der Zeit aus. 
         Der französische Code civil war zu der Zeit bereits über hundert Jahre alt und verkörper-
te „nicht mehr die neuesten und modernsten Zivilrechtsgrundsätze und Zivilrechtsnor-
men“ (SHAO Jiandong 1999: 84). Darüber hinaus war das französische Gesetzeswerk für den 
Qing-Gesetzgeber mit seinem vielfältigen Fallrecht schwer durchschaubar und nicht leicht zu 
rezipieren. Im Vergleich dazu sah man im deutschen BGB viele positive Entwicklungen. Au-
ßerdem hatte es sich nach seiner Entstehung schnell „als ein Exportschlager“ erwiesen (Ham 
2006: 181) und diente vielen Ländern als Vorbild.54 Von den ZGE-Verfassern wurde daher 
das BGB eindeutig gegenüber dem französischen Code civil bevorzugt. 
         So wurde das deutsche BGB beispielsweise auch von Japan fast unverändert übernom-
men. In Japan war der preußisch-deutsche Einfluss in der Meiji-Ära (1868-1912) groß gewe-
sen und führte auf dem Gebiet des Privatrechts zu der bekannten Angleichung des japani-
schen BGB und HGB an die deutschen Gesetzbücher. Japans Rechtsmodernisierung hatte sich 
in ihrer letzten und entscheidenden Phase der 1890er Jahre vor allem am deutschen Recht 
orientiert.55 Der Umschlag vom französischen zum deutschen Recht als Vorbild geschah 1889 
mit Annahme der Meiji-Verfassung, die auf der preußischen Verfassung von 1850 beruhte. 
Seitdem sollte Japans rechtlicher Überbau primär deutschrechtlich ausgerichtet werden, und 
die japanische Rechtsmodernisierung führte zur Aufhebung ungleicher Verträge (Bünger 
1934: 16; Heuser 2008: 204). Bei Chinas spätkaiserlicher Rechtsreform bestand einer der 
wichtigsten Leitgedanken darin, von Japan zu lernen und Japan war damals das Musterland 
für China. Jedoch angesichts der Prägung des japanischen BGB durch das Deutsche liefert die 
Befindlichkeit der Qing-Reformer, „von Japan lernen heißt siegen lernen“ (Heuser 2008: 204), 
vielmehr einen direkten Beweis dafür, dass vornehmlich das deutsche BGB als die Vorlage 
für ZGE diente. Die Ausrichtung des ZGE nach dem deutschen BGB ging nicht allein auf 
seine wissenschaftliche Wertschätzung, sondern auch auf den über Japan vermittelten deut-
schen Einfluss auf Chinas juristisches Denken zurück (Heuser 2008: 204; Ham 2006: 187). 
Sowohl wegen der geographischen Nähe als auch wegen der kulturellen und sprachlichen 
Verwandtschaft und nicht zuletzt aufgrund der Kostengünstigkeit56 empfahl es sich für China, 
das japanische Rechtswesen zu übernehmen. Dies war jedoch „nichts anderes als europäi-
sches, insbesondere deutsches Recht“ und die Übernahme des japanischen Rechts bedeutet 
zweifelsohne „im Endeffekt also Übernahme des deutschen Rechts“ selbst (SHAO Jiandong 
1999: 83). 

                                                            
54  So u. a. in Griechenland, Brasilien, Peru, Thailand und der Türkei. 
55  Näheres über die entscheidende Ausrichtung des japanischen Zivilrechts nach dem deutschen BGB bei Rahn 

(1990: 80 ff., 106 ff.)  
56  Günstig aufgrund der niedrigen Kosten der Studienreise, Rechtsberatung, Literaturbeschaffung usw.: Japan 

liegt China am Nächsten; „die Lebenshaltungskosten in Japan waren niedriger als im westlichen Ausland“; 
„die Sitten und Gebräuche sind ähnlich wie in China“ (Lippert 1979: 57); vor allem, weil zu jener Zeit im Ja-
panischen fast alle Wurzelmorpheme mit chinesischen Schriftzeichen geschrieben wurden, fiel die Beherr-
schung des Japanischen den chinesischen Studenten viel leichter als eine europäischen Sprache zu erlernen. 
Vgl. hierzu Lippert (1979: 56-58). 
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         Die Berücksichtigung des deutschen BGB für den ZGE erfolgte nicht lediglich mittelbar 
über das japanische Zivilrecht, wie aufgrund der Teilnahme der japanischen Berater an der 
Redaktion leicht angenommen werden könnte, sondern in erster Linie auch unmittelbar. Dies 
zeigt sich nach Bünger (1934: 22) in erster Linie an der enormen Anzahl der mit den BGB-
Vorschriften identischen ZGE-Artikel und lässt sich auch leicht daraus schließen, dass das am 
27.04.1896 verkündete japanische BGB nur den 1. Entwurf zum deutschen BGB von 1887, 
nicht aber den 2. Entwurf verwerten konnte. Für die ZGE-Verfasser sprachen die vom deut-
schen BGB aufgewiesenen Vorzüge unbestreitbar dafür, es gegenüber anderen ausländischen 
Gesetzbüchern als primäres Mustergesetz heranzuziehen (Ham 2006: 187). 
 

2.2.1.2  Die Ausrichtung des ZGE nach kontinentaleuropäischem Rechtswesen 
 
Als China sich mit der westlichen Rechtskultur auseinanderzusetzen begann, kannte man 
noch nicht den Unterschied zwischen dem kontinentaleuropäischen und dem anglo-
amerikanischen Rechtskreis. Aus beiden Rechtskreisen ins Chinesische übersetzte Gesetze 
und rechtswissenschaftliche Werke fanden die ZGE-Redakteure vor. In den Berichten an den 
Qing-Kaiser wurde vorgeschlagen, vom kontinentaleuropäischen wie vom anglo-
amerikanischen Rechtswesen zu lernen.57 Mit der Rezeption vor allem des deutschen Zivil-
rechts, das dann richtungweisend für viele Rechtsordnungen in der Welt wurde, hielt sich das 
damalige China schließlich an die kontinentaleuropäischen Vorbilder und verzichtete auf die 
Rezeption anglo-amerikanischen Rechts (Heuser 2008: 201-205 u. vor allem 204-205; SHAO 
Jiandong 1999: 80-81).58 Folgende Gründe hängen vermutlich mit dieser Entscheidung zu-
sammen: 
         In erster Linie dürfte die chinesische Rechtstradition die entscheidende Rolle gespielt 
haben. China kannte Jahrtausend lang geschriebenes Recht, die Kodex (l� )-Tradition, 
förmliche Gesetze oder Dekrete zu erlassen. Dies war vergleichbar mit den vollständigen und 
wohlgegliederten Kodifikationen in den kontinentaleuropäischen Ländern. Insbesondere im 
Familienrecht hielt man das anglo-amerikanische Recht als zu individualistisch, während das 
kontinentaleuropäische Recht noch etwas vom traditionellen Familiengedanken in sich trug 
und der chinesischen Sozialtradition näher stand (SHAO Jiandong 1999: 82; Heuser 2008: 
204). 
         Auch die juristische Denkweise Kontinentaleuropas stand dem des Chinesischen näher. 
Der kontinentaleuropäischen Rechtskultur lag eine deduktive Denkweise zugrunde, die in 
größerem Maße der traditionellen Denkweise der Chinesen entsprach. Großer Wert wurde 
dort auf die Begriffe und deren inneren Zusammenhang sowie auf die präzise Schlussfolge-
rung gelegt, während das anglo-amerikanische Recht mehr durch sein induktives Denken ge-
kennzeichnet war (SHAO Jiandong 1999: 83). 
         Außerdem dürfte bei der Entscheidung auch die Rücksicht auf die kaiserliche Hoheit 
von Bedeutung sein. Deutschland war um die späte Qing-Zeit eine aufstrebende Wirtschafts- 
und Militärmacht, in welcher politisch wie wirtschaftlich durch das Feudalzeitalter geprägte, 

                                                            
57  Die kaiserlichen Beamten hatten nicht nur Japan und Deutschland, sondern auch Großbritannien und die 

USA besucht, um das fremde Politik- und Rechtswesen zu studieren; vgl. hierzu SHAO Jiandong (1999: 82). 
58  Die fünf wichtigsten Rechtskreise der Welt überhaupt sind der romanische, deutsche und nordische Rechts-

kreis in Europa, d. h. der kontinentaleuropäische Rechtskreis, der anglo-amerikanische Rechtskreis, der fern-
östliche Rechtskreis, das Hindu-Recht in Asien und das islamische Recht. H. Taylor teilt das Recht weltweit 
in Chinese Law System, Roman Law System, English Law System, Mohammeden Law System und Hindu 
Law System ein (vgl. Sandrini 1999: 10; LI Zuyin 2004: [Fn. 1], S. 21). Chinas modernes Zivilrecht ist 
grundsätzlich kontinentaleuropäisch ausgerichtet mit zunehmend stärkeren Einflüssen des anglo-
amerikanischen Rechtskreises (vgl. Senger 1994: 12-14; WANG Liming 2006: 24 ff.). 
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absolutistische und militärische Traditionen existierten.59 Für China war Deutschland gerade-
zu beispielhaft für ein „wohlhabendes Reich mit einem starken Militär“ (SHAO Jiandong 
1999: 83). Wenn sich China so weitgehend mit Deutschland identifizieren konnte, war es 
auch konsequent, das deutsche Rechtswesen aufzunehmen. 
 

2.2.1.3 Qualität – der entscheidende Grund für die Wahl des deutschen BGB als Vor-
bild 

 
Als Erklärung dafür, dass der ZGE sich am stärksten nach dem deutschen BGB richtete, gab 
es neben dem Qualitätsargument noch eine Art Machtargument. Dem Qing-Gesetzgeber war 
bewusst, dass Deutschland nach der Gründung des Deutschen Reichs 1871 und der damit ein-
hergehenden Gesetzgebung eine rasche Entwicklung in Wirtschaft, Wissenschaft und Technik 
genommen hatte. Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung trat auch das deutsche Nationalbe-
wusstsein immer deutlicher hervor. Als 1907 die zweite Kodifikationskommission mit der 
Ausarbeitung des ZGE anfing, dürfte Deutschland mit seiner Wirtschafts- und Militärmacht 
sowie dessen weltweit aufstrebender Rolle die chinesischen Rechtsreformer bereits stark be-
eindruckt haben.60 
         Für die Wahl des BGB als das erste ZGE-Vorbild sprach in außenpolitischer Hinsicht m. 
E. eher Chinas Sympathie für die deutsche Nation als ihr Bild Deutschlands als eine Groß-
macht. Erstens konnten während der späten Qing-Zeit auf der politischen Bühne der Welt 
Großbritannien, Frankreich, Russland und die USA es in jeder Hinsicht mit Deutschland auf-
nehmen (SHAO Jiandong 1999: 83). Viel näher lag unter diesen Umständen, dass das deut-
sche Recht „das Recht eines Landes war, das seine weltpolitische Rolle ausgespielt hatte und 
nicht mehr in der Reihe der in China bevorrechtigten Mächte stand“ (Bünger 1950b: 179). 
Wegen dieses Arguments stand man „dem Recht anderer, mächtigerer Staaten vorsichtig ge-
genüber“ (Bünger 1950b: 179). Gleichzeitig gab es auch keine Hinweise dafür, dass die Qing-
Regierung mit der Aufnahme des deutschen Zivilrechts bezweckte, machtpolitisch und strate-
gisch die deutschen Einflüsse gegen die der anderen Westmächte auszuspielen oder unmittel-
bar ihre eigene Machtposition gegenüber jenen zu erhöhen. Zweitens hatte Deutschland 1898 
die Jiaozhou-Bucht besetzt und Shandong als seinen Interessenbereich erklärt. Seitdem gehör-
te es der Reihe der Kolonialmächte an, die die chinesischen Territorien in ihre Einflusssphä-
ren aufteilten. Jedoch war die Anzahl deutscher Kolonien und Schutzgebiete insgesamt gering 
und vor allem habe Deutschland, so Dr. SUN Yatsen, die geringsten imperialistischen Ambi-
tionen auf China (SHAO Jiandong 1999: 83). Drittens war die Entwicklung der chinesisch-
deutschen Beziehungen insgesamt friedlicher (Senger 1994: 12 u. Fn. 8-9). Denn im interna-
tionalen Vergleich machte Deutschland keine großen kolonialen Ansprüche in China geltend, 
und so konnte China das Rechtswesen eines derartigen Landes ruhig übernehmen, ohne be-
fürchten zu müssen, mit der rezipierten Rechtsordnung einer Großmacht in deren politische 
Abhängigkeit zu geraten (Bünger 1950b: 20). Viertens herrschte bei manchen Qing-
Rechtsreformern die Ansicht, dass gewisse politische und soziale Erscheinungen Deutsch-
lands denen in China vergleichbar seien, was Heuser (2008: 205) dem „Ähnlichkeitsargu-
ment“61 zuordnet, jedoch m. E. vielmehr Chinas entgegenkommende Haltung Deutschland 

                                                            
59  Im Gegensatz zu Deutschland waren in Großbritannien der Macht des Monarchen Grenzen gesetzt und die 

USA ein neuer, demokratischer Staat; vgl. hierzu SHAO Jiandong (1999: 83). 
60  ZHANG Zhidong  pries 1895 die deutsche Infanterie, KANG Youwei 1898 das deutsche Bildungs-

wesen und DAI Hongci u. a. 1906 in ihrem Reisebericht Deutschlands rasch erlangte Machtposition auf der 
Weltbühne. Für sie verkörperte das deutsche Recht das Mittel zur Stärkung des Staates; vgl. hierzu Heuser 
(2008: 205). 

61  Zwischen Ende 1905 und Anfang 1906 bereiste der Qing-Beamte DAI Hongci die europäischen Länder, um 
Informationen für die Gesetzgebung zu sammeln (vgl. Simon 2006: 77 ff.). Er gewann dabei den Eindruck, 
dass die durch Fleiß und Genügsamkeit geprägte Mentalität der Deutschen der chinesischen Mentalität ähnle. 
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gegenüber bezeugt. Daher konnte man sich leicht mit Deutschland identifizieren und sah in 
dem Land ein Vorbild. 
         Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass diese Haltung zur deutschen Nation eine Rolle 
bei der Wahl des BGB als das Hauptvorbild für den ZGE gespielt haben könnte. Jedoch lag 
die Orientierung am BGB m. E. nicht an der politischen, wirtschaftlichen oder militärischen 
Machtposition Deutschlands, vorrangig auch nicht an Chinas Sympathie für die zur späten 
Qing-Zeit aufkommende Industrienation, sondern vielmehr an der hohen Qualität des BGB. 
Dieses Gesetzbuch ist „trotz aller Genauigkeit und Kasuistik, mitunter Penibilität der Einzel-
regelung, trotz mancher Schwerfälligkeit der Regelung und trotz Außerachtlassung mancher 
modernen Rechtsentwicklung (die schon bei der Schaffung dieses Gesetzes nicht berücksich-
tigt worden war), dennoch ein modernes und elastisches Verkehrsrecht“ (Baumann 1989: 79). 
Wegen seiner „vielfach verlästerten Akribie“ (Baumann 1989: 53) eignete sich das BGB vor-
züglich zur Aufnahme der wichtigsten Rechtsbegriffe und der Zivilrechtssystematik in einem 
das fortgeschrittene ausländische Recht aufnehmende Land wie China. Es darf daher nicht 
wundern, dass während der Ausarbeitung des ZGE das deutsche Zivilgesetzbuch weitgehend 
positiv bewertet wurde.62 Nach Büngers Auffassung (1950b: 178) erfolgte Chinas Rezeption 
des BGB vielmehr deshalb, „weil man es für qualitativ gut, technisch am Weitesten durchge-
bildet und für leicht akzeptabel hielt“. 
         Die außenpolitischen Verhältnisse der späten Qing-Zeit waren der Hauptanlass für Chi-
nas Rechts-, vor allem Zivilrechtsreform überhaupt. Dennoch wurde bei der Wahl des ZGE-
Vorbilds und der Aufnahme einschlägiger Rechtsbegriffe, -systematik und -technik vorrangig 
dessen Qualität berücksichtigt. Sicherlich dürfte nicht nur die zeitliche Nähe zum Inkrafttreten 
des BGB, sondern auch „dessen hohe juristische Qualität“ (Ham 2006: 187) für die besondere 
Berücksichtigung bei der Ausarbeitung des ZGE eine große Rolle gespielt haben. Mit einem 
Wort richtete sich der ZGE vornehmlich aus qualitätsbezogener Erwägung nach dem deut-
schen BGB als sein Leitbild. 
 

2.2.2  Einflüsse des deutschen BGB auf den ZGE 
 
An einem Vergleich der Inhaltsübersicht und der einzelnen Vorschriften des ZGE mit denen 
des deutschen BGB ist dessen Einfluss auf den ersten Blick erkennbar. Wie das BGB war der 
ZGE in fünf Bücher (auch in derselben Reihenfolge) eingeteilt. Wie das BGB erfolgte die 
Unterteilung jedes Buchs des ZGE nach Abschnitten, (häufig) innerhalb der Abschnitte nach 
Titeln und innerhalb der Titeleinteilung finden sich ggf. noch Untertitel. Dann folgen die 
ZGE-Paragraphen, die wie im Rahmen des BGB häufig jeweils in Absätze, diese wieder in 
Sätze und ggf. noch in Halbsätze untergegliedert werden. 

                                                                                                                                                                                          
Da das Recht in der Gesellschaft wurzle, werde sein Inhalt durch die Gesellschaft ausgeprägt. Also könne 
man unter ähnlichen sozialen Bedingungen auch ein ähnliches Rechtssystem beider Länder erwarten. Wei-
terhin bedeuteten ähnliche gesellschaftliche und politische Verhältnisse in Deutschland und China eine güns-
tige Situation für die Übernahme deutschen Rechts. Die Frage bleibt natürlich dann, „warum China nicht 
selbst, wenn es sozio-politisch mit Deutschland so ähnlich ist, ein ähnliches Recht hervorgebracht hat“ (Heu-
ser 2008: [Fn. 68], S. 205). 

62  Nach Manthe (1987: 14) hat man „im Wesentlichen das deutsche bürgerliche Recht übernommen, weil man 
es für das beste hielt.“ WANG Zejian zufolge (1966: [Fn. 8], S. 347) handelt es sich bei der Ausrichtung der 
chinesischen Zivilgesetzgebung am BGB nicht um Machtpolitik, sondern „um einen Akt aufrichtiger Be-
wunderung, nicht nur für die inhaltlichen Fortschritte des deutschen BGB im Vergleich zum französischen 
Code civil, sondern auch für den darin zum Ausdruck kommenden Geist der deutschen klassischen Philoso-
phie mit ihrer Schärfe der Begriffsbildung, ihrer souveränen Methodik und ihrem eindringlichen Wissen um 
die Objekte“ (zitiert nach SHAO Jiandong 1999: [Fn. 21], S. 84). 
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          Zahlreiche Paragraphen des ZGE wurden sogar unmittelbar übernommen. So sind bei-
spielsweise die §§ 216 und 388 ZGE komplett identisch mit §§ 165 bzw. 255 BGB:63 
 

[ ]   

 
BGB § 165. Beschränkt geschäftsfähiger Vertreter  Die Wirksamkeit einer von oder gegenüber ei-
nem Vertreter abgegebenen Willenserklärung wird nicht dadurch beeinträchtigt, dass der Vertreter in 
der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist. 

 
Eine parallele Darstellung der § 388 ZGE und § 255 BGB sieht wie folgt aus: 
 

[ ]

 
BGB § 255. Abtretung der Ersatzansprüche  Wer für den Verlust einer Sache oder eines Rechtes 
Schadensersatz zu leisten hat, ist zum Ersatze nur gegen Abtretung der Ansprüche verpflichtet, die dem 
Ersatzberechtigten auf Grund des Eigentums an der Sache oder auf Grund des Rechtes gegen Dritte zu-
stehen. 

 
Ein Vergleich zwischen § 857 ZGE und § 764 BGB64 zeigt, dass sie ebenfalls nicht viel von-
einander abweichen: 
 

[ ]

 
[ZGE] § 857. Wird ein auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren lautender Vertrag nur in der Ab-
sicht geschlossen, dass der Unterschied zwischen dem vereinbarten Preis und dem Börsen- oder Markt-
preis der Lieferungszeit an eine Partei gezahlt werden soll, so ist der Vertrag als Spiel anzusehen. Dies 
gilt auch dann, wenn die Absicht der einen Partei auf die Zahlung des Unterschieds gerichtet ist, die an-
dere Partei aber diese Absicht kennt oder kennen muss. 
 
BGB § 764. Differenzgeschäft [1] Wird ein auf Lieferung von Waren oder Werthpapieren lautender 
Vertrag in der Absicht geschlossen, dass der Unterschied zwischen dem vereinbarten Preis und dem 
Börsen- oder Marktpreis der Lieferungszeit von dem verlierenden Teil an den gewinnenden gezahlt 
werden soll, so ist der Vertrag als Spiel anzusehen. [2] Dies gilt auch dann, wenn nur die Absicht des 
einen Teiles auf die Zahlung des Unterschieds gerichtet ist, der andere Teil aber diese Absicht kennt 
oder kennen muss. 

 
Abgesehen von den zahlreichen Paragraphen, Absätzen, Sätzen und Halbsätzen, die denen 
seines deutschen Vorbildes ähneln oder sogar gleichen (weiteres Beispiel: § 415 ZGE versus 
§ 405 BGB), lassen sich im ZGE noch ähnliche Arten der rechtstechnischen Verwendung von 
Normen feststellen: 
         Wie im BGB gibt es im ZGE die besonders wichtigen allgemeinen Rechtssätze, nämlich 
die Rechtssätze, die ganz allgemein unter bestimmten Voraussetzungen eine bestimmte 
Rechtsfolge (Gebot, Verbot oder Gewährung) anordnen. § 2 ZGE ist z. B. eine derartige all-

                                                            
63  In der vorliegenden Arbeit erfolgen die Zitate bzw. die Präsentation in Schriftzeichen in ihrer originalen 

Fassung. Die Schriftzeichen aus den Rechtsvorschriften, der Rechtsliteratur der späten Qing-Zeit und der Re-
publik China werden in traditioneller Form – mit Langzeichen – wiedergegeben. Die Schriftzeichen aus den 
Rechtsvorschriften, der Rechtsliteratur der VR China und den dort veröffentlichten Paragraphen der BGB-
Übersetzungen werden in vereinfachter Form – mit Kurzzeichen – wiedergegeben. Bei der Wiedergabe der 
originalen Artikel und der Erläuterung der Rechtstermini auf Chinesisch wird i. d. R. deren lateinische 
Transkription (Hàny
 P�ny�n ) mit Tonmarkierung hinzugefügt. 

64  In der aktuellen Auflage ist dieser Rechtssatz aufgehoben. 
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gemeine Norm,65 gemäß welcher Rechte und Pflichten so auszuüben bzw. zu erfüllen sind, 
wie Treu und Glauben es erfordern.  
         Wie das deutsche BGB enthält der ZGE noch die sog. begriffsbestimmenden Rechtssätze, 
die einen häufiger verwendeten Rechtsbegriff definieren. So findet sich z. B. in § 7 ZGE die 
Definition der Geschäftsfähigkeit als die Fähigkeit, durch Rechtsgeschäfte Rechte zu erlangen 
und Pflichten zu übernehmen.  
         Enger ist der Wirkungsbereich der beschränkenden Rechtssätze im BGB und daher auch 
im ZGE. Das sind solche Rechtssätze, die einen allgemeinen Rechtssatz im Einzelfall be-
schränken oder für einen bestimmten Bereich unanwendbar machen, so z. B § 296 Abs. 1 
ZGE für den Fall, dass ein Geschäftsunfähiger oder beschränkt Geschäftsfähiger ohne gesetz-
lichen Vertreter oder Pfleger ist. In diesem Fall tritt die Verjährung seiner Ansprüche inner-
halb von sechs Monaten nach dem Eintritt seiner unbeschränkten Geschäftsfähigkeit oder 
dem Amtsantritt seines gesetzlichen Vertreters oder Pflegers nicht ein. 
         Nahe verwandt mit dem beschränkenden Rechtssatz ist der abändernde Rechtssatz, der 
den allgemeinen Rechtssatz auf einem bestimmten Teilgebiet modifiziert. So enthält § 306 
ZGE, als ein Zugeständnis gegenüber den Bedürfnissen des Rechtsverkehrs, eine kürzere Ver-
jährungsfrist. Der allgemeine Rechtssatz des § 304 ZGE, nach welchem ein schuldrechtlicher 
Anspruch i. d. R. innerhalb von 30 Jahren verjährt, wird durch ihn abgeändert.66 Solche 
Rechtssätze verdankt der ZGE dem BGB. 
         Hinzu kommen die verweisenden Rechtsätze, die der ZGE besonders oft vom BGB 
übernahm. Verweisende Rechtssätze können allgemeiner, beschränkender oder abändernder 
Natur sein. Gemeinsam ist ihnen die Bezugnahme auf eine andere Regelung zwecks Vermei-
dung unnötiger Wiederholungen. Mitunter führen die Verweisungen zu Weiterverweisungen, 
so dass erst eine ganze Paragraphenkette durchgelesen werden muss, bis man zum Ziel der 
Verweisung gelangt. Auf solche Rechtssätze stößt man häufig im ZGE wie im BGB.67 Neben 
den rechtssystematischen, inhaltlichen und rechtstechnischen Einflüssen des BGB übernahm 
der ZGE von seiner deutschen Vorlage noch die vermögensrechtliche Terminologie. 
 

2.3  Auswirkungen des Japanischen und des japanischen BGB auf den ZGE 
 
Die Untersuchung des ZGE, auch wenn seine terminlogischen Beiträge zu Chinas modernem 
Vermögensrecht der Zentralforschungsgegenstand dieser Arbeit sind, wäre unvollständig, 
ohne die zahlreichen ursprünglich aus dem deutschen BGB stammenden Termini, die auf dem 
Umweg über das Japanische und das japanische BGB in den ZGE gelangten, zu erwähnen. 
Die deutsche Rechtswissenschaft verdankte ihren Einfluss in China neben anderen Faktoren 
auch der Vermittlung Japans (Heuser 2008: 204; Ham 2006: 187). Die Einflüsse der moder-
nen japanischen Rechtslexik stellten einen wichtigen, wenn auch nicht den bedeutsamsten 
Faktor, bei der Herausbildung des modernen chinesischen vermögensrechtlichen Wortschat-
zes dar (vgl. Lippert 1979: 26). Nach der Meiji-Reform (1868), die durchgreifende Reformen 
anstieß, fing der Prozess der Aufnahme westlichen Ideenguts in Japan schneller und früher als 
in China an. Dies führte dazu, „dass auch die japanische Sprache früher als die chinesische 
zahllose westliche Termini aufnahm und sie mit Hilfe sinojapanischer Morpheme nachbilde-

                                                            
65  Näheres über die Begriffe wie Rechtsnorm, Rechtsvorschrift, Rechtssatz usw. im Abschnitt 3.1.1 der vorlie-

genden Arbeit. 
66  § 306 ZGE zufolge verjähren alle Ansprüche auf regelmäßig wiederkehrende Leistungen – im Rahmen einer 

Forderung auf regelmäßig wiederkehrende Leistungen – mit Leistungsfristen von einem Jahr oder weniger 
als einem Jahr innerhalb von fünf anstatt von 30 Jahren.   

67  Vergleichbar sind z. B. die verweisenden Vorschriften der §§ 32-33 ZGE und §§ 945-947 ZGE mit §§ 106-
109 BGB bzw. § 823 BGB. 
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te“ (Lippert 2000: 73).68 Eine der wichtigsten Leistungen, die Japans Rechtsmodernisierung 
erbrachte, ist die Schaffung einer neuen Rechtssprache (vgl. Rahn 1990: 106-111). Außerdem 
lag Japan China räumlich nahe, hatte neben anderen Kulturelementen die Schrift von China 
übernommen und überdies eine ähnliche Periode der Umformung durchgemacht, die China 
noch bevorstand (Bünger 1934: 16). So gingen die chinesischen Juristen Ende des 19./Anfang 
des 20. Jahrhunderts selbstverständlich zum Studium auch nach Japan, dem „bevorzugten 
Gastland“ (Lippert 1979: 56). Dort entdeckten sie eine für sie brauchbare Fachsprache und 
brachten Kenntnisse der deutschen Jurisprudenz nach China zurück (Bünger 1934: 16).69 Die-
se schnelle Entlehnung der Rechtssprache, vorwiegend des Wortschatzes, aus dem Japani-
schen lag an seiner Affinität mit dem Chinesischen: „The Japanese language is so heavily 
influenced by Chinese linguistic thought that the formation of new creations in Japanese 
followed the word-formation patterns of the Chinese language.“ (Lippert 2001: 62). 
         Japans Übernahme westlicher Kulturgüter im Zuge der Meiji-Reform machte es im 
sprachlichen Bereich notwendig, neue Elemente in den japanischen, u. a. auch rechtswissen-
schaftlichen, Wortschatz einzuführen, um „die sich ständig ergebenden denominativen Lü-
cken zu schließen“ (Lippert 1979: 50).70 Bei den japanischen Neologismen aus dieser Zeit ist 
zwischen solchen zu unterscheiden, „die durch Wiederbelebung von altchinesischen, in klas-
sischen Texten belegten Syntagmata, meist unter Abänderung ihrer Bedeutung, entstanden“, 
und zugleich solchen, „die neue, bisher unbekannte Morphemkombinationen darstellen, mit 
denen westliche Begriffe – meist auf deskriptive Weise – erfasst wurden“ (Lippert 1979: 50). 
Den zwei Hauptquellen für Japans neologistische Schöpfungen, vor allem im juristischen Be-
reich, ist eines gemeinsam: die chinesischen Schriftzeichen, also kanji (  ), im Ja-
panischen.71 Die chinesische Morphemschrift prägte das Sprachdenken der Japaner so stark, 
„dass sie in der Neuzeit imstande waren, das mit der Zeichenschrift gelieferte 
Morphemmaterial des Chinesischen schöpferisch anzuwenden und neue Termini zu bil-
den“ (Lippert 1979: 14), und dieses Verfahren der Neubildung von sinojapanischen Wörtern 
hatte „das Gesicht des japanischen Wortschatzes“ (Lippert 1979: 28) durchgreifend verändert. 
Wie noch zu zeigen ist, „kam danach von Japan aus, also in umgekehrte Richtung, wieder auf 

                                                            
68  „After the Meiji Restoration of 1868, which initiated all-out reform efforts, the process of assimilating West-

ern ideas in Japan moved at faster pace than in China. As a consequence, it was mainly the Japanese who 
took up countless Western terms and made replicas employing Sino-Japanese morphemes.“ (Lippert 2001: 
59). Daher lag China, was die sprachliche Modernisierung durch Aufnahme westlicher Ideen und Termini 
betraf, weit hinter Japan zurück: „As far as the Chinese language is concerned, we cannot observe a moderni-
zation as rapid as that of the Japanese language. Due to the difference in the levels of modernization in all 
fields towards the turn of the (19th-20th) century, a huge quantity of Japanese neologisms streamed into the 
Chinese language.“ (Lippert 2001: 64). Zusammenfassend ist festzuhalten: „It is well known that in the Japa-
nese writing system the key-terms are written in Chinese characters. As a result, the Japanese contributed 
greatly to the coining of new Chinese terms to render Western models.“ (Lippert 2001: 57).  

69  Die chinesischen Studenten gründeten 1900 in Japan eine Vereinigung zur Übersetzung japanischer und 
westlicher Werke ins Chinesische und eine Monatszeitschrift, in der sehr viele Artikel mit rechtswissen-
schaftlichen Inhalten und Übersetzungen erschienen. Die Übersetzungen der europäischen und amerikani-
schen Rechtstexte wurden nicht anhand ihrer Originaltexte, sondern auf der mittelbaren Grundlage der japa-
nischen Übersetzungen angefertigt. Näheres dazu bei Lippert (1979: 58).    

70  „Die besonders in der ersten Hälfte der Meiji-Zeit in ungeheuer Zahl in Erscheinung tretenden neuen Wörter 
waren, wie wir gesehen haben, ihrer Herkunft nach verschieden: sie kamen zum großen Teil aus dem zeitge-
nössischen chinesischen Wortschatz, ein anderer, im Laufe der Zeit immer stärker wachsender Teil des neuen 
japanischen Wortgutes verdankt seine Entstehung der Wortprägungskunst japanischer Übersetzer und Ge-
lehrter.“ (Lippert 1979: 50). 

71  Die Rolle, die das chinesische Schriftsystem bei der Entstehung des modernen chinesischen Wortschatzes 
gespielt hat, kann nur voll erfasst werden, „wenn man sich einen Augenblick die Konsequenzen vor Augen 
hält, die die Benutzung dieser Schrift für die Entwicklung der chinesischen Sprache insgesamt und darüber 
hinaus für die Herausbildung des kulturellen Gepräges ihrer Träger im [ganzen] ostasiatischen Raum gehabt 
hat“ (Lippert 1979: 11-12). 
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dem Weg über die Zeichenschrift eine Einwirkung der japanischen Lexik auf die Chinesische 
in Gang“ (Lippert 1979: 14).72 
         Bei der Aufnahme einschlägiger vermögensrechtlicher Termini aus dem Japanischen in 
den ZGE handelt es sich vornehmlich um die Rückentlehnung, allerdings hier unter Beibehal-
tung der Bedeutung der in die Ursprungsprache (Chinesisch) zurückentlehnten Wörter.73 Ge-
nauer gesagt, bezieht sich die Entlehnung, mit chinesischen Schriftzeichen als Träger, i. d. Z. 
auf die sog. graphische/sinographemische Entlehnung (Lippert 1979: 4). Die graphische Ent-
lehnung ist nur dann möglich, „wenn die Herkunftssprache wie auch die entlehnende Sprache 
mit einer Morphemschrift arbeitet“ (Lippert 1979: 4).74 Die sinojapanischen Wörter, „die aus 
demselben Morphemmaterial und nach den gleichen Strukturprinzipien wie die chinesischen 
Wörter gebildet sind“, geben „dem modernen japanischen Wortschatz das Gepräge“ (Lippert 
1979: 21), und dies begünstigt genauso die graphische Entlehnung ins Chinesische: „The 
Japanese neologisms were borrowed by the Chinese interllectuals as graphic loans, i. e. the 
combination of Chinese characters were borrowed, but the morphemes represented by the 
characters were realized phonemically according to the Chinese way of reading 
(pronouncing).“ (Lippert 2001: 64). Zu den Vorleistungen für die Übernahme der Rechtster-
mini aus dem Japanischen gehören neben Japans Schaffung der neuen Rechtsterminologie im 
Zuge der Gesetzgebung, u. a. mithilfe sinographemischer Wörter, wie bereits genannt, noch 
die von in Japan studierenden Chinesen übersetzten juristischen Werke. Jene konnten sich 
beim Übersetzen wissenschaftlicher Werke, darunter deutschsprachiger Gesetzbücher bzw. 
Rechtstexte, auf japanische Texte stützen. Dies erleichterte ihnen ihre Arbeit enorm, und da-
mit wurden wichtige Leistungen erbracht: „Brauchten sie doch hierbei nicht in all den zahllo-
sen Fällen, in denen ein westlicher Begriff auftrat, der noch nicht ins Chinesische eingeführt 
war oder dessen chinesische Wortfassung ihnen das Wesen des Begriffs nicht zu treffen 
schien, um die Neuprägung eines Wortes zu ringen, sondern sie konnten den vorgefertigten 
japanischen Terminus auf dem Wege der graphischen Entlehnung ins Chinesische 
herübernehmen.“ (Lippert 1979: 59). 
         Insgesamt konnte der ZGE-Gesetzgeber beim Verfassen von Chinas erstem Zivilgesetz-
buch auf die Vorarbeit zurückgreifen, die dank Japans früherer Rezeption des westlichen – 
vorwiegend deutschen – Rechts erfolgte, indem er die in Japan geprägten neuen Ausdrücke 
übernahm. Das ist häufig geschehen, aber China schuf dabei auch eigene neue Termini (vgl. 

                                                            
72  Schließlich ist dies festzuhalten: „It is well known that in the Japanese writing system the key-terms are writ-

ten in Chinese characters. As a result, the Japanese contributed greatly to the coining of new Chinese terms to 
render Western models.“ (Lippert 2001: 57). 

73  Eine Rückentlehnung ist eine besondere Form des Lehnworts. Manchmal wird ein Wort in eine andere Spra-
che übernommen und ändert dort seine Bedeutung, seine Lautung oder seine Schreibung. Wird dieses neue 
Wort in seine Ursprungssprache zurückentlehnt, so spricht man von Rückentlehnung. Näheres über Rückent-
lehnung findet sich auf der Webseite http://de.wikipedia.org/wiki/R%C3%BCckentlehnung. 

74  „Bei der graphischen Entlehnung handelt es sich darum, dass die schriftliche Gestalt und die Bedeutung eines 
Wortes in eine andere Sprache übernommen werden, wobei das Wort in der entlehnenden Sprache phonema-
tisch in der Weise realisiert wird, wie dies mit dem Graphem oder den Graphemen, die das Wort vertreten, 
üblicherweise geschieht, unabhängig von der Phonemgestalt, die das Wort in der Herkunftssprache besitzt. 
Diese Art der Entlehnung basiert auf dem Umstand, dass die Morpheme in Sprachen, die eine 
Morphemschrift benutzen, direkt durch die jeweils zugeordneten Grapheme charakterisiert werden können, 
ohne erst Phonemgestalt annehmen zu müssen.“ (Lippert 1979: 4). Bei der Übernahme von Begriffen aus 
fremden Sprachen oder Sprachgemeinschaften sind noch drei andere Methoden der sprachlichen Fassung 
dieser Begriffe zu beobachten: „die phonematische Entlehnung“, „die Wiedergabe des Fremdwortes mit Hil-
fe von bodenständigen Morphemen“ und „eine Mischung der ersten beiden Verfahren, die Bildung sog. hyb-
rider Wörter“ (Lippert 1979: 4). Vgl. hierzu Kupfer (1990: 31-42, 42-46, 47 ff.) für einen systematischen 
Überblick über die Geschichte der Fremdwörter-Entlehnung ins Chinesische, die Entlehnungsarten und vor 
allem die logographische Entlehnung aus dem Japanischen; Lippert (1979: 4 ff.).   
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Bünger 1950b: 177). Das Japanische versorgte den ZGE mit zahlreichen Termini.75 Die Be-
griffe, die diesen Benennungen und Ausdrücken zugrundeliegen, stammen überwiegend aus 
dem deutschen BGB (Ham 2006: 181 ff.; Bünger 1950b: 167 ff.), sind daher nicht ursprüng-
lich Japans eigenes Gedankengut. Die Verfasser des japanischen BGB richteten sich nach der 
deutschen Vorlage als vorrangige Quelle neuer Rechtsbegriffe;76 gleichzeitig formulierten sie 
die aufgenommenen Begriffe unter Rückgriff auf sinojapanische Wörter neu. Einerseits war 
die sinographemische Entlehnung aus dem Chinesischen den japanischen Juristen behilflich; 
anderseits ermöglichte die graphische Rückentlehnung aus dem Japanischen wiederum den 
ZGE-Verfassern, die neu formulierten Zivilrechtstermini direkt zu übernehmen. Bei der gra-
phischen Entlehnung der japanischen Rechtstermini in den ZGE handelt es sich m. E. im 
Endeffekt um die Sinisierung deutscher Rechtsbegriffe. Die sprachliche Verwirklichung die-
ser rechtsbegrifflichen Neuschöpfungen im ZGE ist der Zweck, die Vermittlung durch das 
Japanische und das japanische BGB das Mittel zum Zweck. Dies hängt wiederum mit der 
Funktion der Schriftzeichen als gemeinsame Sinnträger der Vermögensrechtstermini zusam-
men: „Wenn im Chinesischen neue Wörter für neue, aus dem Westen kommende Begriffe mit 
Hilfe einheimischer Morpheme geprägt wurden, so gab die Methode ihrer schriftlichen Wie-
dergabe den Benutzern dieser neugeschaffenen Termini gleichzeitig einen Schlüssel zur Er-
kenntnis der etymologischen Bedeutung dieser Termini mit an die Hand.“ (Lippert 1979: 15). 
I. d. Z. stellen sich noch folgende Fragen: Außer geschichtlichen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Gründen könnte Japans frühere Aufnahme des deutschen BGB und der deutschen 
Rechtsbegriffe – abgesehen von der sprachlichen Affinität zum Chinesischen – auch sprach-
lich bedingt sein? Warum verwendeten die japanischen Juristen für viele wichtige Rechtsbe-
griffe die sinojapanischen Wörter, aber nicht hiragana (  ), und vor allem die 
üblicherweise für die Aufnahme der Fremdwörter eingesetzten katakana (  

)?77 
         Aus dem Dargestellten ist festzuhalten, dass die aus dem Japanischen übernommenen 
Termini m. E. nicht rein japanisch sind: Erstens hatte und hat die japanische Sprache die allen 
bekannte Affinität zum Chinesischen. Viele vom Japanischen übernommene Rechtstermini 
sollten bereits auf eine gleiche oder ähnliche Bedeutung im Chinesischen hindeuten. Zweitens 
sind die juristischen Bedeutungen der ZGE-Termini, seien es die unmittelbar aus dem Japani-
schen übernommenen oder  die neu im Chinesischen geschaffenen, unumstritten in erster Li-
nie Schöpfungen der deutschen Jurisprudenz. Drittens mussten die unmittelbar aus dem Japa-
nischen übernommenen Termini, d. h. die Zusammensetzungen mit Wurzelmorphemen, auf 
Chinesisch auch sinnvoll sein. Ohne die Vermittlung durch das Japanische und dessen BGB 
hätten die Termini auch in gleicher oder ähnlicher Weise auf Chinesisch formuliert werden 
können, wenn auch langsamer und zu einem späteren Zeitpunkt. Semantisch müssen die ein-
schlägigen grundsätzlich aus den identischen Schriftzeichen bestehenden Termini sowohl für 
die Japaner als auch für die Chinesen gleichbedeutend sein, obwohl sie unterschiedlich ausge-
sprochen werden. Schließlich ist diese sinographemische Grundlage der entscheidende Faktor, 

                                                            
75  Dies ist abzusehen von den sachenrechtlichen Vorschriften des ZGE, §§ 953, 1000-1005, 1011-1012, 1021-

1023, 1047, 1053, 1057-1060, 1117, 1154-1155, 1195-1205, 1223, die den entsprechenden Artikeln des j. 
BGB mehr oder weniger ähneln. Siehe diese Artikel in meiner ZGE-Übersetzung. 

76  Außer durch rechtshistorische und geschichtliche Belege wird dies auch sofort bestätigt, wenn man beide 
Gesetzbücher und deren Inhaltsübersichten miteinander vergleicht. 

77  Zu solchen Fragen äußert sich Lippert (2001: 58) folgendermaßen: „It is generally known that the Chinese 
language is not disposed to borrow terms from a foreign language on a large scale. The reasons for this are to 
be found, as Zdenka Novotná has convincingly demonstrated in the character of the Chinese syllable struc-
ture and in the special features of the Chinese script. The Chinese language preferred a different method in 
assimilating Western concepts: it made descriptive replicas of Western terms by means of native morphemes. 
When the morphemes of a Western model were translated in one-to-one relationship, the result was a loan-
translation; more commonly, however, the description was so free that we talk of loan-creations induced by 
foreign concepts.“ 
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der den chinesischen Juristen ermöglicht hatte, die von ihren japanischen Kollegen geleistete 
Vorarbeit bei der Rezeption deutscher Termini schneller in Anspruch zu nehmen.78  
         Die Beiträge des Japanischen und des japanischen BGB zum ZGE und des Weiteren zu 
Chinas moderner Vermögensrechtsterminologie sind nicht maßgebend, aber trotzdem nicht 
unbedeutend. Zu den vom ZGE unmittelbar aus dem Japanischen bzw. dem japanischen BGB 
übernommenen Termini gehören: im Allgemeinen Teil: Person (  ), natürliche Person 
(  ), Pfleger (  ), juristische Person (  ), 
Entmündigung (  ), Quasientmündigung (  ), 
elterliche Gewalt (  ); Wohnsitz (  ), Aufenthaltsort (  

), Verein [als juristische Person] (  ), Stiftung [als juristi-
sche Person] (  ), Vorstandsmitglied (  ), Vorstand 
(  ), Rechtsfähigkeit (  ), Geschäftsfähigkeit 
(  ), Liquidation (  ), Liquidator (  

), Rechtsgeschäft (  ), Willenserklärung (  
), Annahme (  ), Einigung (  ), Vertretung (  ), 

Verjährung (  ), Erlöschende Verjährung (  ), Ersit-
zung (  ); im Schuldrecht: Schuld-/Obligationsrecht (  

), Obligation/Schuld (  ), Vertrag (  ), Gesamtschuld (
 ), Leistung (  ), Schadensersatz (  

), Rücktrittsrecht (  ), Schenkung  (  ), Miete (
 ), Verbrauchsleihe (  ), Gebrauchsleihe (

 ), Verleiher (  ) und Entleiher (  ), 
Dienstvertrag (  ), Auftrag (  ), Verwahrung (  ), Leibrente 
(  ), ungerechtfertigte Bereicherung (  

); im Sachenrecht: Sachenrecht (  ), unbewegliche Sache (  
), bewegliche Sache (  ), Eigentum (  ), Miteigentum 

(  ), Erbbauchrecht (  ), Grunddienstbarkeit (
 ), Zurückbehaltungsrecht (  ), Pfandrecht (  ), 

Besitz (  ), Quasibesitz (  ) usw.79  
 
                                                            
78  Aus diesen Gründen wird in den folgenden Kapiteln, außer Hinweisen auf die japanischen Prototypen an 

manchen Stellen, nicht auf die Unterschiede zwischen den übernommenen Termini und ihren japanischen 
Prototypen in den ursprünglichen gesetzlichen Kontexten eingegangen. Eine fundierte Untersuchung solcher 
Nuancen, eine ausführliche Auseinandersetzung mit den obigen Fragen und eine systematische, dogmenge-
schichtliche Analyse der vermögensrechtlichen Terminologie, u. a. anhand gegenseitiger Ergänzung beider 
Sprachen beanspruchen eine gesonderte wissenschaftliche Abhandlung. 

79  Die Auflistung ist nicht erschöpfend und macht nur einen Ausschnitt der terminologischen Fülle aus. Im 
Laufe der Arbeit werden diese und weitere aus dem j. BGB übernommene Termini (mit Quellenangabe der 
Vorschriften) angeführt. Kurz zur Wortbildungsart, die hier zur Geltung kommt: „Die in der chinesischen 
Sprache bevorzugte Art der Wortschöpfung durch Kombination einheimischer Morpheme“ wird vornehmlich 
„durch den Charakter der chinesischen Schrift bedingt“ (Lippert 1979: 9). „Das Zusammensetzen von Wur-
zelmorphemen“ ist die „dominierende Methode der Wortbildung“ (Lippert 1979: 15) nicht nur im modernen 
Umgangschinesisch, sondern auch bei der Herausbildung der vermögensrechtlichen Terminologie im ZGE. 
Dies wird sich bei der weiteren terminologischen Untersuchung des ZGE zeigen. Ausführliches zu den Me-
thoden der Wortbildung im Chinesischen findet sich bei Lippert (1979: 8-15). Das Ergebnis der sinographe-
mischen Entlehnung aus dem Japanischen ins Chinesische fasst Lippert (2001: 66) so zusammen: „The Chi-
nese had no difficulties in adopting the Japanese neologisms by way of graphic borrowing. Nowadays these 
new terms (including those on the property law) introduced about the turn of the century have become firmly 
established in the Chinese lexicon, and their Chinese users are no longer aware that they are operating with 
borrowed terms. In the course of time, some of these graphic loans went out of use and were replaced by 
genuine Chinese new creations.“ 
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2.4  Das Verdienst des ZGE  
 
Obwohl der ZGE schließlich kein formelles Gesetz werden konnte, wurde er hinsichtlich so-
wohl der Gesetzessystematik und -technik als auch der Ordnung der Rechtsmaterie und Be-
griffsgenauigkeit trotz seiner Lücken und Mängel aufgrund Zeitdrucks und fehlender Erfah-
rungen bei der Zivilgesetzgebung gründlich durchgearbeitet.80 Sein Verdienst in Chinas Zivil-
rechtsgeschichte lässt sich folgendermaßen zusammenfassen: 
         1) Der ZGE diente als die erste und eine wichtige Grundlage für die auf ihn folgenden 
chinesischen Zivilgesetzbücher. Ob nun der Zweite Entwurf, das ZGB oder die eventuellen 
einzelnen Bücher des volksrepublikanischen Zivilgesetzbuchs – bei deren Ausarbeitung wur-
de der Erste Entwurf unmittelbar oder mittelbar, wenn auch zeitlich nicht genau definierbar, 
in gewissem Maße als Vorlage und Referenztext herangezogen. Auch wenn die Rechtsreform 
in der Qing-Periode nicht vollständig realisiert wurde und ein landesweiter Gerichtsaufbau 
nicht gelang, der ZGE diente mit anderen Gesetzentwürfen „den Kodifikationsprojekten in 
der Republikperiode als wichtiges Referenzmaterial“ (Heuser 2008: 204). Es ist nicht über-
trieben, die späte Qing-Zeit (1902-1911) als eine Schlüsselperiode für die Modernisierung des 
chinesischen Rechts, vor allem des Zivilrechts, zu bezeichnen. Dabei war das alte System zur 
Disposition gestellt und die konzeptionellen Fundamente des neuen Systems auch für das Zi-
vilrecht gelegt worden. Das wichtigste Ergebnis aus dieser Gesetzgebungsperiode war der 
ZGE. 
         2) Im Zuge der ZGE-Kodifikation wurde die Zivilgesetzgebung in China eingeleitet. 
Erstmals wurde das Zivilrecht als ein völlig neues Rechtsgebiet geschaffen (SHAO Jiandong 
1999: 86). Gleichzeitig wurde überhaupt der Begriff Zivilrecht selbst in einem exklusiven und 
stetig expandierenden Umfeld rezipiert,81 und mit dem Begriff auch die Unterscheidung zwi-
schen dem öffentlichen und privaten Recht eingeführt. Dies bedeutete das Ende des traditio-
nellen feudalen Rechtssystems und gleichzeitig den Anfang eines neuen, modernen Rechts-
systems, denn „die traditionelle chinesische Rechtskultur war hauptsächlich strafrechtlicher 
Natur und vereinigte alle Rechtsgebiete in sich“ (SHAO Jiandong 1999: 86). Sie hatte bisher 
noch nie das Zivilrecht als ein eigenständiges Rechtsgebiet anerkannt oder einen Unterschied 
zwischen Straf- und Zivilrecht gemacht, denn „trotz einer großen Fülle zivilrechtlicher Nor-
men in allen Dynastien konnte das Zivilrecht nie zu einem einigermaßen selbständigen 
Rechtsbereich erstarken“ (SHAO Jiandong 1999: 86). Durch die Einführung des deutschen 
Zivilrechts in China, insbesondere die Aufnahme des deutschen BGB in den ZGE, „wurde 
also das Verfahren der Annäherung oder der Angleichung des chinesischen Rechtswesens an 
die modernen kapitalistischen Staaten eingeleitet“ (SHAO Jiandong 1999: 86). Noch unbe-

                                                            
80  Obwohl der ZGE nicht als Gesetz verabschiedet werden konnte, wurde er stillschweigend in den Recht-

sprechungen bis zur Veröffentlichung des Zweiten Entwurfs 1925 herangezogen. Man vermutet, dass man-
che Vorschriften des ZGE, „welche den vernünftigen Rechtstheorien entsprachen und mit der Verfassung der 
Republik China nicht in Widerspruch standen“, für deren Obersten Gerichtshof de facto als Rechtssätze gal-
ten (SHAO Jiandong 1999: 84). Nach Bünger (1931: Spalte 259) ist das Oberste Gericht der Republik China 
bei der Rechtsfindung bewusst oder unbewusst diesem Grundsatz gefolgt. Die Richter hätten deshalb beim 
Fehlen einer Gesetzesvorschrift nach dem Gewohnheitsrecht und beim Fehlen des Gewohnheitsrechts nach 
diesen Rechtssätzen entschieden. Die Gründe dafür, dass viele ZGE-Bestimmungen die Funktion von 
Rechtssätzen hatten, sind, dass in dieser Zeit außerordentlich wenige bürgerlich-rechtliche Gesetzesvorschrif-
ten bestanden und das Gericht sich kaum die Mühe gemacht hatte, „gewohnheitsrechtliche Sätze“ aufzusu-
chen (Bünger 1931: Spalte 259). Vgl. hierzu YANG Honglie (1990: 1057 ff.). 

81  Zwar hatte der ZGE nicht das Gesetzgebungsverfahren durchlaufen und waren seine Paragraphen nicht als 
verbindliche Gesetzestexte in Kraft gesetzt worden, seine Inhalte wurden jedoch als Rechtssätze mehr oder 
weniger praktiziert. Man kann annehmen, dass das ZGB nicht nur die überlieferten Normen der Kaiserzeit 
erschöpfte, sondern auch durch Aufnahme zahlreicher Normen und Grundsätze vom ZGE die Rezeption des 
fremden, u. a. deutschen Rechts verwirklichte. Dieser Eindruck bestätigt sich, wenn man die Recht-
sprechungen des Obersten Gerichts der Republik China liest. Vgl. hierzu SHAO Jiandong (1999: 85); YANG 
Honglie (1990: 1168 ff.). 
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dingt zu erwähnen i. d. Z. ist der vom ZGE (durch § 1) beigetragene Begriff mínl�  (Zi-
vilrecht/bürgerliches Recht), dessen moderne Form [mit derselben Bedeutung] mínf�  
heißt. In der Literatur der VR China (WANG Liming 2010: 5; WEI Zhenying 2010: 2; MA 
Junju/YU Yanman 2010: 3) ist die Auffassung weit verbreitet, dass der Begriff Zivilrecht ur-
sprünglich aus dem bürgerlichen Recht des römischen Rechts, jus civile, stammt. Im Zuge der 
Rezeption des fortgeschrittenen europäischen Rechtswesens übersetzte der japanische Gelehr-
te Tsuda Mamichi ( ) (1829-1903) das niederländische Wort Burgerlijk Regt, wieder 
durch sinographemische Entlehnung, als minpo (  ) ins Japanische. Diesen da-
rauf gesetzgeberisch verankerten Begriff entnahmen die ZGE-Redakteure dem japanischen 
Zivilrecht (MA Junju/YU Yanman 2010: 3), jedoch unter Berücksichtigung der von der Qin- 
bis zur Qing-Dynastie geprägten chinesischen rechtsterminologischen Tradition (Heuser 1999: 
85 ff.; Weggel 1980: 28 ff.), die pflegte, Gesetz oder gesetzliche Bestimmungen eher als l�  
(Rechtskodex) anstatt f� zu bezeichnen. Mit der sinisierten Benennung mínl�  (w. Ü.: 
ziviler Rechtskodex) – Teil von Daqing Minlü Cao	an  – wurde Zivilrecht be-
grifflich in China eingeführt. Chinas moderne Benennung vom Zivilrecht (z. B. vom ZGB 
und von den AGZ), mínf� , kommt laut der Literatur (Hanyu Wailaiyu Cidian 1984: 241; 
MA Junju/YU Yanman 2010: 3; WANG Liming 2010: 5; WEI Zhenying 2010: 2) unmittelbar 
aus dem Japanischen und gleicht jedoch inhaltlich mínl� . Die Verankerung desselben 
Begriffs hat Chinas modernes Zivilrecht jedoch die vom ZGE geleistete Vorarbeit zu verdan-
ken.82 
         3) Als der ZGE dem Qing-Kaiser vorgelegt wurde, hatte man ihm Erläuterungen hinzu-
gefügt, in denen die Grundsätze der Ausarbeitung des Entwurfs deutlich zur Sprache kamen. 
Die in der modernen Wirtschaftswelt allgemein gebräuchlichen Rechtsregeln wurden aufge-
nommen. Da der Verkehr über die Ozeane immer mehr zunahm, in chinesischen Häfen der 
Handelskrieg tobte und die Überseechinesen bereits moderne Rechtsreformen praktizierten, 
blieb China im eigenen Interesse nichts anderes übrig, als die allgemein üblichen Standards zu 
übernehmen (YANG Honglie 1930: 906 ff.). Dies spiegelt sich deutlich in den vermögens-
rechtlichen Teilen des ZGE wider. Davon abgesehen wurden im ZGE solche Regeln, die dem 
„Volksempfinden“ (Heuser 2008: 203), genauer gesagt dem Gewohnheitsrecht, der Ming- 
und Qing-Zeit entsprachen, berücksichtigt. „Die die menschlichen Angelegenheiten betref-
fenden Gesetze entstehen aus dem Volksgeist und den Gewohnheiten“, deswegen kann man 
„ihnen nicht durch Zwang Geltung verschaffen, andernfalls würde man uns zu Recht vorwer-
fen, wir verhielten uns wie jemand, der versucht, Zehen den Schuhen anzupassen…“ (Heuser 
2008: 203). Dies bedeutet insbesondere, dass das Familien- und das Erbrecht des ZGE nicht 
von den überlieferten ethnischen und gewohnheitsrechtlichen Wurzeln getrennt werden konn-
ten. Hier ist der grundsätzlich konservative Ansatz des ZGE-Gesetzgebers zu sehen. Erst das 
ZGB hat das Familienrecht aus einem revolutionären Ansatz reformiert. Insofern vereinigte 
der ZGE sowohl moderne als auch die in Chinas Geschichte noch tief verwurzelten konserva-
tiven83 Elemente in sich, und verkörperte den drastischen Übergang von Chinas rein feudaler 
zu dessen moderner Zivilrechtstradition und -ideologie. Dies trug positiv zur gründlicheren 
Modernisierung des chinesischen Zivilrechts bei.  
         4) Der chinesischen Gesellschaft zur späten Qing-Zeit waren bei der Aufnahme des 
westeuropäischen bzw. deutschen Zivilrechts dessen jahrhundertelange Traditionen „des rö-
misch-justinianischen Rechts und des rationalen Naturrechts“ (Heuser 2002b: 19), dessen mit 
rechtsdogmatischer Methode, Technik der juristischen Analyse und Synthese gekennzeichne-
                                                            
82  Einen kurzen Überblick über die Entstehung und Entwicklung des modernen chinesischen Zivilrechts (mínf� 

) und einige Grundbegriffe findet man auch bei MI Jian (2008: 887-891). Mehr Literaturhinweise über 
das chinesische Zivilrecht sind auch zu in „Das großen China-Lexikon“ (Staiger et al. 2008: 936-937) zu fin-
den.   

83  Z. B. die beschränkte Geschäftsfähigkeit der Ehefrauen; siehe dazu die Vorschriften der §§ 9 und 26 ff. ZGE. 
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te Rechtslehre und Judikatur (Heuser 2002b: 20-21) insgesamt unbekannt. Die mit diesen 
Traditionen zusammengehörenden Werte wie Privatautonomie, Menschenrechte, Gewalten-
teilung, Individualismus bzw. Betonung individueller Ansprüche (Heuser 2002b: 20 ff.) hat-
ten in China lang als ungehörig gegolten. Auf der fremden Seite war „eine Welt des Ge-
schäftsverkehrs, der Person, der Vertragspartner und Kläger“, auf der einheimischen Seite 
„eine Welt der Untertanen, der Kaiser und Familien“ (Heuser 2002b: 25). Mit der Einführung 
des Zivilrechts als ein selbständiges Rechtsgebiet durch den ZGE begannen die Chinesen, 
wenn auch langsam und mühsam, zivilrechtliche Denk- und Handlungsweisen zu entwickeln. 
Das ZGB hat große Beiträge dazu geleistet, dass zivilrechtliche Grundsätze und Gedanken 
wie die Gleichberechtigung aller Menschen, das selbständigere Persönlichkeitsrecht, die Ei-
gentumsfreiheit, die Privatautonomie, (darunter Vertrags- und Gewerbefreiheit), die Ehe- und 
Testierfreiheit, die verschuldensabhängige Haftung u. a. m. sich verbreiten konnten.84 In allen 
diesen Aspekten konnten die republikanischen Redakteure auf die Grundlage zurückgreifen, 
die ihre spätkaiserlichen Vorgänger bei der Auslotung der Jahrtausende überdauernden 
Rechtstradition und der durch den Bruch von der Tradition erzeugten Wirkungen sowie bei 
der Berücksichtigung der zivilrechtlichen Grundprinzipien geschaffen hatten. Die Ausarbei-
tung des ZGE war, wie es sich in der modernen chinesischen Gesetzgebung zeigte, von revo-
lutionärer Bedeutung und „brachte einen radikalen Bruch mit dem Überkommenen“ (Bünger 
1950b: 181). Mit diesem Traditionsbruch konnte die „römisch individualistisch-
dynamisch“ (Heuser 2002b: 25) geprägte Rechtsideologie sich zweifelsohne nicht so schnell 
in die ethisch, „familistisch-statisch“ (Heuser 2002b: 25) tradierte Rechtskultur integrieren. 
Jedoch ist dieser Bruch der erste Schritt der Wandlung von einem feudalistischen zu einem 
modernen Rechtssystem. 
         5) Der ZGE diente als eine fundierte Grundlage für die Verbesserung der weiteren chi-
nesischen Zivilgesetzgebung, die schließlich in der Entstehung des ZGB gipfelte. Das Bestre-
ben des Qing-Gesetzgebers war in erster Linie darauf gerichtet, die Anerkennung der Exterri-
torialmächte zu finden. Wohl aus Zeitmangel enthielt der ZGE auch redundante, unklar ge-
staltete, unsauber getrennte oder unpräzis systematisierte Artikel und Ausdrücke. Der ZGE 
orientierte sich stark, aber zugleich fast wahllos am deutschen BGB, was nicht nur Vor-, son-
dern auch Nachteile85 mit sich brachte. An nicht wenigen Stellen des ZGE ist eine starke Spur 
mechanischer und oberflächlicher Übernahme ohne tiefgehende Durchdringung und Einarbei-
tung, in erster Linie nur durch Übersetzung, nachzuweisen.86 Jedoch gerade dank der Erfah-
rungen, die man bei der ersten pandektensystematischen Zivilgesetzgebung, dem ersten Ver-
such in Chinas Geschichte, ausländische Zivilgesetzeswerke zu übersetzen, aufzunehmen, zu 
sinisieren bzw. lokalisieren, gewonnen hatte und der Lehren, die man daraus zog, entstand 
danach das ZGB mit Verbesserungen in vieler Hinsicht. Dazu gehören Präzisierung der Be-
griffsbildung, Verfeinerung der Formulierungen der Rechtssätze und der Termini, größere 
Wirksamkeit bei der Paragraphen-Gestaltung,87 systematischere und rationalere Strukturie-
rung unter mehr Berücksichtigung der Bedürfnisse der chinesischen Rechtsunterworfenen und 
                                                            
84  Das ZGB kamen nicht im ganzen Land tatsächlich zur Geltung. Jedoch wurde in den von der republikani-

schen Regierung kontrollierten und wirtschaftlich entwickelten Regionen eine ordnungsgemäße Zivilge-
richtsbarkeit errichtet. Das Zivilrecht funktionierte und hatte positive Auswirkungen auf die damaligen ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklungen. Ohne die Durchsetzung eines Zivilrechtsbewusstseins 
der Rechtssubjekte wäre dies nicht möglich gewesen. Vgl. SHAO Jiandong (1999: 86).   

85  Die oft von deutschen Juristen kritisierten redundanten Vorschriften der §§ 963 und 964 BGB über die Ver-
einigung von Bienenschwärmen z. B. hatten die ZGE-Verfasser auch wesentlich übernommen und wahllos in 
§§ 1031 und 1031 ZGE eingearbeitet; vgl. hierzu ZHANG Sheng (2004: 87 ff.). 

86  Vgl. YANG Lixin (2002: 9); ZHANG Sheng (2004: 82 ff. u. vor allem 88-90). 
87  Das ZGB umfasst in seiner endgültigen Gestalt insgesamt nur 1225 Paragraphen. Diese Zahl ist an sich schon 

gering, im Vergleich zu der Anzahl von 1316 allein vermögensrechtlichen Paragraphen des ZGE auch des-
halb, weil in das ZGB ein großer Teil des Handelsrechts aufgenommen wurde. Vergleicht man die Artikel 
des ZGE mit denen des ZGB, wird man schnell feststellen, dass bei der Ausarbeitung des ZGB eine mög-
lichst große gesetzliche Wirkung mit möglichst wenig Aufwand an Gesetzestexten erreicht wurde. 



                                                       2. Geschichte und Bedeutung des ZGE  39 

der gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Gegebenheiten Chinas (vgl. SHI 
Shangkuan 2000a: 63-67; WANG Zejian 2001a: 194-196). Insofern verkörpert der ZGE den 
unentbehrlichen Übergang Chinas bei der noch unreifen Aufnahme fremder Zivilgesetzes-
werke zu der selbständigen, reifen Zivilgesetzgebung. 
         6) Dank der Ausarbeitung des ZGE bildete sich in Chinas Geschichte erstmals systema-
tischer Weise die chinesische Zivilrechtssprache heraus. Trotz der bisherigen stilistischen 
Kontinuität der mit klassischem Chinesisch gekennzeichneten Rechtssprache88 einerseits und 
der späteren Revision, Modernisierung und Vervollständigung andererseits haben die sprach-
liche Essenz und der Grundwortschatz des ZGE bis in die Gegenwart als die Grundlage der 
chinesischen Zivilrechtssprache gedient. Die chinesischen zivilrechtlichen Termini waren 
Neuschöpfungen. Um ein Wort für einen bestimmten Begriff zu schaffen, wurden zwei, mit-
unter auch mehr Ausdrücke zusammengestellt, von denen jeder schon an und für sich auf den 
neuen Begriff hindeutete.89 Für die meisten eingeführten juristischen Begriffe und Ausdrücke 
war es nötig, neue chinesische Ausdrücke zu prägen. Der semantische Inhalt des so geschaf-
fenen Wortes war in der Umgangssprache häufig unbekannt, während die einzelnen Wörter 
selbst den Gesetzesadressaten eigentlich nicht völlig fremd oder in anderen Zusammenset-
zungen geläufig sein sollten. Bei näherer Betrachtung konnte man jedoch den Sinn des neuen 
Wortes ungefähr erraten. Der genaue Begriff war nur dem in der modernen Gesetzessprache 
Bewanderten zugänglich und dem Laien unverständlich. Es bedurfte daher erst längerer Zeit, 
ehe die „mit alten Bauelementen“ versetzte, aber „neu geschaffene“ Rechtssprache allgemein 
verstanden werden konnte (Bünger 1934: 23).  

                                                            
88  Der sprachliche Stil des ZGE ist noch stark mit Klassizismen geprägt: Seine Sätze sind noch möglichst kom-

pakt und übersichtlich. Stilistisch gesehen stellt die Sprache des ZGE einen Übergang von der klassisch ori-
entierten Schriftsprache wényánwén  in deren letzter Phase vor der Modernisierung zur Standardspra-
che Hochchinesisch, guóy
  (Nationalsprache) und danach zur gesprochenen Allgemeinsprache 
p
t�nghuà  dar. Einerseits enthält der ZGE, im Vergleich mit Texten in der klassischen Schriftspra-
che, insbesondere denen noch älterer Zeiten, mehr textuelle und satzbezogene Konjunktionen. Aus seinen Pa-
ragraphen ist eine nachvollziehbarere Verknüpfung der Satzeinheiten durch häufiger eingesetzte Konjunktio-
nen zu erkennen. Dies liegt m. E. hauptsächlich daran, dass ein Gesetz den normalen Lesern der späten Qing-
Zeit mit einem durchschnittlichen Bildungsniveau zugänglich und verständlich sein sollte. Eine deutlich ge-
kennzeichnete Satzverknüpfung erleichtert es den Lesern oder Adressaten des Gesetzes, es eindeutig zu ver-
stehen. Dies wurde vom Gesetzgeber bezweckt. Ein anderer Grund dafür ist, dass Rechtsvorschriften vorwie-
gend funktional bedingt sind, d. h. dass sie durch ihre Formulierung und Gestaltung den Gesetzesinhalt und 
die juristische Logik möglichst eindeutig vermitteln sollten. Andererseits gestalten sich die ZGE-Paragraphen 
im Großen und Ganzen doch kürzer und dichter als die Paragraphen der modernen Zivilgesetzeswerke Chi-
nas, vor allem derjenigen der VR China. Dies gilt besonders, was die Formulierung mancher juristischer 
Fachbegriffe und deren syntaktische Verknüpfung anbelangt. Allerdings, wenn man diese modernen zivil-
rechtlichen Paragraphen etwas vereinfacht oder verdichtet, dann stellt man schnell fest, dass der dafür ver-
wendete Satzbau wiederum nicht viel von dem der ZGE-Paragraphen abweicht. Diese sprachliche Kontinui-
tät gilt nicht nur auf der syntaktischen, sondern auch auf Wort- und Morphem-Ebene: „Da die innere Struktur 
eines Wortes im modernen Chinesisch formal dieselbe ist wie der Aufbau einer Wortverbindung in der archa-
ischen Sprache der Zhou-Zeit oder der klassischen Sprache der Nach-Zhou-Zeit und da die Wurzelmorpheme 
eines Wortes der modernen Sprache durch dieselben Schriftzeichen wiedergegeben werden wie die Wurzel-
wörter, aus denen sich die entsprechende Wortverbindung in früheren Sprachschichten zusammensetzte, so 
ergibt sich bei den modernen Wörtern die auffallende Besonderheit, dass ihre äußere Form im schriftlich fi-
xierten Zustand den entsprechenden Wortgruppen der archaischen Sprache völlig gleicht.“ (Lippert 1979: 20-
21). Insofern lässt sich schließen, dass die Rechtsvorschriften sowohl des ZGE als auch der modernen chine-
sischen Zivilgesetzeswerke stilistisch kontinuierlich mittels Klassizismen formuliert werden. Vgl. hierzu 
Lippert (1979: 15-21); WANG Xiao/WANG Donghai (2010: 9 ff.). 

89  Beispiele: quánlì  (Recht) + nénglì  (Fähigkeit) = quánlì nénglì  (Rechtsfähigkeit); 
xíngwéi (Handlung od. Rechtsgeschäft) + nénglì  (Fähigkeit) = xíngwéi nénglì  (Ge-
schäftsfähigkeit [anstatt Handlungsfähigkeit i. d. S.]); zìrán  (Natur od. natürlich) + rén  (Person) = 
zìránrén  (natürliche Person);  f�  (Recht od. gesetzlich od. juristisch) + rén  (Person) = f�rén 

 (juristische Person). Näheres zu den Methoden der Wortbildung i. d. Z. findet sich bei Lippert (1979: 8-15; 
100 ff.). 


